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Fritz Vilmar

W irtschaftsdemokratie
Theoretische und praktische Ansätze, entwickelt auf der Basis 

des DGB-Grundsatzprogramms

I. Wirtschaftsdemokratie ist mehr als Industrielle Demokratie
Bei dem folgenden Aufsatz handelt es sich um 
die Darstellung einer alternativen volkswirt-
schaftlichen Ordnungskonzeption, entwickelt 
aus den wirtschaftspolitischen Leitsätzen des 
DGB-Grundsatzprogramms. Die hier wieder-
gegebene Grundkonzeption einer „Wirtschafts-
demokratie" steht nicht im Gegensatz zu lei-
stungsfähigen Funktionselementen der Markt-
wirtschaft im Sinne des längst überholten 
(aber in der politischen Polemik immer wie-
der beschworenen) Gegensatzes von Markt- 
und Planwirtschaft. Die Notwendigkeit für ein 
Umdenken im ökonomischen Bereich wurde 
einer größeren Öffentlichkeit spätestens mit 
dem abrupten Ende der Wachstumseuphorie 
deutlich, aber auch anläßlich des Versagens 
der .Selbstheilungskräfte' der Wirtschaft in 
der jüngsten Rezession. Für die Konzeption 
einer neuen, stärker gemeinwohlverpflichte-
ten Wirtschaftsverfassung — einer Volkswirt-
schaft im Wortsinn, die für jeden mehr bedeu-
tet als die leidliche Erfüllung seiner Konsum-
bedürfnisse und die sich auch im globalen 
Maßstab mehr auf die gegebenen Interdepen-
denzen und Verantwortlichkeiten besinnt —, 
gibt es sicherlich verschiedene Ansätze. Die 
vorliegende Abhandlung, auf dem DGB-Kon-
zept basierend, dieses aber zum Teil auch wei-
terentwickelnd, soll zur Verdeutlichung und 
sachgemäßen Diskussion einer in der Öffent-
lichkeit bislang viel zu wenig beachteten öko-
nomischen Ordnungsvorstellung beitragen *).

In der bundesrepublikanischen und speziell in 
der gewerkschaftlichen Diskussion ist das Kon-
zept einer Industriellen Demokratie, in Gestalt 
des Mitbestimmungskonzepts, viel zu isoliert 
diskutiert worden; vor allem die Gewerkschaf-
ten sind dabei weithin 1) sozusagen unterhalb 
ihres eigenen programmatischen Niveaus ge- 

1) Als rühmliche Ausnahme sei die Bildungsabtei-
lung der IG Metall genannt, in der eine ältere, ver-
einfachte Fassung des vorliegenden Textes bereits 
1968 als Arbeitsheft erschien. Jedoch hat diese 
Gesamtkonzeption des DGB-Grundsatzprogramms 
in der praktischen Gewerkschaftspolitik — auch bei 
den sonst gern sich einmal radikal gebenden Ge-
werkschaftslinken! — bisher kaum eine Rolle ge-
spielt.

blieben, das von jeher die drei existenznot-
wendigen Prinzipien einer Demokratisierung 
der Wirtschaft enthielt:
Demokratische Rahmenplanung, 
Kontrolle wirtschaftlicher Macht, 
Mitbestimmung auf allen Ebenen.

Da auch und gerade bei uns die Mitbestim-
mung in den letzten Jahren viel zu einseitig 
als wirtschaftsdemokratische Zielvorstellung 
in den Vordergrund gerückt worden ist, wurde 
sie vielfach überschätzt, es wurden ihr wirt-
schaftsdemokratische Regelungsleistungen un-
terstellt, die sie niemals erbringen konnte 
— und um so hämischer konnten dann Mit-
bestimmungskritiker von rechts und links dar-
auf verweisen, daß die Mitbestimmung weder 
das Zechensterben noch den Konzentrations-
prozeß in der Montanindustrie noch die Bran-
chenkrisen in anderen Bereichen oder die 
Rezessionen habe verhindern können. Nun 
sind solche Wundertaten der Mitbestimmung 
von ihren Verfechtern freilich niemals zuge-
schrieben worden — man hat aber die Mitbe-
stimmung jahrelang isoliert, ohne die volks-
wirtschaftliche Rahmenplanung und die Kon-
trolle wirtschaftlicher Macht als unabdingbar 
notwendige, ergänzende wirtschaftsdemokra-
tische Strategien mit in die gesellschaftspoli-
tische Diskussion zu bringen. Es ist hohe Zeit, 
daß dies nachgeholt wird. Daß Wirtschafts-
planung und Kontrolle der großen Unterneh-
men allein noch keine Wirtschaftsdemokratie 
verwirklichen, solange die Mitbestimmung der 
Produzierenden auf allen Ebenen des wirt-
schaftlichen Prozesses nicht hinzukommt, das 
wissen wir aus den Erfahrungen in Osteuropa. 
Umgekehrt aber kann auch Mitbestimmung, 
„Industrielle Demokratie“, allein keine demo-
kratische Wirtschaftsverfassung herstellen, so-
lange sie nicht durch volkswirtschaftliche 
planvolle Stabilitätspolitik und eine wirkungs-
volle Kontrolle wirtschaftlicher Großmacht er-
gänzt und abgesichert wird.

Der vorliegende Text wird in erweiterter Form (zu-
sammen mit Beiträgen mehrerer Autoren über Mit- 
bestimmungs- und Demokratisierungskonzepte in 
anderen europäischen Staaten) auch publiziert in 
dem im Mai 1975 erscheinenden Band „Industrielle 
Demokratie in Westeuropa“ (Reihe rororo aktuell, 
Nr. 1711).



II. Am Ende der Wachstums- und Vergeudungseuphorie
Einiges spricht dafür, daß diese Erkenntnis 
der Notwendigkeit gesamtwirtschaftlicher de-
mokratischer Planung, Steuerung und Kon-
trolle in allernächster Zeit endlich von einer 
großen Mehrheit (oder zumindest von wichti-
gen, relevanten Minderheiten) in den west-
lichen Industriestaaten erkannt wird, — daß 
diese Zielvorstellungen endlich nicht mehr dif-
famiert werden können als Ausgeburten will-
kürlich-ideologischer sozialistischer Planungs-
und Sozialisierungswut, sondern daß sie ein-
sichtig werden als das, was wissenschaftlich-
sozialistische ökonomische Theorie freilich 
seit einem halben Jahrhundert erkannt hat: 
Überlebensbedingungen der industriellen Ge-
sellschaft. Seit die Inflationsraten in unseren 
Industriegesellschaften sprunghaft von 2 bis 
3 0/o auf 7 %, ja über 20 °/o hochgeschnellt 
sind, seit Massenarbeitslosigkeit sich wieder 
zu einer bösartig-chronischen Schwäche der 
kapitalistischen Gesellschaft zu entwickeln 
scheint und auch in der Bundesrepublik Voll-
beschäftigung nicht mehr als Selbstverständ-
lichkeit betrachtet werden kann, seit die teil-
weise sprunghaft steigenden Rohstoffpreise, 
insbesondere die Olpreise, die fatalen Abhän-
gigkeiten der Industriesysteme von ehemals 
verachteten Kolonialländern deutlich machen, 
die Ölkrise zum erstenmal das Menetekel des 
ökonomischen Zusammenbruchs an die Wand 
gemalt hat und Ölscheichs sich „erdreisten", 
kurzerhand Mitbesitz an „Kronjuwelen" der 
westdeutschen Industrie sich zu verschaffen 
(Krupp, Daimler-Benz .. .), und seitdem multi-
nationale Konzerne immer offensichtlicher 
ihre polypenhafte Macht demonstrieren — seit 
dem all dies in den letzten zwei Jahren, lawi-
nenartig anwachsend, die Wohlstandseuphorie 
der westlichen Wirtschaftsbürger unter sich 
zu begraben beginnt, werden die Schwächen 
unseres Wirtschaftssystems, zugleich aber 
auch die Schwäche der bis jetzt akzeptierten 
politischen Eingriffsmöglichkeiten immer mehr 
erschreckend deutlich.

Freilich muß man sich fragen, welche Schocks 
noch notwendig sind, damit die Ideologie von 
der funktionierenden, Wohlstand garantieren-
den sozialen Marktwirtschaft aus den Köp-
fen der Mehrheit verschwindet. Es ist er-
schreckend zu beobachten, wie langsam die 
einprogrammierten Verhaltensweisen des ver-
schwenderischen Produzierens und Konsumie-
rens, des gedankenlosen liberalen Wirtschafts-
wunder-Glaubens überwunden werden. Die 
Ölkrisen vom Herbst/Winter 1973/74, die ein 
heilsamer Schock hätte sein, eine Wende der 
Wirtschaftspolitik hätte bewirken können, 

hatte den Grad der Verblendung, die Tendenz 
zur Vogel-Strauß-Politik allgemein deutlich 
gemacht: Offensichtlich nur für einen kurzen, 
gleichsam stockenden Atemzug vermochte 
dieser spektakuläre Höhepunkt einer seit Jah-
ren erkennbaren Krise unserer wirtschaft-
lichen und ökologischen Entwicklung uns vor 
Augen zu führen, daß naiver Wachstumsglaube 
und unsystematische Intervention als Wesens-
merkmale unserer ökonomischen Entwicklung 
politisch nicht mehr zu akzeptieren sind.

Das Wachstumsprinzip des Vergeudungskapi-
talismus, das eine erholsame, wenn auch er-
zwungene, Atempause lang außer Kraft ge-
setzt war, wurde wiederhergestellt, als wäre 
nichts geschehen. Glaubt man den verantwort-
lichen Konzernherren, Parteipolitikern und 
Meinungsmachern, so ist ein alternatives wirt- 
schafts- und ordnungspolitisches Konzept, das 
zeigt, wie anders wirtschaftliche Stabilität, 
Arbeitsplätze und der sogenannte Wohlstand 
gesichert werden können, nicht vorhanden 
oder als unrealistische Gedankenspielerei in 
den Köpfen einiger intellektueller Utopisten 
abzutun.

Daß dem Wirtschaftswachstum im wirtschafts-
politischen Zielkatalog noch immer fast 
oberste Priorität eingeräumt wird, hängt we-
sentlich damit zusammen, daß das ökonomi-
sche Wachstum als genereller Konfliktlösungs-
mechanismus in der kapitalistischen Klassen-
gesellschaft angesehen wird: Je höher die 
Wachstumsrate und damit das verteilbare ge-
samtwirtschaftliche Produkt, desto leichter 
können die konkurrierenden Ansprüche der 
gesellschaftlichen Gruppen befriedigt, die 
eklatanten Ungerechtigkeiten der Vermögens-
verteilung überspielt werden. Im Verteilungs-
kampf kann nur bei expandierender Wirt-
schaft das Einkommen aller Gruppen absolut 
steigen, ohne daß dafür die bestehenden Be-
sitz- und Einkommensverhältnisse geändert 
werden müßten. Das Wirtschaftswachstum ist 
so „unverzichtbar", weil es jedermann besser 
stellt und auch noch die „Gemeinschaftsauf-
gaben" finanziert, ohne jemandem weh tun 
zu müssen und weil es zugleich die durch 
Rationalisierung (Automation) „Freigesetzten" 
nicht arbeitslos werden ließ, sondern ihnen 
neue Arbeitsplätze verschaffte. Privater Reich-
tum bei öffentlicher Armut, eine total unde-
mokratische Einkommens- und Vermögensver-
teilung, zunehmende Konzernmacht in der 
Wirtschaft und Gesellschaft und vor allem die 
Umweltzerstörung (Raubbau an der Natur, die 
Zerstörung eines humanen, sozialen Umfeldes) 
sind die unausweichlichen Folgen dieses



„Wachstums", genauer gesagt: einer zur Über-
produktion tendierenden und auf massenhaf-
ter Verschwendung basierenden kapitalisti-
schen Wirtschaftsweise.

Inwiefern von Überproduktion und einer 
organisierten massenhaften Vergeudung von 
Rohstoffen, Gütern und menschlicher Arbeits-
kraft gesprochen werden kann, möge die fol-
gende Bestandsaufnahme verdeutlichen:

Fälschlich wird von „Überflußgesellschaft" 
geredet. Denn selbst in den reichen Industrie-
gesellschaften gibt es eine große Mehrheit 
von Menschen, die gern ein Auto, eine mo-
derne Kücheneinrichtung, eine bessere Woh-
nung besitzen möchten, aber nicht die Kauf-
kraft besitzen, um sich diese angeblich im 
Überfluß vorhandenen Apparate und Einrich-
tungen des gehobenen Konsums zu leisten. Da 
allzu vielen (die sehr wohl einen Bedarf ha-
ben) die Kaufkraft mangelt, entwickelte die 
Industrie äußerst fragwürdige Strategien, um 
die besser Verdienenden, die Zahlungskräfti-
gen dazu zu veranlassen, immer Neues zu 
kaufen — selbst dann, wenn das Alte noch 
gar nicht verbraucht ist. Und da die meisten 
diese ständige Tendenz zur Überproduktion 
wie ein unabwendbares Schicksal der indu-
striellen Gesellschaft und nicht etwa als Struk-
turfehler des privatwirtschaftlichen Systems 
ansehen — da sie wissen, daß Absatzstockung 
vielleicht auch für sie selbst Arbeitslosigkeit 
bedeuten kann —, wird der Konsumzwang 
mehr und mehr in eine Art Tugend, fast sogar 
in eine gesellschaftliche Pflicht umgedeutet.

Die Gesamtstrategie, die von Industrie und 
Werbeagenturen im Laufe der letzten Jahr-
zehnte mit einer beispiellosen Perfektion zur 
verschwenderischen Steigerung des Ver-
brauchs entwickelt worden ist, sei hier an 
fünf Methoden kenntlich gemacht:

1. Die Werbung für den Mehrfachbesitz.
2 . Wo immer möglich, werden Waren zum 
Wegwerfen konstruiert.

3. Mit Hilfe einer neuen makabren Ingenieurs-
kunst wird in die technischen Geräte schon 
der Verschleiß eingeplant.

4. Neben der geplanten technischen ist der 
modische Verschleiß zu nennen: „Eine blü-
hende Bekleidungsindustrie ist auf der Grund-
lage einfachen Nutzwertes einfach nicht mög-
lich. Wir müssen den Verschleiß beschleuni-
gen ... Unsere Aufgabe besteht darin, den 
Frauen die Freude an dem, was sie haben, zu 
nehmen. Wir müssen sie so unzufrieden ma-
chen, daß ihre Männer, wenn die übermäßig 
sparsam sind, weder Ruhe noch Frieden fin-
den." 1a)

5. Schließlich soll noch jene zumindest in den 
Vereinigten Staaten zu einer volkswirtschaft-
lichen Gefahr gewordene Methode des Raten-
kaufs erwähnt werden. Der Kaufpreis wird in 
endlose Raten zerstückelt, auch dem „kleinen 
Mann" wird vieles, was er sich im Grunde 
nicht leisten kann, als erschwinglich darge-
stellt. Die finanzielle Abhängigkeit, in die sich 
Millionen durch die Ratenverschuldung bege-
ben, kümmert die Wirtschaft wenig. Im Ge-
genteil: denn sie trägt in fataler Weise zur 
Bindung an den Betrieb bei.

Nur hingewiesen werden kann hier auf die 
„staatsinterventionistischen" Formen der or-
ganisierten Vergeudung. Es sind vor allem die 
staatlichen, weit über verteidigungspolitische 
Notwendigkeiten hinausgehenden Rüstungs-
ausgaben als Mittel zusätzlicher Kaufkraft-
schöpfung und staatlicher Absatzförderung. 
Die gegenseitige Bedrohung von Kommunis-
mus und Kapitalismus hat natürlich eine we-
sentliche Rolle im Rüstungswettlauf der letz-
ten Jahrzehnte gespielt. Man kann aber nach-
weisen — und ich habe das in meiner Unter-
suchung über „Rüstung und Abrüstung im 
Spätkapitalismus" getan —, daß insbesondere 
die amerikanische Rüstungspolitik nicht nur 
außenpolitisch, sondern vor allem kapitali-
stisch-innenpolitisch begründet ist2).

1a) Zitiert nach Vance Packard, Die große Ver-
schwendung (Fischerbd. 580, Ffm. 1961, S. 32). Vgl. 
auch eine neuere Untersuchung, die in der „Süd-
deutschen Zeitung" vom 12. 2. 1975 wie folgt resü-
miert wird: „Mehr als die Hälfte der Anzeigenwer-
bung in der Bundesrepublik ist — gemessen an den 
Richtlinien, die sich die Werbewirtschaft selbst ge-
geben hat — irreführend. Zu diesem Ergebnis kam 
eine Untersuchung des Instituts für angewandte 
Verbraucherforschung, die im Auftrage der Bonner 
Arbeitsgemeinschaft der Verbraucher (AGV) durch-
geführt wurde ... Das Untersuchungsergebnis des 
Kölner Forschungsinstituts .. . macht deutlich, daß 
rund 46% aller Anzeigen übertriebene Verspre-
chungen enthalten . . . Lediglich 35 % aller Anzei-
gen waren aus der Sicht der Verbraucherorganisa-
tion nicht zu beanstanden und wurden von den vier 
zur Bewertung eingesetzten Fachleuten als ein-
wandfrei bezeichnet ..."
2) Die USA repräsentieren heute ein Wirtschafts-
system, dessen relativ gute, aber immer wieder be-
drohte ökonomische Stabilität durch seine Rü-
stungsausgaben wesentlich mitbegründet ist und 
ohne sie krisenhafte Züge annehmen würde. Nicht 
zuletzt haben die meist den Konzernen zugute kom-
menden riesigen staatlichen Rüstungsaufträge der 
letzten Jahrzehnte wirtschaftliche Konzentrations-
prozesse regionaler, branchenmäßiger und besitz-
mäßiger Art hervorgerufen, die ihrerseits nunmehr 
einem Abbau des Rüstungssektors, einer realen 
Abrüstungspolitik machtvoll entgegenwirken. Auch 
im europäischen Kapitalismus der Nachkriegszeit 
ist die Rüstung beschäftigungspolitisch als wesent-
licher Auftragsfaktor in bestimmten Industriezwei-
gen ein so wichtiges Element geblieben, daß Ab-
rüstung diese Staaten vor schwierige Umstellungs-
probleme stellen würde.



III. Die Hauptursache der Instabilität des kapitalistischen 
Wirtschaftssystems

Angesichts der Tatsache, daß unser gegen-
wärtiges Wirtschafts- und Gesellschafts-
system sinnlose Produktionen und Tätigkeiten 
in einem hohen Ausmaß hervorbringt, muß die 
Frage gestellt werden: Welches sind letztend-
lich die ökonomischen Ursachen, die in unse-
rer Gesellschaft die Menschen in der Arbeits-
welt in die Rolle des irrational mehr und mehr 
Produzierenden drängen, und in der „Freizeit" 
in die Rolle des vorprogrammierten Konsum-
apparates? Muß an unserem System nicht 
etwas grundlegend disfunktional, den Inter-
essen und Bedürfnissen der Betroffenen zu-
widerlaufend sein?

Die ständige privatwirtschaftliche Tendenz 
zur Überproduktion ist nur erklärbar mit 
dem grundlegenden Systemfehler, auf dem 
letztlich alle einzelnen Erscheinungen der 
makroökonomischen Ungleichgewichte (Stag-
nation, Krisen) beruhen. Der fundamentale 
Mangel unseres ökonomischen Systems ist 
dessen Abhängigkeit von den Kapitalverwer-
tungsinteressen Weniger, d. h. von deren 
kaum eingeschränkter Entscheidungsfreiheit im 
Sinne der Profitmaximierung. Die Fehlentwick-
lung entspringt dabei, rein ökonomisch be-
trachtet, nicht aus dem Profitinteresse als sol-
chem — was immer man gesellschaftspolitisch 
und moralisch dagegen einwenden mag. Sie 
entspringt der notwendigerweise irrationalen 
einseitigen Profitorientierung, d. h. dem Un-
vermögen der Kapitaleigner und ihrer Mana-
ger, ihre unternehmenspolitischen Entschei-
dungen: also ihre Investitions-, Lohn- und Ge-
winnpolitik den Zielsetzungen und Stabilitäts-
normen einer volkswirtschaftlichen Planung 
freiwillig unterzuordnen. Das isolierte Inter-
esse an der Vermehrung ihres Kapitals und 
die daraus sich ergebende grundsätzliche Ab-
lehnung einer nicht diesen Interessen unter-
geordneten, also volkswirtschaftlichen Pla-
nung, wird ergänzt durch das beständige Inter-
esse der Produzenten, sich von den Anforde-
rungen der Nachfrage und den konkreten 
Wünschen der Verbraucher durch Ausschal-
tung der Konkurrenz sowie durch Marktmani-
pulation („marketing") zu entlasten. Damit 
aber entfremdet sich die Produktion von ihrem 
gesellschaftlichen Zweck, der Versorgung der 
einzelnen Bürger.

Die Beschränktheit jeder marktwirtschaft-
lichen Planung auf das bloße betriebswirt-
schaftliche Interesse der Industriellen und 
ihre primäre Orientierung am kurzfristigen, 
bestenfalls mittelfristigen Profit hat gesamt-

wirtschaftlich zur Folge, daß tendenziell die 
Produktionsmittel und Produktionskapazitäten 
weit schneller entwickelt werden als die kauf-
kräftige Nachfrage. Die Entwicklung der Pro-
duktionsmittel ist eine unabdingbare Voraus-
setzung für Wahrung und Ausbau der Markt-
position und damit für die weiteren Profit-
chancen. Die Nachfrage dagegen erscheint im 
profitwirtschaftlichen System gleichsam nur 
als notwendiges Übel, sie erscheint für den 
einzelnen Kapitaleigner/Manager zunächst nur 
als Lohn- und Gehaltskosten, die bekanntlich 
so niedrig wie möglich zu halten sind. Die 
Vernachlässigung der Nachfrageentwicklung 
schlägt aber letztlich gegen die Unternehmer 
zurück: unzureichende gewinnbringende Ab-
satzmöglichkeiten verhindern periodisch In-
vestitionschancen, bahnen Wirtschaftsstockun-
gen an. Gewinner dieser periodischen Stagna-
tionen und Krisen sind die großen (multi-
nationalen) Konzerne, deren Kapitalreserven 
und Rücklagen groß genug sind, um jede 
Krise zu überstehen und dabei noch um so 
billiger kleinere Unternehmen aufzukaufen, 
die in geschäftliche Schwierigkeiten geraten.
Der beschriebene privatwirtschaftliche Me-
chanismus — notwendige einseitige Profit-
orientierung mangels gesamtwirtschaftlicher 
Planung und Tendenz zur Überproduktion 
(bzw. Unterentwicklung der kaufkräftigen 
Nachfrage!) erzeugt konjunkturelle Auf- und 
Abschwünge, sogenannte Zyklen. Dabei führt 
jeder konjunkturelle Aufschwung zunächst zu 
einer stark wachsenden Neigung, neue Pro-
duktionsanlagen zu errichten, also neu zu in-
vestieren, um der anschwelienden Nachfrage 
gerecht zu werden. Ist aber der Höhepunkt 
der Konjunktur erreicht — die Konsumgüter-
nachfrage kann noch auf vollen Touren lau-
fen —, kommt es in der Investitionsgüterindu-
strie schon zu Absatzstockungen. Es entstehen 
unausgelastete Kapazitäten. Der Trend zum 
wirtschaftlichen Ungleichgewicht im Sinne 
tendenzieller „Überproduktion" (Unterkon-
sumtion), sinkender Investitionsneigung, An-
häufung unverwertbaren Kapitals setzt sich 
fort. Als zentrales Problem, so können wir zu-
sammenfassend sagen, stellt sich also in einem 
kapitalistischen Wirtschaftssystem das der 
Unverwertbarkeit angehäuften Kapitals. Nach 
Marx führen die daraus folgenden Krisen, 
Wirtschaftsstockungen, Massenarbeitslosig- 
keiten, Bankrotte zu immer schwereren, sich 
verschärfenden Krisen bis zur Selbstzerstö-
rung des Kapitalismus (vgl. „Das Kapital", 
Bd. I, 24. Kap., 7. Abs.).



IV. Vom Imperialismus und Staatsinterventionismus 
zum „Plankapitalismus"

Entgegen der Marxschen Prognose hat das 
kapitalistische System durch konzernpoli-
tische Konzentration und Planung sowie durch 
staatliche (nach außen imperialistische und 
nach innen interventionistische) Eingriffe zahl-
reiche — oft äußerst inhumane — „antizykli- 
sehe" Methoden der Sicherung und Förderung 
zusätzlicher profitabler Kapitalverwertung ent-
wickelt, so daß die Verschärfung der Krisen 
nicht mehr als unumstößliches Gesetz der 
Volkswirtschaft in Rechnung gestellt werden 
kann, (übrigens war und ist auch das Wachs-
tum des antikapitalistischen, planwirtschaft-
lichen Systems der Ostblockstaaten für den 
Weltkapitalismus und insbesondere für die 
Bundesrepublik in der Systemkonkurrenz mit 
der DDR eine ständige Herausforderung zur 
Verhinderung einer schweren Krisenentwick-
lung). Der im Laufe des 20. Jahrhunderts ent-
wickelte Staatsinterventionismus ist inzwi-
schen zu einem System des sogenannten 
„Plankapitalismus“ weiterentwickelt worden. 
Ihm ist es insbesondere seit 1945 mit den fol-
genden Methoden gelungen, eine große kapi-
talistische Krise hintanzuhalten:

1. Entwicklungs- und Bestimmungselemente 
des Plankapitalismus

Kolonialpolitik — „Entwicklungspolitik“

Kapitalexport, z. T. kaschiert durch Entwick-
lungskredite;
Waren- und Waffenexport;
Einfuhr billiger Rohstoffe und Halbfabrikate 
in Verbindung mit Schutzzollpolitik;
Auswanderung überflüssiger Arbeitskräfte — 
später: Auffüllung des Arbeitskräftepotentials 
aus unterentwickelten Staaten.

Konzern- und Kartellplanung

A) Organisationsiormen
Oligopolisierung, Tendenzen zu multinationa-
len Konzernen;
Mischkonzernbildung;
Kartellbildungen verschiedener Art, z. B.: Preis-
kartell, Konditionenkartell, Qualitätskartell, 
Regional-, Gebietskartell.

B) Planungsformen
Marketing-, Vergeudungs-, Verschleißplanung; 
Preisplanung;
Personal-, Rationalisierungsplanung;
kurz- und mittelfristige, verschwenderische 
Investitions- und Produktplanung (kosme-
tische Produktdifferenzierung).

Staatlicher Vergeudungskonsum
Nationale Rüstung des Staates;
Aufkauf landwirtschaftlicher Produkte; 
unproduktive Beschäftigung (Aufblähung der 
Bürokratie u. ä.)

Staatliche Globalsteuerung
Deficit spending (künstliche Nachfrageschaf-
fung mit Hilfe von Staatsverschuldung);
Volkswirtschaft!. Gesamtrechnung und Natio-
nalbudgetierung (Haushaltsplan), allgem. Zu-
nahme der Staatsausgaben und -investitionen; 
antizyklische Geld-, Kredit- und Steuerpolitik; 
mittelfristige Finanzplanung (Konjunkturaus-
gleichsrücklage) ;
Politik mit Unternehmen der öffentlichen 
Hand.

Politik der Masseneinkommenssteigerung 
Sicherung der Tarifautonomie;
staatliche Rentenpolitik;

Sozialpolitik (z. B. Umschulungsbeihilfen, Ge-
sundheitsvorsorge, Arbeitszeitverkürzung ...). 
Insbesondere nach 1945 haben sich, weit über 
bloßen „Keynesianismus" hinaus, insbeson-
dere in Westeuropa zunehmend Systeme der 
systematischen „ökonometrischen" Erfassung 
der ökonomischen Entwicklung und, darauf 
aufbauend, bedeutende Ansätze zur planvol-
len Reglementierung und Stabilisierung inner-
halb des Spätkapitalismus selbst herausgebil-
det, und es sind die Instrumente und Strate-
gien bekannt, die an Stelle eines bloßen Plan-
kapitalismus eine demokratische Wohlfahrts-
planung und Industrieverfassung herstellen 
können. In Skandinavien, England, Frankreich 
und Holland sind nach 1945 Systeme der „in- 
didaktiven" (das heißt orientierenden), nicht 
„imperativen" (befehlenden) Wirtschaftspla-
nung entwickelt worden; der niederländische 
Planungstheoretiker Jan Tinbergen wurde we-
gen seiner Pionierleistungen auf dem Gebiete 
der Ökonometrie mit dem Nobelpreis ausge-
zeichnet. Auch in Italien wurden nationale 
Entwicklungsplanungen in Gang gesetzt. Seit 
Anfang der 60er Jahre hat auch die EWG- 
Kommission begonnen, mittelfristige Progno-
sen und Planungsentwürfe zu entwickeln. Sie 
stieß dabei zunächst auf die Planungsfeind-
lichkeit der Erhardschen Wirtschaftspolitik, 
so d

3
aß einer der Brüsseler Planungsexperten, 

Pierre Uri ) klagte: „Mit der Integration in 

3) Pierre Uri, Die Organisation (Planung) der Län-
der untereinander zur Errichtung Europas, in: An-
nalen der Gemeinwirtschaft, H. 1/63.



einen gemeinsamen Markt stellt sich unaus-
weichlich das Problem einer europäischen 
Planung . . . Dazu ist es aber notwendig, daß 
dieses einverständliche Planen nicht bei be-
stimmten Teilnehmern auf grundsätzliche Ab-
lehnung stößt . . . Frankreich hat . . . ein Gene- 
ralkommissiariat errichtet, das für jeweils vier 
oder fünf Jahre Pläne . . . aufstellt. In Belgien 
ist vor kurzem ein Programmierungsamt ein-
gerichtet worden. Italien hat die Errichtung 
eines staatlichen Planrates beschlossen. Die 
Niederlande kennen schon seit langem lang-
fristige Entwicklungsmodelle. Der deutsche 
Bundeswirtschaftsminister (Erhard) dagegen 
hat einen solchen Abscheu vor allem, was 
überhaupt entfernt nach Planung aussieht, daß 
er schwere Bedenken sogar gegen die Vor-
ausschätzungsmethoden hegt, die lediglich 
den Blick in die Zukunft aufhellen wollen."

Die planungsfeindliche „Soziale Marktwirt-
schaft" der Bundesrepublik mußte erst in die 
wirtschaftliche Rezession 1966/68 hineinschlit-
tern, um eine plankapitalistische Reform zu er-
möglichen. Nach dem politisch folgerichtigen 
Sturz Erhards wurden durch das Schillersche 
„Stabilitätsgesetz" im Sommer 1967 erstmalig 
dem Staat wirtschaftliche Planungsvollmach-
ten erteilt. In diesem Gesetz wird nämlich die 
Bundesregierung verpflichtet, zur Aufrechter-
haltung von Vollbeschäftigung und Wirt-
schaftswachstum einen „Jahreswirtschaftsbe-
richt" vorzulegen, der „eine Darlegung 
der ..., angestrebten wirtschafts- und finanz-
politischen Ziele", eine sogenannte „Jahres-
projektion“, enthält. Diese Jahresprojektion 
liefert zwar der sogenannten freien Wirtschaft 
nur Orientierungsdaten, sie verpflichtet aber 
zumindest die staatliche Wirtschaftspolitik. 
Diese orientiert und bindet sich sogar mittel-
fristig. Es heißt in dem Gesetz: „Der Haus-
haltswirtschaft des Bundes ist eine fünfjährige 
Finanzplanung zugrunde zu legen. In ihr sind 
Umfang und Zusammensetzung der voraus-
sichtlichen Ausgaben und die Deckungsmög-
lichkeiten ... darzustellen."

2. Plankapitalismus — nur im Interesse der 
Konzerne?

Dieses System aus „indikativen", orientieren-
den (nicht „imperativen", befehlenden) Metho-
den des planenden Einwirkens des Staates 
und eigenen Planungs- und Vergeudungsstra-
tegien der Konzerne kann Wirtschaftskrisen 
jedoch nur vorübergehend und partiell, mit 
inflationärer Ausgabenpolitik und mit teil-
weise inhumanen Methoden, verhindern. Vor 
allem aber: solange diese wenigen volkswirt-
schaftlichen Planungsinstrumente von Regie-
rungen realisiert werden, die die wirtschaft-

lichen Repressalien der Kapitalvertreter fürch-
ten müssen, solange ist nicht mit Gewißheit 
auszumachen, ob und wie lange dieser „Pla-
nungskapitalismus" den Ausbruch neuer großer 
Krisen tatsächlich verhindern kann. Bei dem 
gegenwärtig denkbaren Zusammentreffen von 
ökonomischen Schwierigkeiten in den Indu-
striestaaten mit zunehmender Verknappung 
und Verteuerung der Ressourcen sowie poli-
tisch-militärischen Gegenmachtbildungen in 
der Dritten Welt ist zu bezweifeln, ob ein zu-
nehmender Prozeß von „Stagflation" und Ar-
beitslosigkeit bis hin zum ökonomisch-politi-
schen Kollaps langfristig aufzuhalten ist.
Gleichwohl ist es für die Entwicklung einer 
Wirtschaftsdemokratie von größter Bedeu-
tung, daß in fortgeschrittenen Politiken des 
Plankapitalismus schrittweise bereits Instru-
mente der Erfassung, Prognose und Beeinflus-
sung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
ausgebildet werden. Unfähig, innerkapitalisti-
sche (Macht-)Veränderungsprozesse und Re-
formperspektiven adäquat zu begreifen, ver-
sucht eine undialektische dogmatisch-marxisti-
sche Kapitalismusanalyse, in den neuerdings 
sich entwickelnden Planungsmethoden „nichts 
als" Stabilisatoren der Kapitalverwertung zu 
sehen. Darauf läuft u. a. auch Huffschmids die 
Liquidation des Wirtschaftsliberalismus anson-
sten ausgezeichnet darstellende, detaillierte 
Analyse des westdeutschen Konzern- und 
Plankapitalismus4) hinaus: „Die Globalsteue-
rung, so läßt sich zusammenfassend sagen, ist 
ein theoretisches Konzept, das nur ... zugun-
sten der Monopole, Oligopole und organisier-
ten Gruppen realisiert werden kann." Zuvor 
aber hatte Huffschmid (S. 117 f.) festgestellt, 
daß die Investitionslenkung, Herzstück der 
Globalsteuerung, durchaus je nach gesell-
schaftspolitischen Machtverhältnissen variier-
bar ist: „Es ist nicht zu bestreiten, daß die In-
vestitionen Motor und tragendes Element der 
wirtschaftlichen Entwicklung sind. Aber das 
Problem besteht darin, festzusetzen, welche 
Investitionen vorgenommen werden sollen, 
und wer sie vornehmen soll. Dies ist eine 
Frage der . . . Wirtschafts- und Gesellschafts-
ordnung." Mit anderen Worten: bei veränder-
ten politischen Machtverhältnissen brauchten 
Globalsteuerung und die anderen konjunktur-
politischen Instrumente durchaus nicht allein 
den Profitinteressen zu dienen.

4) Jörg Huffschmid, Die Politik des Kapitals, Frank- 
furt/M. 1969, bes. 121 ff.

Die Schaffung und Erprobung volkswirtschaft-
licher Planungsinstrumente dienen bereits 
heute keineswegs allein und einseitig nur dem 
organisierten Kapital. Vielmehr wird damit in 
doppelter Hinsicht eine wichtige Vorausset-



zung für reale Wirtschaftsdemokratie geschaf-
fen: einmal, weil nur das Vorhandensein hoch-
entwickelter computerisierter Planungsmecha-
nismen im Falle eines sozialistischen politi-
schen Machtwechsels den Linken ermöglicht, 
das Programm einer volkswirtschaftlichen 
Steuerung der Wirtschaft im Interesse des Ge-
meinwohls zu verwirklichen. Zum anderen 
aber, weil durch eine stabilere Wirtschaft 
und Beschäftigung die Existenzsicherung und 
Selbstsicherheit der Massen, deren Bildung, 
gesellschaftliche Ansprüche, Reformforderun-
gen, Tendenz zur Wahl progressiver Parteien 
steigen, und zwar besonders deshalb, weil zu-
gleich immer empörender die Inhumanität ka-
pitalistischer Produktionsverhältnisse hervor-
tritt. Das bestehende System erweist sich nicht 
nur zu einer Korrektur der (wenig augen-
scheinlichen) skandalösen Vermögensvertei-
lung unfähig; es erweist sich — sehr augen-
scheinlich — auch unfähig, die infrastruktu-
reilen Aufgaben zu meistern: Wohnungs- und 
Städtebau, Verkehrsordnung, Bildung und die 
Wiederherstellung einer lebenswerten Um-
welt. Ferner erweist sich ganz konkret im Be-
trieb und in der Politik der multinationalen 
Konzerne mehr und mehr die Unerträglichkeit 
privatwirtschaftlich-autoritärer Willkürakte 
(zuletzt deutlich sichtbar in der betrieblichen 
.Personalpolitik' vieler Unternehmen anläß-
lich der jüngsten Rezession).
Mit anderen Worten: Wenn wir das ge-
schichtlich überholte marxistische Transfor-
mationskonzept: Zunahme der Krisen, Zu-

V. Vom „Plankapitalismus
Im Rahmen einer wirtschaftsdemokratischen 
Neuordnung werden die im Plankapitalismus 
ausgebildeten Lenkungsinstrumente genutzt, 
aber sie werden qualitativ anders eingesetzt: 
nämlich im Sinne einer demokratischen Wohl-
fahrtsplanung. Deren Ziel ist: auf Kosten irra-
tionaler, maximaler Profitsteigerung wie Um-
welt zerstörender Massenproduktion die öffent-
liche, infrastruktureile Entwicklung voranzu-
treiben; die Realeinkommen der Massen auf 
einem hohen Niveau •— ohne funktional über-
flüssige Differenzierungen — zu stabilisieren; 
das ökonomische Wachstum bei entsprechen-
der Verminderung der allgemeinen Arbeitszeit 
insgesamt so zu verlangsamen bzw. zu ver-
mindern (oder seine Komponenten so zu ver-
ändern), daß eine menschenwürdige Umwelt 
wiederhergestellt werden kann.

1. Oberster Grundsatz:
Qualitatives statt quantitatives Wachstum

Die instrumentalen und strukturalen Prinzi-
pien der Wirtschaftsdemokratie — hier: einer 

nähme der Verelendung und Empörung, 
Zunahme der Massenorganisationen, Macht-
ergreifung der Massen für irreal halten, so 
wollen wir damit keineswegs einem naiven 
Reformkonzept des konfliktlosen, evolutionä-
ren „Hinüberwachsens" des Spätkapitalismus 
in den Sozialismus das Wort reden. Angesichts 
der erfolgreichen Abmilderung bzw. Verschie-
bung der Krise, angesichts des blendenden 
Scheins von Nichtverelendung und Integra-
tion, in dem die Abhängigen leben, kann je-
doch eine erfolgversprechende sozialistische 
Strategie nur darin bestehen, Herrschaftsposi-
tionen des Kapitals durch eine konsequent-
evolutionäre, konfliktorientierte Gegenmacht-, 
Planungs- und Mitbestimmungspolitik abzu- 
bauen. Eine solche Strategie ist nur dann zu 
verwirklichen, wenn sie durch radikale (auch 
außerökonomische) Kapitalismuskritik, Forde-
rungen nach gemeinwirtschaftlicher Umgestal-
tung der Ökonomie, Entwicklung und Durch-
setzung neuer Wohlfahrtsmaßstäbe sowie 
durch die Aktivierung der Massenbasis beglei-
tet und vorbereitet wird.
Gerade angesichts der neuen realen Gefahr 
einer schweren weltweiten Krise des Kapita-
lismus muß es das Ziel sein, die im Plan-
kapitalismus ausgebildeten Lenkungsinstru-
mente nicht länger mehr nur als Stabilisatoren 
von Profitraten der Besitzenden geringzuschät-
zen, sondern sie in mühevoller Funktionsver-
änderung schrittweise im Sinne einer demo-
kratischen Wirtschaftsplanung umzubilden.

zur „demokratischen Wirtschaftsplanung
Wohlfahrtsplanung — bleiben im Banne eines 
inhumanen und damit auch undemokratischen 
wirtschaftlichen Grundsatzes: der maximalen 
Steigerung quantitativ-materiellen Reichtums 
— falls eine Theorie der Wirtschaftsdemokra-
tie nicht mit aller Radikalität die Erfahrung 
einer zunehmenden globalen Umweltzerstö-
rung durch eben dies blind-wuchernde Wachs-
tum der Menschheit und ihrer Wirtschaft 
ernst nimmt und vorstößt zu dem obersten 
Prinzip jeder menschenwürdigen zukünftigen 
Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung: der 
Reduzierung der Bevölkerungs- und der wirt-
schaftlichen Wachstumsraten.

Sozialistische Theorie hat seit je mit Recht 
darauf bestanden, daß bei Überwindung der 
kapitalistischen Aneignung des industriellen 
Reichtums dieser allen ein gutes, angstfreies, 
gebildetes und daher selbstbestimmtes Leben 
ermöglicht. Diese grundlegende Annahme für 
die Möglichkeit einer klassenlosen Gesell-
schaft gilt noch immer — allerdings nur, wenn 



zusätzliche Bedingungssätze aufgestellt wer-
den:
Die Menschheit als „Masse" hat bei weitem 
ihr quantitatives Optimum überschritten. Die 
Quantität der Menschen hat begonnen, die 
Qualität des Menschen zu zerstören und ein 
Unfriedensfaktor ersten Ranges zu werden. 
Sozialistische Gesellschaftspolitik muß die or-
ganische Verminderung der Wachstumsraten 
der Bevölkerung zu einem Ziel höchster Prio-
rität erheben und ein konkretes gesellschaft-
liches Programm zur Verwirklichung dieses 
Zieles entwickeln.
Eine volkswirtschaftliche Wohlfahrtsplanung, 
von der im folgenden zu reden ist, wird also 
in Zukunft nicht mehr als „Wachstumspla-
nung" sich auszuzeichnen haben, sondern als 
Planung einer vollbeschäftigten Wirtschaft 
ohne Expansion, bei ständig sich vermindern-
der Arbeitszeit, Angleichung der unterdurch-
schnittlichen Einkommen, Verlagerung der 
Wachstumsprozesse vom industriellen zum in-
frastrukturellen und öffentlichen Dienstlei-
stungssektor und entschiedener Verlagerung 
der Kapitalakkumulation im Interesse dieser 
Zielsetzungen.
Eine solche Umschaltung der ökonomischen 
Dynamik von Quantität auf Qualität wird bei 
Berücksichtigung des weltweiten, internatio-
nalen Konkurrenzkampfes natürlich nicht 
mehr innerhalb nationalstaatlicher Grenzen 
konsequent und erfolgreich zu realisieren sein. 
Dazu bedarf es großer Wirtschaftsunionen wie 
der Westeuropas.

2. Instrumente der Wirtschaftsdemokratie 
und ihre Ziele

In den Programmen der westeuropäischen Lin-
ken sind zu einem beträchtlichen Teil jene 
instrumentalen und strukturalen Prinzipien 
skizziert, die die Ziele einer Wirtschaftsdemo-
kratie 5anstreben ):
1. Aufstellung nationaler und eines europä-
ischen Nationalbudgets, das heißt von wohl-
fahrtswirtschaftlichen Zielprojektionen, die als 
Gegenentwurf zu denen bloßer Profitstabilisie-
rung im Plankapitalismus die oben genannten 
Ziele in einer vollbeschäftigten europäischen 
Wirtschaft anstreben, zugleich Entwicklung 
und Einsatz eines konjunkturpolitischen In-
strumentariums, das — ohne bürokratische 
Kommandowirtschaft herzustellen — aus-
reicht, um die Sektoren der Wirtschaft zu 
einem planungsgemäßen Verhalten zu veran-
lassen;

5) Allerdings sind diese bis zum heutigen Tage 
nicht in einem konkreten, integrierten europäischen 
Programm der Linken zur Wirtschaftsdemokratie 
zusammengefaßt worden.

2. Kontrolle wirtschaftlicher Macht, insbeson-
dere Sozialisierung der Großkonzerne, die, so-
lange sie in privater Hand sind, jede volks-
wirtschaftliche Planung durch ihre eigene 
Finanzkraft verhindern können;

3. Organisation und Mitbestimmung der Ar-
beitnehmer und ihrer Vertreter auf allen 
Ebenen des wirtschaftlichen Prozesses, um die 
Interessen der Abhängigen gegenüber denen 
des Kapitals bei der Durchsetzung der wirt- 
schafts-demokratischen Ziele überall zur Gel-
tung bringen zu können, und Organisation 
einer gewerkschaftlichen Gegenmacht, die in 
der Lage ist, die antidemokratische Politik der 
Konzerne — insbesondere der großen multi-
nationalen Gesellschaften — zu durchkreuzen 
und demokratische Betriebs- und Industrie-
politik durchzusetzen.

Dieses Modell wirtschaftsdemokratischer In-
strumente — Verwirklichung einer Gesamt-
steuerung der Wirtschaft im Interesse des Ge-
meinwohls — muß die Veränderung der 
Staatsfunktionen zur logischen Folge haben. 
Deshalb muß man sich darüber im klaren 
sein, daß damit eine hohe Anforderung an 
die Konfliktbereitschaft von Politikern, Ge-
werkschaftern und an die Mehrheit der Be-
völkerung gestellt wird. Insofern ist die ge-
samte Frage nach der Überwindung des Ver-
geudungskapitalismus eine Frage nach dem 
Gelingen oder Mißlingen eines wirtschaftskri-
tischen Politisierungs- und Bewußtseinsbil-
dungsprozesses in unserer Bevölkerung.

Die wirtschaftspolitischen Grundsätze des 
DGB können für sich in Anspruch nehmen, 
innerhalb der Bundesrepublik am präzisesten 
diese drei Grundprinzipien einer Demokrati-
sierung der Wirtschaft artikuliert zu haben. 
Es ist daher — auch im Sinne einer klaren 
gesellschaftspolitischen Verankerung der hier 
referierten Ansätze — sinnvoll, anhand des 
Grundsatzprogrammes des DGB das Modell 
der Wirtschaftsdemokratie detailliert vorzu-
stellen. Die gewerkschaftliche Konzeption 
kann durchaus eine gewisse Allgemeingültig-
keit für sich beanspruchen. Denn sie ist im 
Grunde nichts anderes als eine Zusammen-
fassung der wirtschaftspolitischen Mittel, die 
in der Wirtschaftstheorie und Wirtschaftspoli-
tik der fortschrittlichen westlichen Länder seit 
Jahren zum Zwecke planmäßiger Wirtschafts-
gestaltung ausgebildet worden sind.
Die Ziele, die durch die von den Gewerk-
schaften konzipierte Neuordnung der Volks-
wirtschaft erreicht werden sollen, sind fest-
gehalten in der Präambel und in den Wirt-
schaftspolitischen Grundsätzen des DGB-Pro- 
gramms:



— eine Wirtschaftsordnung, die ein krisen-
freies Wirtschaftswachstum und die Siche-
rung der Vollbeschäftigung garantiert;

— eine Verfassung der Wirtschaft, die allen 
Bürgern ermöglicht, an der wirtschaftlichen 
Willensbildung gleichberechtigt teilneh-
men zu können, und die den Mißbrauch 
wirtschaftlicher Macht verhindert;

— eine gerechtere Verteilung des Sozialpro-
dukts, insbesondere

— ein höherer Anteil der Arbeitnehmer am 
Volkseinkommen.

Diese Zielsetzungen werden in einer durchaus 
realistischen Weise mit dem letztlich undemo-
kratischen Charakter und der Instabilität der 
bestehenden Wirtschaftsordnung begründet6). 
Was gefordert wird, um die definierten Ziele 
einer Demokratisierung und stabilen Entfal-
tung der Wirtschaft zu erreichen, läßt sich 
unter die drei genannten Grundprinzipien 
subsumieren:

6) Es wird gezeigt, daß die kapitalistische Wirt-
schaftsordnung nicht überwunden ist: die Arbeit-
nehmer sind nach wie vor von der Verfügungsge-
walt über die Produktionsmittel ausgeschlossen; sie 
sind von den unkontrollierbaren Wechselfällen des 
Marktgeschehens (der Konjunktur) abhängig; die 
Konzentration des Kapitals schreitet ständig fort; 
die gegenwärtige Einkommens- und Vermögens-
verteilung ist ungerecht. Die wirtschaftlichen und 
sozialen Gefahren des technischen Fortschritts (Au-
tomation!) sind nicht bewältigt.

volkswirtschaftliche Rahmenplanung (Natio-
nalbudget) ;

indirekte und direkte Kontrolle wirtschaft-
licher Macht;

betriebliche, unternehmerische und gesamt-
wirtschaftliche Mitbestimmung der Arbeitneh-
mer.

Durch Einsatz dieser wirtschaftspolitischen 
Mittel soll die Demokratisierung der Wirt-
schaft im DGB-Grundsatzprogramm mit Hilfe 
eines sogenannten gemischtwirtschaftlichen 
Systems — einer „mixed economy" — ver-
wirklicht werden. Es geht also nicht darum, 
im Sinne eines weltanschaulichen Entweder-
Oder eine „marktwirtschaftliche“ durch eine 
„planwirtschaftliche“ Ordnung zu ersetzen, 
sondern es wird eine Mischung privat- und 
gemein- bzw. planwirtschaitlicher Elemente 
angestrebt. Die bestehende (jedoch kaum noch 
als solche funktionierende) Marktwirtschaft 
soll durch Planung, Kontrolle wirtschaftlicher 
Macht und Mitbestimmung teils ergänzt, teils 
aber auch wieder funktionsfähig gemacht wer-
den. Ausgehend von dieser Grundidee wird 
der Gedanke einer wirtschaftlichen Totalpla-
nung, bei der die Selbständigkeit des privaten 
oder öffentlichen Unternehmers durch zentrale 
Befehle ersetzt wird, verworfen. Statt dessen 
wurde die in einigen Ländern bereits ansatz-
weise praktizierte Theorie einer Rahmenpla-
nung entwickelt.

VI. Volkswirtschaftliche Rahmenplanung und Investitionslenkung
1. Rahmenplanung: Volkswirtschaftliche 

Gesamtrechnung und Nationalbudget

Im DGB-Programm werden Aufstellung und 
Verwirklichung der volkswirtschaftlichen Pla-
nung in Punkt 1 — 3 der „Mittel der Wirt-
schaftspolitik" konzipiert. Danach wird der 
Rahmenplan erarbeitet mit Hilfe einer 'Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnung (Feststellung 
des tatsächlichen, auch künftigen Wirtschafts-
verlaufs), die die Basis liefert für ein Natio-
nalbudget (Setzung des wünschenswerten 
künftigen Wirtschaftsverlaufs). Beide Instru-
mente sind etwas näher zu erläutern.

Die Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung 
(VGR) soll, nach der knappen Definition des 
Programms, den Wirtschaftsprozeß überschau-
bar machen, „so daß die Geld- und Güter-
ströme innerhalb der Wirtschaft und zwischen 
dem In- und Ausland sichtbar werden und die 

voraussichtlichen Auswirkungen bestimmter 
Einkommens- und Ausgabenänderungen be-
urteilt werden können". Jan Tinbergen, einer 
der führenden westlichen Planungstheoretiker, 
beschreibt, worum es bei einer solchen ge-
samtwirtschaftlichen Bilanz geht. Sie ist „eine 
Tabelle oder ein Tabellensystem, worin die 
Einkommensbildung und -Verausgabung für 
eine ganze Volkswirtschaft zusammengefaßt 
wird. In ihrer einfachsten Form kann sie aus 
einer Tabelle bestehen, die einerseits angibt, 
wie sich der Wert des Bruttosozialproduktes 
aus Einfuhr, Arbeitseinkommen und übrigem 
Einkommen einschließlich der indirekten Steu-
ern zusammensetzt, und andererseits, wie er 
sich über Verbrauch, Investitionen und Aus-
fuhr verteilt, wobei Verbrauch und Investi-
tionen noch in .privat' und .öffentlich' unter-
teilt sein können. Es gibt auch viel ausge-
dehntere Formen der volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung." Man kann aus ihr also, 
mehr oder weniger genau, ablesen, wie die 
gesamte Wirtschaft sich in einer vergangenen 
Periode entwickelt hat, und auf Grund dieser 
Daten und Relationen abschätzen, wie sie 
sich in einer künftigen Periode entwickeln 
wird. Damit werden .— das ist das Entschei-
dende — Fehlentwicklungen wie gesellschaft-
lich wünschenswerte Entwicklungsänderungen 



vorausbestimmbar. „Die volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen ermöglichen es den Politi-
kern und ihren Beratern, herauszufinden, um 
wiev

7
iel die Gesamtnachfrage nach Gütern und 

Diensten zu hoch oder zu niedrig ist." ) Näm-
lich: gemessen an den oben genannten wirt-
schaftspolitischen Zielsetzungen, die sicher-
lich nicht nur gewerkschaftlichen, sondern 
allgemein sozialstaatlichen Vorstellungen ent-
sprechen. Das heißt, die Gesamtnachfrage und 
damit die Gesamtproduktion müssen sich so 
entfalten, daß Wirtschaftswachstum, stabiler 
Geldwert, vor allem aber Vollbeschäftigung 
erzielt werden.
Reduzierung bzw. Veränderung des wirt-
schaftlichen Wachstums, also die Ablösung des 
industriellen Axioms der maximalen Steige-
rung quantitativ-materiellen Reichtums, hat-
ten wir als oberstes Prinzip jeder menschen-
würdigen Wirtschaftsordnung eines entwickel-
ten Industriesystems postuliert. Dies erfordert, 
daß wir die Aufstellung einer volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnung etwas genauer, kriti-
scher betrachten.
Die VGR erfolgt in den westlichen Industrie-
nationen nach einheitlichen Grundsätzen (Stan-
dardsystem der OECD). Unter Anwendung der 
Regeln der doppelten Buchhaltung erfaßt sie 
die ökonomischen Transaktionen in einer 
Volkswirtschaft nicht an der Zunahme/bzw. 
Abnahme der naturalen Gütermengen, son-
dern an der Zunahme ihrer Wertsumme. Das 
so entstehende quantitative Gesamtbild des 
wirtschaftlichen Geschehens umfaßt dann die 
Summe aller Produktionswerte, das „Sozial-
produkt", auf der einen Seite und auf der 
anderen Seite die identische Summe der bei 
ihrer Erzeugung entstandenen Einkommen. Da 
mit Ausnahme des öffentlichen Bereichs nur 
über den Markt vermittelte Waren und Dien-
ste erfaßt werden, kann das ausgewiesene 
Sozialprodukt in der VGR nur einen Teil der 
jährlich in einer Volkswirtschaft erstellten 
Güter oder Gebrauchswerte umfassen.

Eine nur quantitative volkswirtschaftliche Ge-
samtrechnung ist irreführend
Wird nun eine Gleichsetzung von höherem 
Sozialprodukt und höherem Wohlstandsni-
veau vorgenommen, wie wir es allenthalben 
erleben, dann erheben sich gegen eine unver-
änderte Übernahme des gegenwärtigen Be-
rechnungssystems der VGR für eine demokra-
tische, humane Wirtschaftsplanung prinzipiel-
le Bedenken.

Es ist festzustellen, daß andere Aspekte von 
Wohlstand (besser: Wohlfahrt) als solche, die 
sich auf Güterquantitäten beziehen — also 
weite Bereiche der „Qualität des Lebens" —, 
von vornherein ausgeschaltet sind, nicht zu-
letzt solche, die in unmittelbarem Zusammen-
hang mit dem Produktionsprozeß stehen, wie 
die Arbeitsbedingungen, die Dauer des Ar-
beitstages, ganz abgesehen von der Erfül-
lung nichtökonomischer, etwa kultureller Be-
dürfnisse.
Durch die eindeutige Ausrichtung der VGR 
auf Marktpreise wird insgesamt bewirkt, daß 
jede Produktion, die privatkapitalistisch ren-
tabel ist, positiv in das Sozialprodukt eingeht, 
unbeschadet ihrer oft negativen gesellschaft-
lichen Auswirkungen („social costs" 8)). Bei 
dieser herrschenden Betrachtungsweise ist ein 
Verkehrsunfall beispielsweise ein günstiges 
Ereignis: Abschleppen und Reparatur des Un-
fallwagens oder Kauf eines neuen Wagens, 
Behandlungskosten für die Unfallopfer, alles 
sind Sozialprodukt-erhöhende Posten. Für den 
ganzen Bereich der Umweltschäden gilt: mehr 
Lärm, mehr Luftverunreinigung, mehr Müll 
führen zu einer Erhöhung des Sozialprodukts, 
weil sie Gegeninvestitionen erforderlich ma-
chen, die positiv in die Rechnung eingehen. 
Was als soziale Kosten in Wahrheit den ge-
sellschaftlichen Reichtum vermindert, er-
scheint in der VGR als Reichtumszuwachs. 
Diese Art der Rechnung führt auch dazu, daß, 
unabhängig davon, ob eine gesellschaftliche 
sinnvolle Verwendung von Ressourcen vor-
liegt (man denke an die skizzierte Verschwen-
dungsproduktion, an die immensen Werbe-
aufwendungen oder die Rüstungsausgaben) 
das Sozialprodukt als anwachsend erscheint.

7) Jan Tinbergen, Rolle und Bedeutung des Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnung im Rahmen der 
europäischen Integrationspolitik, in: Gewerkschaft, 
Wirtschaft, Gesellschaft (Aufsatzsammlung zum 60. 
Geburtstag Ludwig Rosenbergs), Köln 1963, S. 227 f.

8) Vgl. dazu W. Kapp/F. Vilmar (Hrsg.), Sozialisie-
rung der Verluste? Die sozialen Kosten eines pri-
vatwirtschaftlichen Systems, bes. S. 101 f. Nach 
amerikanischen Berechnungen soll die jährliche 
Summe der social costs des Automobilismus bereits 
ebenso hoch sein wie die Summe der Wertschöp-
fung der Autoindustrie. D. h., deren reale volks-
wirtschaftliche Wertschöpfung ist gleich Null.
9) Ein solches System von Sozialindikatoren umfaßt
u. a. folgende Komponenten: Kalorien pro Person 
pro Tag, Protein und Fettversorgung; Kindersterb-
lichkeit, durchschnittlichen Lebenserwartung der 
männlichen Bevölkerung; Schülerzahlen oberer 
Klassen der höheren Schulen und Hochschulen; Frei-
zeitstunden pro Tag, Zahl der Autos zur Bevölke-
rung, Zahl der Überseetouristen zur Bevölkerung;

Ohne Veränderung der bisher akzeptierten 
Bewertungs- und Meßverfahren der Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnung kann diese 
noch nicht als geeignetes wirtschaftspolitisches 
Mittel zur Erreichung von Lebensqualität an-
gesehen werden. Die Ergänzung oder Erset-
zung der traditionellen VGR durch ein System 
von Sozialindikatoren 9) — wie es z. B. in der 



erwähnten Studie des Club of Rome verwendet 
wurde — wäre insofern im Sinne unserer 
Forderung nach wirtschaftsdemokratischer 
Transformation der plankapitalistischen Len-
kungsinstrumente, als dieses System wegführt 
vom ausschließlichen Argumentieren in quan-
titativen Wachstumsraten des Sozialprodukts. 
Die Sozialindikatoren, defininert als Maß-
stäbe, die deutlich und präzise die zentralen 
gesellschaftlichen Lebensbedingungen der Ge-
sellschaft anzeigen, ermöglichen die Gewin-
nung neuer sozialökonomischer Ziele. Es geht 
also um mehr als bloße Verbesserung der 
wirtschaftlichen Analyse. Damit soll gesagt 
werden, „. .. daß im Hinblick auf den umfas-
senden Fragenkomplex .Lebensqualität' nicht 
nur das wirtschaftliche Wachstumsziel auf 
seine Rationalität hin zu prüfen, sondern auch 
die gesellschaftlichen Machtverhältnisse, die 
rechtlichen Möglichkeiten des einzelnen, und 
die Verteilung usw. neu zu analysieren und zu 
bewerten sind — unter Einschluß der funda-
mentalen Lebensinteressen in den Entwick-
lung 10sländern." )

Indem durch eine derart modifizierte Volks-
wirtschaftliche Gesamtrechnung die tatsäch-
liche sozialökonomische Entwicklung der Ge-
sellschaft ermittelt werden kann, sind die 
Voraussetzungen für eine Rahmenplanung, 
das Nationalbudget, die sich an den Bedürf-
nissen, Lebensinteressen der Bevölkerung 
orientiert, geschaffen.

Bedeutung des Nationalbudgets

Das gewerkschaftliche Grundsatzprogramm 
unterscheidet das Nationalbudget als System 
wirtschafts- und damit gesellschaftspolitischer 
Zielsetzungen klar von der VGR als bloßer 
Entwicklungsanalyse. Dadurch wird deutlich 
gemacht, daß die künftige Entwicklung der 
Wirtschaft politisch beeinflußt und gelenkt 
werden muß, will man die obersten wirt-
schaftspolitischen Ziele erreichen, die da hei-
ßen: eine gesellschaftlich sinnvoll wachsende, 
stabile Wirtschaft bei Vollbeschäftigung und 
stabilem Geldwert.

Zahl der Räume pro Wohnung; Zahl der Räume 
pro Person; Zahl der Volksschullehrer pro Schüler; 
Zahl der Bücher in öffentlichen Bibliotheken, Zahl 
der öffentlichen Parks, beide auf die Bevölkerung 
bezogen; Zahl der Telefone zur Bevölkerung; Zahl 
der Eisenbahnwagen zur Bevölkerung, Verhältnis 
zwischen geteerten und ungeteerten Straßen; Zahl 
der Ärzte, Krankenschwester und Krankenhausbet-
ten zur Bevölkerung. Vgl. dazu die Ausgezeichnete 
Arbeit von Udo Ernst Simonis, Ansätze zur Bestim-
mung und Gewinnung von Lebensqualität in: Vor-
gänge, Zeitschrift für Gesellschaftspolitik, 12 Jg., 
Heft 4, S. 89. III.
10) U. E. Simonis, a. a. O., S. 108.

In der modernen wirtschaftspolitischen Theo-
rie findet sich bis jetzt keine allgemeinver-
bindliche definitorische Abgrenzung des Na-
tionalbudgets von der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung. Diese „bezog sich ursprüng-
lich nur auf schon abgeschlossene Zeiträume; 
jedoch hat die außerordentliche wirtschafts-
politische Bedeutung, die den volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnungen zugefallen ist, die 
Entwicklung von Vorausschätzungen für zu-
künftige Perioden erforderlich gemacht. Als 
solche kann sie entweder Vorhersage (Pro-
gnosebudget), Projektion11 ) oder Programm-
modell 12 ) ... oder eine Kombination dieser 
drei sein13 )." Eine solche Kombination von 
Voraussagen, Hypothesen und Zielsetzungen 
ist aber nach Colm das Nationalbudget, das 
danach also nichts anderes als eine bestimmte 
Ausformung der Gesamtrechnung ist14 ).

11) D. h. hypothetische Vorhersagen, denen unter-
schiedliche Annahmen (z. B. verschieden hohe öf-
fentliche Investitionen) zugrunde gelegt werden 
können.
12) D. h. ein System wirtschaftlicher Zahlenwerte, 
die sich ergeben würden, wenn die angestrebten 
Ziele der staatlichen Politik tatsächlich erreicht wer-
den (also z. B. ein spezieller oder allgemeiner Vier-
jahresplan).
13) Gerhard Colm, Volkswirtschaftliche Gesamtrech-
nung, Theorie, in: Handwörterbuch der Sozialwis-
senschaft, Bd. 11, Stuttgart, Tübingen, Göttingen 
1961, S. 399 ff.
14) A. a. O., S. 402. Vgl. dagegen z. B. G. Staven-
hagen: „Von der VGR ist das sogenannte National-
budget zu unterscheiden. Es wird vor allem zur Ab-
schätzung zukünftiger Entwicklungen als Planungs-
budget verwendet, da die VGR als expost-Feststel- 
lung für eine derartige Aufgabe nicht ausreicht" 
(Geschichte der Wirtschaftstheorie, Göttingen 1957, 
S. 505).

Eine zentrale gesellschaftspolitische Frage ist 
nun natürlich, mit welchen Mitteln der 
volkswirtschaftliche Rahmenplan in einem 
privatwirtschaftlichen System verwirklicht 
werden soll. Grundsätzlich soll das Prinzip 
einer „Planung der leichten Hand" gelten. Der 
in der modernen Wirtschaftstheorie entwik- 
kelte Begriff der Rahmenplanung impliziert 
den Verzicht auf detaillierte Produktplanung 
und eine Beschränkung auf relativ wenige 
Daten, die für große zusammengefaßte Wirt-
schaftssektoren wünschenswerte Investitions-, 
Einkommens- und voraussichtliche Nachfrage-
rahmen abstecken. Damit bleibt nicht nur von 
vornherein ein hinreichend weiter Spielraum 
für die einzelwirtschaftlichen Initiativen; die 
Beschränkung auf „makroökonomische" Daten 
hält die Planung elastisch und macht sie un-
empfindlich gegen nicht-planmäßige Entwick-
lungen kleineren Umfangs. Dabei geht man 
meist davon aus, daß der Rahmenplan für die 
Organe der staatlichen Wirtschaftspolitik ver-
bindlich sein soll („plan imperativ"). In der 



Bundesrepublik fließen gegenwärtig durch die 
Kassen der öffentlichen Hand, also des Bun-
des, der Länder, der Gemeinden und der So-
zialversicherung %en, immerhin 40 °/  des Sozial-
produktes, von denen ein nicht unbeträcht-
licher Teil investiven Zwecken dient. Die 
Ausgabe dieser Gelder kann in Zeiten der 
Hochkonjunktur verzögert werden (wie es 
1969/70 in der Bundesrepublik durch die so-
genannte Konjunkturrücklage des Bundes ge-
schehen ist), um in Zeiten drohender Depres-
sion forciert werden zu können. Anfang 1972 
standen derart Konjunkturrücklagen in Höhe 
von etwa 12 Mrd. DM für eine antizyklische 
Wirtschaftspolitik zur Verfügung. Für die Pri-
vatwirtschaft dagegen soll der Rahmenplan 
nur die notwendigen Orientierungsdaten lie-
fern, in die unternehmerischen Entscheidungen 
wird also nicht direkt eingegriffen („Plan indi- 
catif“).
Mit dieser — gewiß nicht unproblematischen 
— dualistischen Handhabung des National-
budgets übernimmt das Programm des DGB 
offensichtlich dessen in der angelsächsischen 
und skandinavischen „Wohlfahrtsökonomie" 
vorherrschende Definition und Anwendung, 
aus der sich ergibt: „Die Nationalbudgets im 
kapitalistischen Mischsystem (können) höch-
stens für den öffentlichen Sektor als verbind-
liche Weisung gelten, während sie der Privat-
wirtschaft nur als Anhaltspunkte für ihre 
selbstverantwortlichen Entscheidungen die-
nen15).“ Dieser Grundsatz ist m. E. mit Recht 
—• durch die Forderung nach zusätzlicher 
staatlicher Investitionslenkung in Frage ge-
stellt worden (s. u.).

15) Gerhard Colm, Nationalbudget, in: Handwörter-
buch der Sozialwissenschaften, a. a. O., Bd. 7, S. 536. 
Wie unabgeschlossen die aggregatökonomische und 
planungstheoretische Begriffsbildung, wie notwen-
dig daher die Bemühung um konkrete Definition 
des im Programm Gemeinten ist, zeigt Helmut 
Wickels Bericht, Nationalbudget und Lohnpolitik 
in Schweden (Gewerkschaftliche Monatshefte 9/63, 
bes. S. 531), aus dem hervorgeht, daß der Begriff 
des N. B. sich dort im Laufe der Jahre zu dem einer 
ganz unverbindlichen Prognose verflüchtigt hat, 
außerdem aber noch .Fünfjahresprojektionen“ aus-
gewertet werden.

Sicher, die moderne Volkswirtschaftspolitik 
verfügt über erhebliche Möglichkeiten indi-
rekter Steuerung; sie müssen aber, wie die zu-
nehmende Entwicklung zur multinationalen 
Konzernpolitik und die jüngsten Spekulatio-
nen mit den Olmilliarden zeigen, unbedingt er-
gänzt werden durch das Prinzip direkter Kon-
trollen gegenüber marktbeherrschenden Unter-
nehmen und großen privaten Kapitaltrans-
aktionen. Außerdem wird die zunehmende Er-
kenntnis der umweltzerstörenden Wirkungen 
unserer gegenwärtigen Technologie und In-

dustrieproduktion eine außerordentliche Zu-
nahme notwendiger direkter Eingriffe (etwa 
Verbote bestimmter Produktionen, Technolo-
gien, Gebote bestimmter Schutzmaßnahmen, 
Haltbarkeitserfordernisse) erzwingen.

2. Unzulänglichkeit der Globalsteuerung: ein 
Vergleich von Stabilitätsgesetz und DGB- 
Programm

An dieser Stelle ist es angebracht, das pro-
grammatische Konzept des „plan indicatif" 
etwas genauer zu beleuchten — die Frage, wie 
man bei noch bestehender, wenn auch gesetz-
lich eingeschränkter, privater Verfügung über 
die Produktionsmittel die volkswirtschaft-
lichen Planungsziele durchsetzen will. In der 
plankapitalistischen Ubergangsphase erlangt 
hierbei, wie bekannt, die Ausgaben- und Inve-
stionspolitik der öffentlichen Hand eine ent-
scheidende Bedeutung — ebenso freilich die 
gemeinwirtschaftlichen Bereiche der Wirt-
schaft, die Staatsunternehmen und die staat-
liche Steuer- und Kreditpolitik. Insgesamt ist 
heute eine öffentliche Beeinflussung der Wirt-
schaft möglich
— durch die in öffentlicher Hand befindlichen 
Unternehmen: zum Beispiel (wie während der 
Rezession 1967) durch große Investitionen der 
Bundespost und Bundesbahn zur „Ankurbe-
lung der Wirtschaft"; durch wettbewerbsför- 
demde Preisgestaltung (zum Beispiel des 
Volkswagenwerks);
— durch Veränderung der laufenden Aus-
gaben der öffentlichen Haushalte und der So-
zialversicherung, zum Beispiel Erhöhung der 
Beamtengehälter, Renten, Pensionen, Kranken-
gelder (dadurch Steigerung der Massenkauf-
kraft);
— durch die konjunkturpolitisch sinnvolle 
Planung und Koordinierung der Investitionen 
von Bund, Ländern und Gemeinden, zum Bei-
spiel in Mehrjahresplänen des Straßenbaus 
oder der Bildungsinvestitionen (immerhin be-
trägt der Anteil der öffentlche

%

n Investitionen 
am Gesamtinvestitionsvolumen bereits etwa 
20 /);
— durch die (im Stabilitätsgesetz vorgese-
hene) Schaffung einer Konjunkturrücklage, 
das heißt eines Fonds aus öffentlichen Mitteln, 
die in Zeiten der Honchkonjunktur gespart 
werden, um in Zeiten konjunktureller Ab-
schwächung ausgegeben werden zu können.

Bekanntlich wird gegen die Konjunktursteue-
rung durch Zurückhaltung bzw. massierten 
Einsatz öffentlicher Investitionen eingewandt, 
hier würden die staatlichen Infrastrukturaus-
gaben zu abhängigen Variablen der privat-
wirtschaftlichen Konjunktur. Das ist zwar rich-



tig, und es ist daher ein Grundsatz demokrati-
scher Wirtschaftspolitik, den ökonomischen 
Gesamtablauf dauerhaft zu stabilisieren. Ande-
rerseits aber müssen sich die Kritiker der 
Planung in der spätkapitalistischen Übergangs-
phase fragen lassen, ob ihnen ein Staat, der 
privatwirtschaftlichen Krisen ohnmächtig oder 
mit Rüstungsbestellungen begegnet, lieber ist 
als einer, der in Depressionsphasen verstärkt 
Schulen, Krankenhäuser oder neue Stadtviertel 
baut.
In dem Bemühen um die schrittweise Transfor-
mation der gegenwärtigen staatlichen Len-
kungsinstrumente ist eine Charakterisierung 
des „Gesetzes zur Förderung der Stabilität 
und des Wachstums" (Stabilitätsgesetz) not-
wendig. Eine Gegenüberstellung der Planungs-
forderungen de 16s DGB ) mit dem Stabilitäts-
gesetz, das die unter dem Bundeswirtschafts-
minister und späteren Bundeskanzler Ludwig 
Erhard geltende neoliberale Position des Sich- 
selbst-überlassens der Wirtschaft, des Ver-
trauens in die Selbstregulierungskräfte des 
Marktes, zugunsten volkswirtschaftlicher .Pla-
nungsinstrumente' des Staates ablöste, zeigt, 
daß trotz einer ähnlichen Grundkonzeption die 
Praktizierung der Wirtschaftsplanung infolge 
unterschiedlicher Auffassungen über die Tech-
nik der Planentwicklung zu Ergebnissen füh-
ren kann, die den gewerkschaftlichen Forde-
rungen nicht gerecht werden.

„Die Sicherung von Vollbeschäftigung und 
stetigem Wirtschaftswachstum sowie die Stabi-
lisierung des Geldwertes setzen . .. eine Ko-
ordinierung aller wirtschaftspolitischen Maß-
nahmen voraus ...," so lautet die wirtschafts-
politische Zielsetzung des DGB-Programms. § 1 
des Stabilitätsgesetzes fordert: „Bund und 
Länder haben bei ihren wirtschafts- und finanz-
politischen Maßnahmen ... (diese) so zu tref-
fen, daß sie ... gleichzeitig zur Stabilität des 
Preisniveaus, zu einem hohen Beschäftigungs-
stand und außenwirtschaftlichem Gleichge-
wicht bei stetigem und angemessenem Wirt-
schaftswachstum beitragen." Bei grundsätz-
licher Übereinstimmung der wirtschaftspoliti-
schen Ziele ist zugleich die wichtige Differenz 
zu beachten: Das DGB-Programm fordert ein-

16) Sie sind u. a. die Grundlage der Zielprojektio-
nen des DGB die dieser auf Beschluß des 8. Bundes-
kongresses vom Mai 1969 alljährlich wiederholt. 
Es handelt sich dabei vor allem um eine Darstellung 
der wirtschafts- und finanzpolitischen Maßnahmen 
und Gesetzesänderungen, die nach Auffassung vom 
DGB von der Bundesregierung bzw. dem Bundestag 
ergriffen oder durchgesetzt werden müssen, damit 
die volkswirtschaftliche Planung in Verbindung mit 
den genannten Zielen die bestmögliche Verbes-
serung der Lebenshaltung der Arbeitnehmer ein-
schließt und daß die Entscheidungsfreiheit der Ar-
beitnehmer nicht eingeschränkt wird. 

deutig und verbindlich Vollbeschäftigung, im 
Stabilitätsgesetz wird unverbindlich nur ein 
hoher Beschäftigungsgrad angestrebt.

Der Forderung nach einer differenzierten 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung und 
einem daraus zu entwickelnden Rahmenplan 
in Form eines Nationalbudgets steht im Stabi-
litätsgesetz die Verpflichtung zu einem Jahres-
wirtschaftsbericht, eine Darlegung der ange-
strebten wirtschafts- und finanzpolitischen 
Ziele (Jahresproduktion) und eine fünfjährige 
Finanzplanung (MifriFi) gegenüber. Der Be-
griff des Nationalbudgets kommt zwar im Sta-
bilitätsgesetz nicht vor, dennoch müssen die 
der Finanzplanung und Jahresprojektion zu-
grundeliegenden Wirtschafts- und Entwick-
lungsperspektiven logischerweise in der Form 
mehrjähriger Nationalbudgets erstellt werden. 
Die Besonderheit liegt nur darin, daß diese 
Budgetrechnungen nur in bezug auf die staat-
liche Finanzplanung vorgelegt werden müssen. 
Diese mehrjährigen Planrechnungen bleiben 
somit in ihren für die Verteilungs- und Sozial-
politik entscheidenden Fragen nur ein inter-
ministerielles Arbeitspapier, 
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das auch noch der 

parlamentarischen Kontrolle entzogen ist ).

Was die Verbindlichkeit der Planung angeht 
und die Beteiligung der Gewerkschaften an der 
Planfeststellung, so ergeben sich hier zwischen 
Gewerkschaftsprogramm und Stabilitätsgesetz 
entscheidende Unterschiede. Die Vorbereitung 
und Entwicklung des Nationalbudgets soll 
nach dem Grundsatzprogramm des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes in Ausschüssen vorbe-
reitet werden, in denen, neben anderen wirt-
schaftlichen Organisationen auch die Gewerk-
schaften zu beteiligen sind, über den ent-
wickelten Rahmenplan in Form eines National-
budgets hat dann das Parlament zu entschei-
den. Dadurch werden die Richtlinien des Na-
tionalbudgets für die Organe der staatlichen 
Wirtschaftspolitik verbindlich und geben »die 
notwendigen Orientierungsdaten für die eige-
nen freien Entscheidungen in den Wirtschafts-
bereichen und den Einzelwirtschaften. Dagegen 
heißt es im Stabilitätsgesetz: „Der Finanzplan 
ist vom Bundesminister der Finanzen aufzu-
stellen und zu begründen. Er wird von der 
Bundesregierung beschlossen und vorgelegt." 
Eine Beteiligung der Gewerkschaften ist im 
Stabilitätsgesetz nicht vorgesehen.

Im Falle einer Gefährdung eines der im Stabi-
litätsgesetz genannten Ziele stellt die Bundes-
regierung Orientierungsdaten für ein gleich-
zeitiges aufeinander abgestimmtes Verhalten

17) Als Herzstück der westdeutschen Wirtschafts-
planung braucht dieses Konzept nach dem Gesetz 
weder in der Konzentrierten Aktion noch in ande-
ren öffentlichen Gremien diskutiert zu werden.



(Konzertierte Aktion) der Gebietskörperschaf-
ten (Länder und Gemeinden), Gewerkschaften 
und Unternehmensverbände zur Erreichung 
der Ziele zur Verfügung. Eine ausgesprochene 
Verbindlichkeit des Rahmenplans für die Or-
gane des Staates gilt nur für die einjährige 
Budgetrechnung.
Die gleichlautende Formulierung für das, was 
als Orientierungsdaten im Grundsatzprogramm 
und im Stabilitätsgesetz bezeichnet worden ist, 
darf nicht darüber hinwegtäuschen, daß hier 
ein weiterer entscheidender Unterschied be-
steht, der eine genauere Betrachtung verdient 
und uns die entscheidende Antwort auf die 
Ausgangsfrage gibt.
Zunächst ist festzustellen, daß zwischen der 
„Konzertierten Aktion" und den anderen im 
Stabilitätsgesetz erwähnten Instrumenten/Gre- 
mien, wie mehrjähriger Finanzplanung, Sub-
ventionsbericht, Finanzplanungs- und Kon-
junkturrat, keine institutioneilen Verbindun-
gen, Einwirkungs- und Abstimmungsmöglich-
keiten bestehen. Die Konzertierte Aktion hat 
durch diese nicht vorgenommene Verzahnung 
lediglich den Charakter eines Anhörungsgre-
miums. Die Festlegung der volkswirtschaft-
lichen Zielgrößen erfolgt außerhalb der Ein-
flußmöglichkeiten der Beteiligten der Konzer-
tierten Aktion. Somit bleiben Fragen der 
öffentlichen Haushaltsgestaltung, der Finanz-, 
Steuer- und Subventionspolitik ebenso wie 
Fragen der Einkommens- und Vermögensver-
teilung oder der Investitionsplanung und 
-finanzierung ausgeklammert.
Verfolgt man nun die in der Konzertierten 
Aktion geführten Gespräche, dann fällt auf, 
daß diese bisher ausschließlich auf die Diskus-
sion der jeweils aktuellen wirtschaftspoliti-
schen Situation und der zu ihrer Bewältigung 
notwendig erscheinenden Maßnahmen be-
schränkt waren. Mittel- und längerfristige 
Wirtschaftsprobleme waren nach den Bestim-
mungen des § 3 im Stabilitätsgesetz bereits 
vom Gesetzgeber ausgeklammert worden. Auf 
dem Hintergrund der jahrzehntelang gepfleg-
ten Ideologie von der Lohn-Preis-Spirale, der 
Ansicht, daß Preisstabilität an die vorgefun-
dene Verteilungsstruktur gebunden ist, darf 
es dann natürlich nicht verwundern, daß die 
vom Gesetzgeber geforderte Orientierungs-
diskussion sich fast ausschließlich auf die 
Lohnentwicklung bezog. Der Zusammenhang 
der gesamtwirtschaftlichen Einkommensver-
wendung und der längerfristigen Einkommens-
verteilung mit der Lohnentwicklung wurde un-
ter Hinweis auf angebliche Sachzwänge gar 
nicht mehr diskutiert. Zentraler Punkt der 
jeweiligen Orientierungsdiskussion in der 
Konzertierten Aktion war daher vor allem die 

Tarifpolitik, die bei abgelehnter Preis- und 
Gewinnregulierung unter dem Druck der For-
derungen nach „kostenniveau-neutraler" bzw. 
„produktivitätsorientierter" Lohnentwicklung 
steht.
Eine solche Ausgestaltung der Stabilitätspla-
nung enthält die Gefahr, mehr und mehr zu 
einer einseitigen Lohndisziplinierung und 
einer ebenso einseitigen Gewinnbegünstigung 
zu entarten. Diese Gefahr läßt sich nur ver-
meiden, wenn in Zukunft eine wirkliche Betei-
ligung der Gewerkschaften an der Entwicklung 
der Planziele auf der Grundlage gesellschafts-
politischer Konzeptionen — also Einbeziehung 
der Entwicklung und Gestaltung der Preise, 
der Steuern, der Steuererleichterungen und 
Subventionen in Verbindung mit den kollek-
tiven Leistungen des Staates und den direkten 
Sozialleistungen — sichergestellt wird. Dies 
erfordert zwingend eine Revidierung bzw. 
Transformation der Form der „gegenseitigen" 
Abstimmung in der Konzertierten Aktion in 
Richtung auf demokratische Beteiligung an 
der Wirtschaftsplanung und nach Aufhebung 
der ungleichen Behandlung der lohnpolitischen 
und preispolitischen Orientierung.

3. Investitionslenkung — aber wie?

Die beschriebene Konzeption einer gesamt-
wirtschaftlichen Planung, zu der sich die Ge-
werkschaften bekannt haben, geht nicht davon 
aus, daß eine staatliche Bürokratie das wirt-
schaftliche Leben bevormundet. Dies mag der 
Grund dafür sein, daß bei der Forderung nach 
einem volkswirtschaftlichen Rahmenplan die 
Frage der imperativen gesamtwirtschaftlichen 
Lenkung der privaten Investitionen nicht an-
gegangen wurde. In den wirtschaftspolitischen 
Forderungen des gewerkschaftlichen Grund-
satzprogramms wird die Bedeutung der In-
vestitionsfähigkeit für die gesellschaftliche 
Entwicklung aber klar erkannt und eine Be-
einflussung der privatwirtschaftlichen Investi-
tionen im Rahmen der volkswirtschaftlichen 
Planung zwar auf indirektem Wege, aber doch 
mit wesentlich über Globalsteuerung hinaus-
gehenden Eingriffen gefordert:
„Umfang und Art der Investitionstätigkeit 
bestimmen maßgeblich die Konjunkturlage 
und die zukünftige Entwicklung einer Volks-
wirtschaft. Fehlleitungen von Kapital und 
Arbeitskraft sind ebenso wie Arbeitslosigkeit 
und Nichtausschöpfung der wirtschaftlichen 
Wachstumsmöglichkeiten eine Belastung des 
Lebensstandards. Deshalb müssen im privat-
wirtschaftlichen wie im öffentlichen Bereich 
die Investitionen auf die konjunkturellen und 
strukturellen Erfordernisse der Gesamtwirt-
schaft abgestimmt sein. Die in konjunkturel-



ler und struktureller Hinsicht notwendige 
Steuerung der privaten Investitionstätigkeit 
erfordert zusätzlich zu der global wirkenden 
Kreditpolitik einzelwirtschaltliche, auf be-
stimmte Wirtschaftszweige oder auf regionale 
Bereiche gerichtete Maßnahmen (!). Diese dif-
ferenzierte Investitionssteuerung kann zum 
Beispiel durch gezielte steuerliche und kredit-
politische Mittel oder durch Änderung der 
Abschreibungsbedingungen erfolgen. Als 
Grundlage für die Investitionslenkung sind 
laufend Bedarfs- und Nachfragevorausschät-
zungen für die einzelnen Wirtschafts- und 
Industriezweige vorzunehmen und zu veröf-
fentlichen. Auf diese Weise ist auch eine 
Beeinflussung der privatwirtschaftlichen In-
vestitionstätigkeit in der volkswirtschaftlichen 
Rahmenplanung zu erreichen, ohne die letzte 
Entscheidung über Art und Umfang der In-
vestitionen aus dem Ber
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eich des einzelnen 

Unternehmens herauszunehmen )."
Auf dem Hintergrund unserer Forderung nach 
mehr Lebensqualität, nach Reduzierung bzw. 
Veränderung von Wachstum ist allerdings 
die Frage zu stellen, ob die Beschränkung 
imperativer Instrumente auf den staatlichen 
und gemeinwirt
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schaftlichen Sektor, der Einsatz 
bloß indirekter Investitionslenkungsmittel 
eine realistische Perspektive ist, ob hier nicht 
direktere Lenkungsinstrumente unerläßlich 
sind. Meißner, Wieczorek und Zinn )  haben 
in einem Beitrag zum ökonomisch-politischen 
Orientierungsrahmen der Sozialdemokrati-
schen Partei Deutschlands Vorstellungen ent-
wickelt, wie das Ziel — eine an den Bedürf-
nissen der Bevölkerung ausgerichtete Nutzung 
der wirtschaftlichen Ressourcen — durch im-
perative, gesamtgesellschaftliche Investitions-
lenkung auch im privaten Sektor zu verwirk-
lichen wäre. Die drei genannten Autoren, vor 
allem Zinn20), schlagen folgenden Weg vor: 
„1. Formulierung einer langfristigen Projek-
tion, in die Prognosen über technisch-wissen-
schaftliche Entwicklungen und ihre möglichen 
Auswirkungen auf gesellschaftliche Prozesse 
eingehen.

18) Auszug aus dem DGB-Grundsatzprogramm von 
1963, hier „Mittel der Wirtschaftspolitik", Punkt 3 
(Investitionslenkung).
19) Meißner, Wieczorek, Zinn, Veränderung der 
Machtverhältnisse und Verbesserung der Lebens-
qualität, in: Neue Gesellschaft, Januar 1973, 
S. 56—60.
20) K. G. Zinn, Investitionskontrollen und -planung, 
in: Wirtschaftsdienst, Hamburg, Juni 1973, S. 301— 
307.

21) Zitiert nach Manfred Krüper, Investitionslen-
kung ■— ein neues Mittel der Wirtschaftspolitik, in:
Investitionskontrolle gegen die Konzerne, Ham-
burg 1974 (rororo-aktuell 1767), S. 10.

2. Aufstellung eines Bedarfsgruppenschemas 
in Form einer Disaggregation der Keynesschen 
makroökonomischen Nachfragekomponenten. 
Dabei muß die Bedarfsentwicklung nach Kom-
plementärgüterkomplexen geordnet werden, 

d. h. es müssen sowohl die privaten Konsum- 
und Investitionsströme als auch die dazuge-
hörigen öffentlichen Investitionen als ein Gü-
terkomplex angesehen werden (Beispiel: pri-
vater PKW-Verkehr mit dem Individualgüter-
komplex Reparatur, Versicherung, Benzin und 
dem Kollektivgüterkomplex Straßen, Ver-
kehrsregelung usw.)
3. Auf der Grundlage des Bedarfsgruppen-
schemas und unter Berücksichtigung von Al-
ternativrechnungen, die u. a. die Sozialkosten 
(wie Umweltverschmutzung) der Komplemen-
tärgüterkomplexe vergleichen, muß eine Be-
darfsrangskala ermittelt werden: Damit sollen 
auf demokratischem Wege die Prioritäten fest-
gelegt werden.
4. Die Investitionsvorhaben sollen sich nach 
dieser Prioritätenskala ausrichten. Um das 
sicherzustellen, soll ein Bundesamt für Investi-
tionskontrolle alle wichtigen Investitionsvor-
haben prüfen, genehmigen oder verbieten . . . 
... Außer der Bedarfsrangskala sollen als Ent-
scheidungskriterien für die Investitionskon-
trolle u. a. noch folgende Punkte berücksich-
tigt werden: Produktivitäts- und Rentabilitäts-
größen, Ergebnisse von Betroffenenanhörun-
gen (bei Auftreten externer Effekte z. B.), 
durchschnittlic
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he Kapazitätsauslastung der 
Branche in der Vergangenheit als Indikator 
von Engpässen und Uberkapazitäten." )

Zur Begründung dieses Modells unmittelbarer 
Investitionskontrolle und -planung führt vor 
allem Zinn folgendes an: „Die bisherigen Len-
kungsinstrumente wie steuer- und subventions-
politische Anreizsysteme, Bebauungsplanun-
gen, Einflußnahme auf private Investitions-
und Standortentscheidungen über komplemen-
täre Infrastrukturmaßnahmen und partiell um-
weltschutzbezogene Vorschriften sind jeweils 
für ad-hoc-Maßnahmen geschaffen worden 
und fügen sich nicht in ein an gesamtwirt-
schaftlichen Planungen orientiertes System der 
Planimplementierung. Jene Instrumente sind 
weder zwingend genug, um eine an gesamt-
wirtschaftlichen Zielsetzungen orientierte Ent-
wicklung durchzusetzen, noch werden sie 
— wegen der Kompetenzaufsplitterung — ge-
samtwirtschaftlich koordiniert eingesetzt. Der 
zuletzt genannte Mangel ließe sich durch eine 
striktere Koordination der wirtschaftspolitisch 
relevanten Entscheidungen der Gebietskörper-
schaften eventuell beheben. Die Eingriffs-
schwäche der dominierend auf indirekte An-
reizwirkung abgestellten Planrealisierungs-
instrumente bleibt jedoch auch dann erhalten.



Deshalb wird die Umsetzung gesamtwirtschaft-
licher Entwicklungspläne in die Realität letzt-
lich auf unmittelba
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re Investitionskontrollen 

zurückgreifen müssen." )

Bei der Entscheidung für eine Beschränkung 
der Anwendung imperativer Lenkungsmög-
lichkeiten auf den Bereich des staatlichen Sek-
tors kann nur dann das Ziel der Rahmenpla-
nung bei vermindertem Wachstum verwirk-
licht werden, wenn der öffentliche Wirt-
schaftssektor zu Lasten des privaten Sektors 
noch erheblich ausgedehnt wird. Die bisherige 
Praxis, daß der Staatsanteil lediglich bei 
wachsender privater Produktion erhöht wer-
den kann, muß aufgegeben werden, wenn man 
nicht Gefahr laufen will, der maximalen Stei-
gerung quantitativ-materiellen Reichtums wei-
terhin freien Lauf lassen zu müssen und die 
Staatsinterventionen dann primär wieder auf 
die Gewährleistung und Verbesserung der 
privatwirtschaftlich genutzten Produktivkräfte 
ausgerichtet werden23 ). Will man dies nicht, 
so muß notwendigerweise eine verstärkte Be-
einflussung der Verwendung des Mehrpro-
dukts das Ziel sein: „Die Investitionsrichtung 
der privat angeeigneten Gewinne aus gesell-
schaftlicher Produktion muß durch teilweise 
Umleitung durch den Staatshaushalt so be-
stimmt werden, daß die Produktionsstruktur 
in immer höherem Maße den gesellschaft-
lichen Bedürfnissen entspricht. 24" )  Dies heißt: 
Die Staatsausgaben müssen primär an ge-
sellschaftspolitischen Zielsetzungen orientiert 
werden und damit auf eine Veränderung der 
Realeinkommenstruktur der Bevölkerung der-
art hinwirken, daß bestimmte, als nicht not-
wendig oder gar schädlich erachtete private 
Ausgaben zugunsten des Kollektivbedarfs ge-

25) U. Steger, Konsequenzen einer Investitionslen-
kung für die Gewerkschaften, in: Gewerkschaftliche 
Monatshefte, Heft 12/1973, S. 13, zitiert nach Man-
fred Krüper, a. a. O., S. 15.
26) In der These 9 zur direkten Investitionslenkung 
nehmen die Jungsozialisten Hessen-Süd diese For-
derung auf: „Dem zentralen Plan soll — nach dem 
gegenwärtig noch nicht voll abgeklärten Diskus-
sionsstand — eine Bedarfsrangskala zugrunde lie-
gen. Diese kann von einem oder unter Beteiligung 
eines Wirtschafts- und Sozialrates erstellt werden. 
Die Einflußchancen der Gewerkschaften sollten in-
stitutionell gesichert werden." (Auszug aus der Do-
kumentation der außerordentlichen Bezirkskonfe-
renz vom 15. 12. 1974.

22) K. G. Zinn, a. a. O., S. 304.
23) Eine ähnliche Einschätzung der indirekten Inve-
stitionslenkung findet sich in den Thesen der Jung-
sozialisten Hessen-Süd, die sie auf der außerordent-
lichen Bezirkskonferenz vom 15. 12. 1974 beschlos-
sen haben. In These 6 heißt es: „ ... Die indirekte 
Investitionslenkung schränkt die Bedeutung des 
Profitmotivs für die gesellschaftliche Entwicklung 
also nicht ein, sondern orientiert vielmehr den 
staatlichen Interventionismus an der Entwicklung 
der Profite, verstärkt also die Abhängigkeit staat-
licher Politik von der Entwicklung der Reproduk-
tionsbedingungen und vom Ablauf des Reproduk-
tionsprozesses des Kapitals. Die Erfahrungen mit 
der indirekten Investitionslenkung haben gezeigt, 
daß trotz des erheblichen finanziellen Aufwandes 
nur kurzfristige Erfolge erzielt werden konnten, die 
in Phasen verschärfter Kapitalverwertungsschwie-
rigkeiten wieder aufgegeben werden mußten. Durch 
die Anbindung der indirekten Investitionslenkung 
an die Entwicklung der Profite eröffnet sie auch 
keinen Spielraum für gewerkschaftliche Umvertei-
lungsstrategien, sondern führt tendenziell zu einer 
Verschärfung des Problems der ungerechten Ein-
kommens- und Vermögensverteilung.“
24) Meißner, Wieczorek, Zinn, a. a. O,, S, 57. 

kürzt werden. Ohne eine Prioritätenliste, die 
die verschiedenen Verbrauchsbereiche in eine 
Rangskala bringt, kann nicht auf die optimale 
Entwicklung der Geldströme und des wirt-
schaftlichen Wachstums Einfluß genommen 
werden.

Zwei Aspekte der Investitionslenkung sollten 
allerdings hier noch hervorgehoben werden: 
1. „Wird nun durch einen gesamtwirtschaft-
lichen Investitionsplan die Höhe der Investi-
tionsquote — und damit auch der heute ver-
fügbare Konsum — durch dazu legitimierte 
Organe festgelegt, so entfällt die bisherige 
.Korrekturfunktion' gewerkschaftlicher Tarif-
politik weitgehend. Sie wird vielmehr von den 
an der Planung beteiligten Gewerkschaften 
bereits frühzeitig in den Planungsprozeß ein-
gebracht." 25)
2. Eine Investitionskontrolle bzw. -lenkung, 
wie hier vorgeschlagen, läßt sich, idealtypisch 
gesehen, in zwei gegensätzlichen Formen ver-
wirklichen: entweder durch eine elitäre Ex-
pertokratie oder durch eine egalitäre Demo-
kratie. Wenn erstere unter Ausschluß der letz-
teren obsiegt, dann rettet uns vor einem büro-
kratischen und ständestaatlichen Etatismus 
nichts mehr. Dann werden die Prioritäten ge-
mäß den Interessen der ranghohen Büro- und 
Techno- bzw. Meritokraten festgelegt und Ent-
fremdung und Unterdrückung pflanzen sich 
weiter fort. Um dies zu verhindern, will Zinn 
die Integration von öffentlichen und privaten 
Investitionen durch eine nicht näher beschrie-
bene institutionalisierte Koordination von 
Staat, Großunternehmen und anderen volks-
wirtschaftlichen Organisationen herbeiführen. 
Hier ergibt sich die Aufgabe, dem parlamen-
tarischen Regierungssystem untergeordnete 
zentrale Gremien zu etablieren, die mehr lei-
sten als eine Clearing-Stelle der mächtigsten 
Gruppeninteressen. Eine beständige und wirk-
same zentrale Investitionslenkung setzt einen 
zentralen Entscheidungsträger voraus. Dies 
aber würde um so stärker die Forderung nach 
demokratischer Kontrolle der Planung unter-
streichen26). Das Modell der gesamtwirt-



schaftlichen Investitionslenkung — wie skiz-
zenhaft vorgestellt — könnte sich demnach 
als notwendige Ergänzung und Fundamentie-
rung der im DGB-Grundsatzprogramm erläu-
terten Rahmenplanung neben einem zu etablie-
renden System der Kontrolle wirtschaftlicher 
Macht und der Mitbestimmung herausstellen.

4. Reaktivierung des Wettbewerbs

Das DGB-Grundsatzprogramm strebt auch eine 
wettbewerbswirtschaitliche Neugestaltung un-
serer Wirtschaft an. Der DGB bekennt sich da-
mit zu einer Wirtschaftspolitik, in der nicht 
nur der Rahmenplanung, sondern auch dem 
Wettbewerb eine ordnungspolitische — ins-
besondere preis- und konsumpolitische — 
Funktion zukommt.
Die Maßnahmen, die zu einer solchen Aus-
gestaltung der W
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ettbewerbsordnung führen, 

lauten ):
a) Direkte Maßnahmen zur Wettbewerbs-
förderung:
1. Verbesserung der Wettbewerbsgesetz-
gebung,
2. Ausbau der staatlichen Verbraucherpolitik.

b) Maßnahmen zur öffentlichen Kontrolle ge-
störter Marktverhältnisse:
3. Ausbau einer preisstabilisierenden Ver-
gabepolitik,
4. Aufbau neuer Marktordnungssysteme.

Maßnahmen zu 1. betreffen vor allem gesetzes-
technische Vorhaben:
— vorbeugende Fusionskontrolle,
— Verbot aller Marktabstimmungen,
— Verbot aller Preisbindungen der zweiten 
Hand,
— Verbot aller Ausschließungsverträge.

Maßnahmen zu 2. betreffen vor allem organi-
satorische Aufgaben:
— Erweiterung des Warentestprogramms, 
— regelmäßige regionale Preisvergleiche, 
— Verbraucherinformation über Massenme-
dien,
— Aufbau eines öffentlichen Verbraucher-
schutzes.

Maßnahmen zu 3. sollen private Verbraucher-
politik im öffentlichen Sektor ergänzen:
— Aufbau eines Preisorientierungsrahmens 
für jedes Haushaltsjahr;
— private Preisforderungen über den Orien-
tierungsgrenzen führen dabei zur Stornierung 
öffentlicher Aufträge;

27) Rudolf Henschel, Preiskontrollen als Mittel der 
Inflationsbekämpfung, in: Investitionskontrolle ge-
gen die Konzerne, a. a. O., S. 93.

— bei öffentlichen Investitionshilfen sind lau-
fende Kosten- und Ertragskontrollen vorzu-
nehmen;
— für eine produktspezifische Preisorientie-
rung muß der Staat gegebenenfalls durch 
Gründung eigener Unternehmungen oder 
durch Erwerb von Aktienmehrheiten sich Kon-
trollbefugnisse verschaffen.

Maßnahmen zu 4. sollen in Bereichen mit ge-
störten Marktverhältnissen die Preisbildung 
so regeln, daß sie weder zu Lasten der Pro-
duzenten noch der Konsumenten erfolgt. Hier 
geht es um Installierung von Marktordnungs-
regeln für
— Wirtschaftsbereiche mit strukturell, 
schrumpfendem Umsatz oder schrumpfender 
Beschäftigung;
— Wirtschaftsbereiche mit einseitiger Markt-
macht.

Das bisher vorgestellte Konzept einer aktiven 
Wettbewerbspolitik wird freilich nicht naiv 
überschätzt: In der Tat müssen die Chancen 
einer jeden Wettbewerbspolitik trotz der ge-
rade vom Deutschen Bundestag verabschiede-
ten Kartellnovelle relativ skeptisch beurteilt 
werden. Man braucht sich nur an die Schwie-
rigkeit zu erinnern, das nach § 25 GWB ver-
botene aufeinander abgestimmte Verhalten 
vom Parallelverhalten zu unterscheiden; oder 
an die Möglichkeit des Bundesministers für 
Wirtschaft gern. § 24, 3 GWB einen Zusam-
menschluß trotz Entstehens einer marktbe-
herrschenden Stellung zu erlauben, wenn ge-
samtwirtschaftliche Vorteile oder ein über-
ragendes Interesse der Allgemeinheit vorlie-
gen. Mit dem Hinweis auf die scharfe inter-
nationale Konkurrenz bzw. die Dominanz aus-
ländischer Konzerne auf dem Weltmarkt wird 
sicher noch so manche „Elefantenhochzeit" er-
laubt werden. Außerdem ist der Mißbrauch 
einer marktbeherrschenden Stellung nur 
schwer nachzuweisen, z. B. wegen der Feststel-
lung des rel 28evanten Marktes ).

Sieht man sich das Konzept des DGB zur Be-
einflussung der Wettbewerbsstruktur durch 
den Staat etwas genauer an, so fällt auf, daß 
dieses Konzept nicht Ausdruck eines naiven 
Vertrauens in das traditionelle wirtschafts-
politische Instrumentarium ist. Mit den gefor-
derten Maßnahmen zur Einschränkung der 
Produzenten- zugunsten der Konsumenten-
souveränität, mit der Forderung nach Ausbau 
des öffentlichen (gemeinwirtschaftlichen) Sek-
tors, um Kontrollmöglichkeiten sicherzustellen, 
nähert sich dieses Konzept tendenziell impera-

28) Manfred Krüper, Investitionslenkung — ein 
neues Mittel der Wirtschaftspolitik, in: Investi-
tionskontrolle gegen die Konzerne, a. a. O., S. 13. 



tiven Planungsvorstellungen für den privaten 
Sektor. So heißt es konsequenterweise in 
These 11 der Jungsozialisten von Hessen-Süd 
zur Investitionslenkung: „Da Investitionslen-
kung auch zur Verhinderung von Überkapazi-
täten beiträgt, bedarf es der Preiskontrollen, 
um überhöhte Gewinne oder gar Monopol-
gewinne zu verhindern. Da u. a. die manipula-
tive Werbung die Konsumentenentscheidung 
massiv im Interesse des Kapitals beeinflußt, 
müssen z. B. Werbekontrollen und partielle 
Werbeverbote eingeführt werden, um eine 
freie Interessenfindung der Konsumenten zu 
ermöglichen. (Dokumentation der außerordentl. 
Bezirkskonferenz der Jungsozialisten Hessen- 
Süd vom 15. 12. 1974)

5. Chancen der Realisierung

Insgesamt läßt sich feststellen: mit Hilfe der 
kybernetischen Hilfsmittel und der neueren 
wirtschaftsmathematischen und ordnungspoli-
tischen Methoden ist es gegenwärtig theore-
tisch durchaus möglich, die wirtschaftlichen 
Produktions- und Einkommensprozesse mit 
ausreichender Deutlichkeit so vorweg zu be-
stimmen, daß krisenhafte Prozesse vermieden 
werden. Allerdings muß man sich darüber im 
klaren sein, daß es eine gesellschaftspolitische 
Machtfrage ist, d. h. von der Einstellung der 
Mehrheit der Wähler abhängt, ob Eingriffe der 
Planung in die Verteilung des Volkseinkom-
mens — also etwa die Beschneidung einer 
überhöhten Kapitalakkumulation zugunsten 
höherer Masseneinkommen und höherer 
Staatseinnahmen für infrastruktureile und ent-
wicklungspolitischen Zwecke — von unseren 
Regierungen durchgesetzt werden oder an der 
politischen Macht der ökonomischen Macht-
eliten scheitern.
Gegenüber qualitativ anderer, nicht primär 
profitorientierter Verteilung und Entwicklung 
der volkswirtschaftlichen Ressourcen durch 
eine demokratische Wohlfahrtsplanung wird 
immer wieder zweierlei eingewendet: einmal, 
daß alle Umverteilungen begrenzt sind durch 
den Zwang, die Investitionsneigung der Pri-
vatunternehmer aufrechtzuerhalten — was nur 
bei Garantie einer bestimmten Profitrate mög-

VII. Kontrolle wirtschaftlicher Macht
Der Begriff der Wirtschaftskontrolle ist an 
sich genauso vieldeutig wie der der Wirt-
schaftsplanung; die Anwendungsbereiche bei-
der überschneiden sich häufig. Hier ist damit 
gemeint eine bestimmte Überwachung oder 
Einschränkung der privaten Verfügungsgewalt 
über Produktionsmittel (indirekte Kontrolle), 
bis hin zu deren Aufhebung (direkte Kontrolle: 

lieh sei; zum anderen, daß die internationale 
Wirtschaftskonkurrenz einen ständigen Prozeß 
des Wachstums, der technologischen und Pro-
duktivitätsverbesserung unumgänglich mache. 
— Beiden Argumenten gegenüber ist zu ant-
worten, daß der ihnen innewohnende „Sach-
zwang" zwar für Nationalwirtschaften weithin 
gilt, nicht mehr aber für große kontinentale 
Wirtschaftsräume — zumal dann nicht, wenn 
außerhalb ihrer dem privaten Kapital kaum 
Ausweichmöglichkeiten mehr offenstehen. 
Eine große westeuropäische Wirtschaftsge-
meinschaft bietet in diesem Sinne nicht zuletzt 
darum eine vorzügliche Grundlage für wirt-
schaftsdemokratische Transformation, weil die 
kapitalistische Drohung mit dem Nachlassen 
der Investitionsbereitschaft oder gar eine Ka-
pitalflucht in andere Länder kaum mehr reali-
siert werden kann. Wohin sollte, mit ähnlich 
entwickelten, gesicherten und stabilen Pro-
duktions- und Absatzmöglichkeiten, privates 
Kapital auswandern? Und was könnte ihm ein 
„Investitionsstreik" nützen, wenn im Rahmen 
langfristiger Planungs- und Steuerpolitik die 
Profitraten keine Aussicht haben, in einer 
künftigen Periode wieder auf ein früheres 
Niveau anzuwachsen?
Was abef die oft beschworene internationale 
Konkurrenz betrifft, so weist ein so gewalti-
ger' Wirtschaftsraum wie die EWG in sich 
selbst einen solchen Grad von Autarkie, von 
Produktivitäts- und Innovationsfortschritten 
auch ohne irrationale Wachstumspolitik auf, 
daß die auf Kosten der Humanität entwickel-
ten eventuellen Rationalisierungsfortschritte 
auf anderen Weltmärkten hier — bei entspre-
chender Außenhandelspolitik — überhaupt 
nicht gefährlich werden können. Allerdings 
wird eine wirtschaftsdemokratische, wohl-
fahrtsstaatliche Ordnung Westeuropas die 
Liberalisierung des Welthandels nicht länger 
als eine an sich selbst positive wirtschaftspoli-
tische Ordnungsvorstellung gelten lassen. 
Vielmehr gilt: so viel Liberalisierung wie mög-
lich, aber so viel Devisen-, Währungs- und 
Handelskontrolle wie eben für die Aufrecht-
erhaltung einer stabilen Wohlfahrtsökonomie 
notwendig.

Gemeinwirtschaft). Man kann es nicht als 
„marktwirtschaftliche Verwässerung", sondern 
nur als durchaus vernünftige Erweiterung der 
DGB-Programmkonzeption von 1949 ansehen, 
daß die Vergesellschaftung wirtschaftlicher 
Schlüsselpositionen im neuen Programm in 
diesen Gesamtkomplex der Kontrollinstru-
mente wirtschaftlicher Macht eingeordnet wor-



den ist29). Damit wurde allerdings auch ganz 
klargemacht, daß die Aufhebung des Privat-
eigentums an Produktionsmitteln hier nicht 
gesellschaftspolitisches Ziel an sich ist, son-
dern — in begrenztem Ausmaß notwendiges — 
Mittel demokratischer und planmäßiger Wirt-
schaftsgestaltung. Nicht zuletzt übrigens auch — 
scheinbar paradoxerweise — ein Mittel markt-
wirtschaftlicher (wettbewerbswirtschaftlicher) 
Neugestaltung. Denn durch öffentliche und 
freigemeinwirtschaftliche Unternehmen kann, 
da sie nicht auf Gewinnmaximierung aus sind, 
„das Lenkungsinstrument Preiswettbewerb 
zum Wohle der Gesamtwirtschaft wieder in-
takt gema 30cht werden" ).

29) Daß die Interpretation, die Sozialisierungsforde-
rung sei — wie im Godesberger Programm der SPD 
— als „letztes Mittel, wenn alle anderen versagen", 
in den Hintergrund getreten, falsch ist, erweist sich 
schon daran, daß diese Forderung bei der endgülti-
gen Fassung des Programms zum Teil aus dem Ab-
schnitt über die Wirtschaftskontrolle ausgegliedert 
und in einem eigenen vorgeordneten Abschnitt 
„Öffentliche und freie Gemeinwirtschaft" wesent-
lich konkreter formuliert worden ist.
30) Walter Hesselbach, Das gemeinwirtschaftliche 
Unternehmen im Wettbewerb, in: Gewerkschaft, 
Wirtschaft, Gesellschaft, a. a. O., S. 115.

31) Die Chance, ihrer Gesamtkonzeption den treffen-
den Namen „Gemeinwirtschaft" zu geben, damit an
eine glückliche Begriffsbildung anzuknüpfen, die in
den 20er Jahren geprägt wurde und über das dog-
matische Entweder-Oder von Markt- und Planwirt-
schaft hinausweist, haben die Gewerkschaften nicht
wahrgenommen; statt dessen haben sie den Begriff 
in der begrenzten Bedeutung des nicht auf Gewinn-
maximierung gerichteten Wirtschaftssektors inner-

Insgesamt unterstützen und ergänzen die ver-
schiedenen Formen der Wirtschaftskontrolle 
also die Volkswirtschaftliche Rahmenplanung, 
1. indem sie durch die Vergesellschaftung 
marktbeherrschender Unternehmen wesent-
liche Instrumente zur Verwirklichung der Na-
tionalbudgets gewinnen;
2. indem sie der Wettbewerbs-, konsumenten- 
und umweltfeindlichen Politik der Kartelle und 
Konzerne entgegenwirken;
3. indem sie die auch gesellschaftspolitisch in 
einer Demokratie unerträgliche Macht der pri-
vatwirtschaftlichen Großorganisationen ab-
bauen.

1. Formen indirekter Kontrolle

Sowohl aus praktisch-politischen als auch aus 
wirtschafts- und organisationstheoretischen 
Gründen ist es sinnvoll, vor und neben der 
Empfehlung direkter Kapitalkontrolle (Verge-
sellschaftung) konsequent die indirekten For-
men der demokratischen Kontrolle wirtschaft-
licher Macht anzuwenden. So verfährt auch das 
DGB-Grundsatzprogramm; es nennt unter an-
derem:
— fortlaufende Erhebungen über den Umfang 
der Konzentrationsbewegung und ihre Ver-
öffentlichung;
— die Beseitigung konzentrationsfördernder 
Rechtsvorschriften (zum Beispiel auch der ent-
sprechenden Steuervorschriften);

— die Mitbestimmung der Arbeitnehmer und 
ihrer Gewerkschaften;
— die Demokratisierung und Neuordnung der 
Unternehmensverfassung;
— die Erweiterung der Publizität;
— die wirkungsvolle Ausgestaltung der Mo-
nopol- und Kartellkontrolle;
— die Mobilisierung des Wettbewerbs unter 
anderem durch öffentliche und gemeinwirt-
schaftliche Unternehmen;
— den Ausbau des Systems öffentlich gebun-
dener Unternehmen.

Ohne Zweifel kann dieses Instrumentarium, 
von einer weniger industriefrommen Regie-
rungsmehrheit konsequent entwickelt und ein-
gesetzt, die wettbewerbsfeindlichen Tenden-
zen in unserer Wirtschaft bremsen und zum 
Teil aufheben. Sehr bedeutsam ist in diesem 
Zusammenhang die Forderung nach einer ob-
jektiven Verbraucherinformation: „Der Ver-
braucher muß in die Lage versetzt werden, 
Qualität und Preiswürdigkeit der einzelnen 
Erzeugnisse nach objektiven Kriterien zu be-
urteilen.“

2. Formen direkter Kontrolle

Um die kapitalistischen Machtgruppen unserer 
Kartell- und Konzernwirtschaft volkswirt-
schaftlichen Zielen und demokratischen Le-
bensformen unterzuordnen, bedarf es natür-
lich, wie auch der DGB völlig zu Recht fordert, 
über diese indirekten Kontrollmöglichkeiten 
hinaus der unmittelbaren Kontrolle wesent-
licher „Kommandohöhen" (O. Brenner) der 
Wirtschaft. Es geht um den Ausbau eines 
gemeinwirtschaftlichen Sektors, d. h. um 
die Ausdehnung des Anwendungsbereichs im-
perativer Lenkungsinstrumente bei gleichzei-
tigem Abbau der Macht privatwirtschaftlicher 
Großorganisationen:

„Das Gemeineigentum in seinen verschiede-
nen Formen hat in der modernen Industrie-
gesellschaft entscheidende Bedeutung, beson-
ders auch als Lenkungs- und Steuerungsmittel 
der Wirtschaft. Die Gewerkschaften fordern 
die Erhalt

31

ung und Ausweitung des öffentlichen 
Besitzes an wirtschaftlichen Unternehmen und 
seine Weiterentwicklung zu einem sinnvollen 
System öffentlicher und öffentlich gebundener 
Unternehmen." )  Daher ist die Überführung 



von „Schlüsselindustrien" und von „markt- 
und wirtschaftsbeherrschenden Unternehmen" 
anderer Industrien in Gemeineigentum not-
wendig. Im Gegensatz zur Sozialisierungs-
konzeption des DGB von 1949 liegt im Pro-
gramm von 1963 der Hauptakzent offensicht-
lich nicht mehr auf der Vergesellschaftung 
ganzer Industrien (konkret genannt wird ge-
genwärtig meines Wissens nur der Kohlen-
bergbau 32)).  Vielmehr geht es um eine durch-
aus überschaubare Zahl von marktbeherr-
schenden Unte 33rnehmen ), auch als „Mammut-
unternehmen" 34)  definiert. Damit wird also 
eine sehr realistische, übrigens auch ohne for-
melle Enteignung realisier 35bare )  Konzeption 
eines ausgebauten gemeinwirtschaftlichen Sek-
tors vorgelegt, durch die eine demokratische 
Volkswirtschaft entscheidende Einflußmög-
lichkeiten in den wesentlichen Wirtschafts-
bereichen gewänne: um diese planungsgemäß 
zu gestalten; um unnötige Preissteigerungen 
hintanzuhalten; um Vorbilder humaner und 

halb des Gesamtsystems ins Programm übernom-
men. Vgl. dazu W. Hesselbach, a. a. O.
32) Vgl. Gewerkschaftliche Monatshefte 1/63, S. 6.
33) Günter Siebert hat 1960 eine Untersuchung durch-
geführt, deren Ergebnis war, „daß im Jahre 1957 in 
der Industrie (ohne Bau- und Energiewirtschaft) der 
Bundesrepublik (ohne Saarland und Westberlin) 
mindestens 96 Unternehmen bestanden, die auf-
grund ihrer relativen Größe in 11 von insgesamt 29 
Industriegruppen eine marktbeherrschende Stellung 
einnahmen". Je 4—10 dieser Unternehmen (die nicht 
selten noch in Konzernen zusammengeschlossen 
sind) beherrschten 1957 30—85 Prozent des Mark-
tes ihrer Branche: Marktbeherrschende Unterneh-
men in der westdeutschen Industrie, in: WWI-Mit- 
teilungen des Wirtschaftswissenschaftlichen Insti-
tuts der Gewerkschaften, Köln, H. 7/8 1960, S. 149 ff. 
Und Dieter Schwarz, Wettbewerbsexperte der 
Kommission der EG (Brüssel) referiert aus einer 
neuen EWG-Untersuchung über die zunehmende 
Marktmacht der 100 (50) größten Unternehmen 
(Großbritannien und Bundesrepublik Deutschland): 
„Der Anteil der 100 größten Industrieunternehmen 
am industriellen Gesamtumsatz belief sich im Ver-
einigten Königreich 1953 auf 26 °/o. Bis zum Jahre 
1970 hat sich dieser Anteil mit nunmehr 500/0 nahe-
zu verdoppelt. In Deutschland vereinigten die 100 
größten Industrieunternehmen 1954 etwa 34 % des 
industriellen Gesamtumsatzes auf sich, im Jahre 
1969 bereits 50 %. Dabei erscheint es bemerkens-
wert, daß 1969 allein die 50 größten Industriefir-
men, also 0,001 % aller Industrieunternehmen, 
rund 40 % des gesamten Industrieumsatzes erwirt-
schafteten." Aus: Dieter Schwarz, Zum Stand der 
Wirtschaftskonzentration im Gemeinsamen Markt, 
in: Der Bürger im Staat (hrsg. v. d. Landesz. f. pol. 
Bildg. Baden-Württemberg) Heft 4, Dezember 1973).
34) Nach Otto Kunze, Unternehmen mit mindestens 
20 000 Arbeitnehmern, 1 Milliarde DM Umsatz und 
einer Bilanzsumme von 500 Millionen DM — etwa 
50 in der Bundesrepublik: Von der wirtschaftlichen 
Mitbestimmung zur Unternehmensverfassung, in 
Gewerkschaft, Wirtschaft, Gesellschaft, a. a. O., 
S. 142.
35) Z. B. durch eine „vollausgebaute Unternehmens-
verfassung": vgl. Otto Kunze, a. a. O., S. 142 ff. 

demokratischer Betriebsordnung zu schaffen; 
um profitwirtschaftlich „unrentable", volks-
wirtschaftlich aber notwendige und nützliche 
Investitionen zu realisieren; um unterent-
wickelte Regionen zu industrialisieren; um 
überdurchschnittliche Gewinne von Großunter-
nehmen für Gemeinschaftsaufgaben abzuschöp-
fen — um also auf vielerlei Weise dem Ge-
meinwohl vor den partikularen Interessen den 
Vorrang zu sichern.
Günter Köpke hat bereits vor Jahren in einem 
sehr instruktiven Bericht 36 ) gezeigt, wie groß 
der vergesellschaftete Sektor in anderen 
Volkswirtschaften Westeuropas ist und wie 
man durch eine Vielfalt möglicher Vergesell-
schaftungsformen sowie durch eine sehr weit-
gehende institutioneile Unabhängigkeit der 
Unternehmensleistungen die Gefahr bürokra-
tischer, zentralistischer Verstaatlichung zu 
bannen versteht. Angesichts dieses Standes 
der internationalen Gemeinwirtschaftstheorie 
und -praxis wirken die in der Bundesrepublik 
immer wieder gehörten Einwände antiquiert. 
Da heißt es, Vergesellschaftung sei mit unserer 
rechtsstaatlichen, marktwirtschaftlichen, christ-
lich-demokratischen Ordnung nicht vereinbar. 
Demgegenüber mag daran erinnert werden, 
daß im Grundgesetz37), in den päpstlichen 
Sozialenzykliken ), im ehemaligen Ahlener 
Programm der CDU 39 ) und im Go
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desberger 

Programm der SPD )  die Sozialisierung im 
Interesse des Gemeinwohls grundsätzlich an-
erkannt oder gar empfohlen wird.

36) Günter Köpke, Gemeinwirtschaft im Spiegel 
neuerer Literatur, in: Gewerkschaftliche Monats-
hefte 10/62, bes. S. 591—97.
37) Artikel 14 und 15. Vgl. auch die entsprechenden 
Artikel in Länderverfassungen: Art. 160 d. Bayr. 
Vers., Art. 39 der Hess. Vers., Art. 61 der Rhein.- 
Pfälz. Vers., besonders aber die direkte „Soll"-Vor- 
Schrift der Verfassung von NRW: „Großbetriebe der 
Grundstoffindustrie und Unternehmen, die wegen 
ihrer monopolartigen Stellung besondere Bedeu-
tung haben, sollen in Gemeineigentum überführt 
werden ..."!
38) Quadragesimo anno 114; Mater et Magistra 116.
39) Vgl. Programmatik der deutschen Parteien 
(hrsg. von Ossip K. Flecbtheim), Bd. II, S. 55 f.
40) A. a. O. (Anm. 37), Bd. III, S. 215 f.
41) Vgl. u. a. Sozialdemokratische Antworten auf 
Gewerkschaftsfragen (hrsg. von SPD-Parteivor-
stand), Bonn 1963, S. 31 ff.

Ebenso unhaltbar ist das Argument, die So-
zialisierungsforderung sei „überholt", weil 
heute ohnehin — gerade in der Großindu-
strie — nicht mehr die Eigentümer, sondern 
die angestellten „Manager" die Verfügungs-
gewalt hätten; das Problem der Macht dieser 
führenden Wirtschaftsbürokratien bleibe abe
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r 
in „Staatsbetrieben" unverändert bestehen. 
Auf diese Weise versuchten hierzulande nicht 
zuletzt sogenannte moderne Sozialdemokraten 
wie der Wirtschaftsexperte Heinrich Deist ) 



oder der ehemalige Baugewerkschaftsvorsit-
zende und jetzige Minister Georg Leber42 ), 
eine alte Forderung der Wirtschaftsdemokra-
tie sich vom Halse zu schaffen. Sie verkennen, 
daß es wirtschafts- und gesellschaftspolitisch 
einen gewaltigen Unterschied macht, ob das 
Management im Dienste enger betriebs- und 
profitwirtschaftlicher Interessen oder im Auf-
trag gesamtwirtschaftlicher Instanzen und Ziel-
setzungen Macht ausübt. Eines allerdings ist 
dabei unabdingbare Voraussetzung: daß Kon-
trollen und Rechenschaftspflichtigkeit dieser 
„neuen" Manager wesentlich ausgebaut und 
ihre hierarchischen Rechte des „Durchregie-
rens" durch ausgebaute Mitbestimmungs-
ebenen in der Mitte und an der Basis der 
Großorganisationen eingeengt werden.

42) Vgl. Unser Weg, Referat vor dem 6. Gewerk-
schaftstag der IG Bau-Steine-Erden, Berlin 1963 
(Hrsg. IG Bau, Vorstand), Frankfurt/M. 1963, S. 29 ff.
43) Zitat nach Willy Wyniger, Politische und öko-
nomische Probleme durch Verstaatlichung von 
Schlüsselindustrie und Banken, in: Investitionskon-
trolle gegen die Konzerne?, hrsg. von M. Krüger, 
Reinbek 1974, S. 182.

In den Jahren einer scheinbar problemlosen, 
krisenfreien Restauration des Kapitalismus in 
der Bundesrepublik haben die Gewerkschaf-
ten ihre Programmforderung der Vergesell-
schaftung nahezu „vergessen". Aber auf Grund 
des sich in den letzten Jahren spürbar ver-
schärfenden Konzentrationsprozesses, der eine 
dauernde antidemokratische Umwälzung der 
Besitzverhältnisse hervorruft und hochkonzen-
trierte private Formen der Wirtschaftslenkung 
mit entsprechenden Machtzusammenballungen 
geschaffen hat, wurde auf dem 9. Ordentlichen 
DGB-Kongreß 1972 ein Antrag verabschiedet, 
der den Bundesvorstand auffordert, „ ... in 
der Wirtschaft verstärkte Bemühungen ein-
zuleiten, um die Forderung des DGB-Grund-
satzprogrammes nach Überführung von Schlüs-
selindustrien und anderen markt- und wirt-
schaftsbeherrschenden Unternehmen in Ge-
meineigentum zu verwirklichen" 43).  In den 
letzten Jahren ist es vor allem das Verdienst 
der Jungsozialisten in der SPD gewesen, die 
Diskussion über die wirtschaftspolitische Rolle 
des vergesellschafteten bzw. gemeinwirtschaft-
lichen Sektors in aller Öffentlichkeit wieder-
aufgenommen zu haben. Dabei ist der undog-
matische und pluralistische Ansatz bemerkens-
wert, wie er etwa in folgenden Leitlinien des 
jungsozialistischen Grundsatztextes „Was ist 
Demokratischer Sozialismus" (Juso-Info 65/74) 
zum Ausdruck kommt:

„Vergesellschaftung muß sich leiten lassen von 
dem Grundsatz der Beteiligung aller Betrof-
fenen an Kontrolle und Leitung der Unterneh-
men. Dies bedeutet, daß die Beteiligung ver-

schiedener gesellschaftlicher Gruppen und 
staatlicher Instanzen an Kontrolle und Leitung 
der Unternehmen erforderlich ist. Die ver-
schiedenen Gruppen bringen verschiedene 
Aspekte, Motive und Interessenlagen in die 
Verwaltung der Betriebe ein:
— die Belegschaften und ihre gewerkschaft-
lichen Vertreter u. a. den Aspekt der humanen 
Gestaltung der Arbeitsbedingungen, der ge-
rechten Entlohnung und der Arbeitsplatzsicher-
heit,
— staatliche Instanzen den Aspekt der Be-
rücksichtigung externer Effekte von Produk-
tion und nachfolgendem Konsum sowie der 
notwendigen Abstimmung mit anderen Wirt-
schaftstätigkeiten im Rahmen einer gesamt-
wirtschaftlichen Planung,
— möglicherweise auch Verbrauchervertreter 
das Interesse an guten und billigen Gütern und 
Dienstleistungen.

Die Beteiligung so unterschiedlich motivierter 
Gruppen an Kontrolle und Leitung der Un-
ternehmen macht es auch notwendig, einen 
neuen betriebswirtschaftlichen Erfolgsmaß-
stab zu entwickeln, der den Gesichtspunkt der 
betrieblichen Rentabilität mit dem des sozialen 
Nutzens verbindet.

Für viele Klein- und Mittelunternehmen kann 
eine Verschärfung der Gewerbeaufsicht und 
Ausweitung der Mitbestimmung sinnvoller 
sein als Formen der Vergesellschaftung. Er-
gänzt werden müssen diese Maßnahmen durch 
einen großzügigen Ausbau der gesetzlichen 
Auflagen zur sozialen Sicherung der Arbeiter 
und Angestellten in den Betrieben, eine arbei-
terfreundliche Novellierung des Arbeitsrechts, 
wirksame Vorkehrungen gegen Arbeitsun-
fälle, bessere betriebsärztliche Versorgung 
usw. Für weite Bereiche bieten sich auch ge-
nossenschaftliche Organisationsformen an. 
Eine dogmatische Festlegung auf ein Organi-
sationsmodell für alle Zweige der Wirtschaft 
wird abgelehnt.
Mehr Demokratie in der Wirtschaft bedeutet 
aber auch unmittelbare Selbstbestimmung der 
arbeitenden Menschen dort, wo sie die Wahr-
nehmung übergeordneter Interessen der Ge-
samtgesellschaft nicht gefährdet. Dies gilt vor 
allem für die Selbstorganisation der Arbeits-
prozesse im Rahmen vereinbarter Produk-
tionsziele. Die unmittelbare Selbstorganisa-
tion in der Arbeitsgruppe ist ein bedeutsamer 
Schritt zur Emanzipation des arbeitenden Men-
schen und ein hervorragendes Feld der Ein-
übung demokratischer und solidarischer Ver-
haltensweisen."
Das entscheidende Problem einer vernünftigen 
und demokratischen Gestaltung der Wirtschaft 



liegt darin, wie sichergestellt werden kann, 
daß das Vorgehen der einzelnen Unternehmen 
die gesamtgesellschaftlich notwendige Rah-
menplanung nicht durchkreuzt, sondern aus-
füllt, ohne daß ein Übermaß an staatlicher 
Reglementierung die wünschenswerte relative 
Autonomie der Einzelunternehmen in Frage 
stellt. Zur Lösung dieser Frage sind — wie 
bereits dargestellt — eine Reihe verschiedener 
Instrumente imperativer und indikativer Pla-
nung bereits vorhanden. Deshalb ist die Ver-
gesellschaftung, insbesondere in Form der Ent-
eignung, nur ein letztes und stärkstes Mittel 
zur Durchsetzung gesellschaftlicher Gesamtin-
teressen. Nur wo mit anderen Mitteln eine 
Demokratisierung der wirtschaftlichen Macht-
verhältnisse nicht gewährleistet werden kann, 
ist die Sozialisierung marktbeherrschender 
Unternehmen zweckmäßig und notwendig44 ). 
Gerade aus den Erfahrungen mit den osteuro-
päischen Planwirtschaften — die zeigen, daß 
eine Zentralverwaltungswirtschaft weder de-
mokratisch im Sinne größtmöglicher Beteili-
gung der Betroffenen, noch effektiv ist — ha-
ben die Jungsozialisten nie die Forderung ver-
treten, alle Produktionsmittel müßten verstaat-
licht und die Gesamtwirtschaft durch ein Sy-
stem umfassender zentraler Planung geregelt 
werden. In Anlehnung an das Grundsatzpro-
gramm des DGB stellten sie vielmehr die For-
derung auf, daß die Vergesellschaftung der 
„Schlüsselbereiche" der Wirtschaft ausschließ-
lich unter dem Gesichtspunkt der „Demokrati-
sierung der Verfügungsgewalt über Produk-
tionsmittel" zu erfolgen hat, was beinhaltet, 
daß das Gemeineigentum nach den Grundsät-
zen der Selbstverwaltung und der Dezentrali-
sierung zu ordnen ist.

44) Der qualitative Unterschied zwischen DGB- und 
SPD-Programm liegt hier in der Auffassung des 
DGB-Programms, die Vergesellschaftung zumin-
dest der marktbeherrschenden Unternehmen sei 
bereits als notwendig erwiesen. Dagegen heißt es 
im „Godesberger Programm" der SPD von 1959: 
„Gemeineigentum ist eine legitime Form der öffent-
lichen Kontrolle, auf die kein moderner Staat ver-
zichtet. Sie dient der Bewahrung der Freiheit von 
der Übermacht großer Wirtschaftsgebilde ... Das 
zentrale Problem heißt heute: Wirtschaftliche Macht. 
Wo mit anderen Mitteln eine gesunde Ordnung der 
wirtschaftlichen Machtverhältnisse nicht gewähr-
leistet werden kann, ist Gemeineigentum zweck-
mäßig und notwendig."

Damit wird unser Blick auf ein im Selbstver-
ständnis der Jungsozialisten integrales, oben 
bereits kurz erwähntes Instrument des Ver-
gesellschaftungskonzeptes gelenkt: die Arbei-
terselbstverwaltung. Mit diesem Konzept ge-
winnen die westdeutschen Jungsozialisten An-
schluß an die immer stärker werdende Forde-
rung nach „autogestion" (Selbstbestimmung 

der Arbeiter) in unseren Nachbarländern: der 
betrieblichen Selbstverwaltung.

„Hierunter fällt die vollständige rechtliche Ver-
fügungsmacht der Betriebsangehörigen über 
den Betrieb: die Bestimmung und Kontrolle 
der Unternehmensleitung, die Festlegung der 
Unternehmenspolitik. An den Entscheidungs-
verfahren nehmen von der Gesamtbelegschaft 
delegierte Vertreterorgane teil. Die bei die-
ser Sozialisierungsform auftauchenden Pro-
bleme vor allem in großen Betrieben liegen 
in folgenden Spannungsfeldern (was sich in 
der jugoslawischen Arbeiterselbstverwaltung 
gezeigt hat):
— zwischen direkter Betriebsdemokratie und 
zentralen Koordinations- und Leistungserfor-
dernissen;
— zwischen in erster Linie vorhandener indivi-
dueller Interessenlage und der Notwendigkeit 
einer Berücksichtigung kollektiver Interessen.

Deshalb können Selbstverwaltungsvorstel-
lungen nicht beliebig in irgendeinem Stadium 
kapitalistischer Entwicklung realisiert werden. 
Die Realisierung hängt entscheidend von der 
fortgeschrittenen Entwicklung der Produktiv-
kräfte und der damit zusammenhängenden 
Bewußtseinsentwicklung der Arbeitnehmer 
ab. Eine der wichtigsten Voraussetzungen liegt 
in der Sicherung der materiellen Grundlagen 
der Arbeitnehmer, die die Interessen für 
nicht materielle und kollektive Probleme ver-
größert. Vor allem aber ist eine institutiona-
lisierte Verknüpfung der Interessen der Be-
triebskollektive mit den Interessen der Ge-
samtgesellschaft offenbar unerläßlich. Denn 
die Interessen der verschiedenen Betriebskol-
lektive fügen sich nicht einfach widerspruchs-
los zum Allgemeinwohl zusammen.

Auch hier kann die inhaltliche Differenzierung 
nicht unterschlagen werden. Es handelt sich 
nicht etwa um die Ablehnung zentraler Steue-
rungseingriffe — soweit dies nötig ist —, um 
die Teilelemente des Wirtschaftskörpers auf 
ein — aus der Gesamtschau — optimales Er-
gebnis hinzulenken. Bei Einhaltung dieser 
Grundbedingung nationaler Wirtschaftspolitik 
soll lediglich unnötiger Bürokratismus in 
Form überzentralisierter Steuerungsapparate 
und -mechanismen vermieden werden. Eine 
ausgewogene und durchdachte demokratische 
Konzeption muß die wirtschaftlichen Entschei-
dungskompetenzen soweit wie möglich auf 
überschaubarer Ebene ansiedeln, ohne daß die 
Gesamtrationalität durch Maximierung des 
Eigennutzes von Teilkörpern — wie etwa 
Branchen — aufgehoben wird. Diese Form von 
dezentraler Demokratisierung der Wirtschaft 
empfiehlt sich nicht nur aus emanzipativen Ge-



sichtspunkten heraus, sondern auch aus der 
Sicht effizienten Wirtschaftens."

Mit der Forderung nach „betrieblicher Selbst-
verwaltung" bringen die Jungsozialisten ein 
neues Element in die westdeutsche Diskus-
sion um die Frage der Demokratisierung von 
Wirtschaft und Gesellschaft; dieses Element 
hat bis heute noch keinen Eingang in die 
offiziellen Programme der linken Großorgani-
sationen gefunden, die sich ebenfalls um die 
Demokratisierung unserer Gesellschaftsord-
nung bemühen. Außer diesem Selbstverwal-
tungskonzept, das die Ablösung privater öko-
nomischer Macht durch die Installierung einer 
Unternehmensdemokratie verwirklichen will, 
nehmen die Jungsozialisten auch die ver-
schiedenen Mitbestimmungskonzepte auf, wie 
sie innerhalb der Gewerkschaften entwickelt 
worden sind und zum Teil Aufnahme in deren 
Grundsatzprogramm gefunden haben.

Diese Mitbestimmungskonzepte, auf die wir 
noch näher eingehen werden, haben die Jung-
sozialisten in ihr Konzept der Vergesell-
schaftung integriert, wie das nachstehende 
Zitat verdeutlicht: „Vergesellschaftung bedeu-
tet demnach, daß die systematische Einschrän-
kung bis hin zur Entziehung privater Verfü-
gungsgewalt über Produktionsmittel unter

Mitbestimmung bedeutet gleichberechtigte 
Beteiligung der Arbeitnehmer und ihrer ge-
wählten Vertreter an den betrieblichen und 
unternehmerischen Entscheidungsprozessen. 
Träger der Mitbestimmung sind die Arbeit-
nehmer, die Betriebs- und Personalräte, die 
Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat, die Ar-
beitsdirektoren und nicht zuletzt die gewerk-
schaftlichen Vertrauensleute. Mitbestimmung 
als Herstellung von Machtgleichgewicht der 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerseite ist somit 
als Ergänzung und Einschränkung der Verfü-
gungsgewalt der juristischen Eigentümer bzw. 
deren Vertreter zu verstehen, Ist kein Macht-
gleichgewicht gegeben, so kann im eigent-
lichen Sinn nicht von Mitbestimmungsrechten, 
sondern nur von Informations-, Anhörungs-
und Mitwirkungsrechten gesprochen werden.

Mitbestimmung wird nicht statisch als End-
ziel, verstanden. Im Kampf um die Wirtschafts-
demokratie ist die Mitbestimmung auf be-
trieblicher und unternehmerischer Ebene eine 
machtpolitische und organisatorische Zwischen-
stufe auf dem Wege zur Selbstbestimmung 
und Selbstverwaltung der Abhängigen. Erst 

45) Zitat aus: „Juso-Argumente" 1974, Problem 11, 
Vergesellschaftung, S. 2 u. 8. 

prinzipiell demokratischen Verfahrensweisen 
entweder auf überbetrieblicher (Verstaat-
lichung, Beteiligung verschiedener gesell-
schaftlicher Gruppen an Leitung und Kontrolle 
von Betrieben und Unternehmen, überbetrieb-
liche Mitbestimmung) oder auf betrieblicher 
Ebene (Mitbestimmung, Selbstverwaltungs-
formen) vorangetrieben und hergestellt wird. 
Dabei kommt es entscheidend nicht auf die 
äußere Form, sondern auf den jeweils sinn-
vollen und erreichbaren Zweck der jeweiligen 
Vergesellschaftung an: die Verbesserung der 
Bedürfnisbefriedigung der Allgemeinheit und 
die Ablösung von privater Macht in Wirt-
schaft und Politik durch demokratisch kon-
trollierte und eingesetzte Entscheidungsträger. 
Leitlinie dabei muß es sein, in Kontrolle und 
Leitung der Betriebe und Unternehmen zusätz-
liche Motive (Belegschaftsinteressen, Interes-
sen staatlicher Stellen an Berücksichtigung 
.externer Effekte’, evtl. Verbraucherinteressen 
etc.) einzubringen, die in der kapitalistischen 
Wirtschaftsorganisation vernachlässigt wer-
den 46." )

Im folgenden sollen nun die angesprochenen 
Mitbestimmungskonzepte im Rahmen des Ge-
samtkonzepts einer Wirtschaftsdemokratie 
dargestellt werden.

VIII. Mitbestimmung
wenn die Mitbestimmung auf allen Ebenen 
des wirtschaftlichen Prozesses: Arbeitsplatz, 
Betrieb, Unternehmensleitung, Wirtschafts-
organe (Kammern), Wirtschaftspolitik sowie 
im Rahmen einer demokratischen Planung und 
der Vergesellschaftung der marktbeherrschen-
den Unternehmen, verwirklicht wird, wird sich 
jene neue Qualität der ökonomischen Macht-
verhältnisse herstellen lassen, die als die 
„Selbstorganisation der Produzenten" bezeich-
net werden könnte. Konsequenz dieser Aus-
führung muß daher sein, die bisherigen Mitbe-
stimmungskonzepte, wie sie in der Bundes-
republik diskutiert werden und als Gesetzes-
vorlage mittlerweile das Parlament erreicht 
haben, durch folgende weitergehende Mitbe-
stimmungsstrategien zu ergänzen:
— Mitbestimmung am Arbeitsplatz,
— Mitbestimmung in den Organen der Wirt-
schaft und in der Volkswirtschaft.

1. Mitbestimmung in Großunternehmen auf
Unternehmensebene

Der entscheidende nächste Schritt auf dem 
Wege zu einer Industriellen Demokratie im 

46) Juso-Argumente 11/1974, S. 3.



Rahmen der aktuellen westdeutschen Politik 
ist zweifellos die Mitbestimmung in Großun-
ternehmen auf Unternehmensebene. Der 
schwere Konflikt zwischen Sozialdemokraten 
(bzw. Gewerkschaften) und Liberalen in der 
Mitbestimmungsfrage, an der dieses zentrale 
Reformkonzept der sozial-liberalen Koalition 
zu scheitern droht, ist durch die Weigerung der

SPD-Entwurf von 1968

§ 1 Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für Groß-
unternehmen und Konzerne, die in 
der Rechtsform einer Aktienge-
sellschaft, einer Kommanditgesell-
schaft auf Aktien, einer Gesell-
schaft mit beschränkter Haftung, 
einer Genossenschaft . . . betrieben 
werden.

(2) Dieses Gesetz findet auch auf 
Unternehmen Anwendung, die un-
ter das Gesetz über die Mitbe-
stimmung der Arbeitnehmer in den 
Aufsichtsräten und Vorständen 
der Unternehmen des Bergbaus 
und der Eisen und Stahl erzeugen-
den Industrie . . . fallen.

§ 2 Begriff des Großunternehmens

(1) Großunternehmen im Sinne von 
§ 1 Abs. 1 sind Unternehmen und 
Konzernunternehmen mit

a) mindestens zweitausend Ar-
beitnehmern und einer Bilanz-
summe von mindestens fünf-
undsiebzig Millionen Deutsche 
Mark;

Liberalen hervorgerufen worden, eine echte 
Machtparität im Gesetz zu verankern; sie 
wurde durch den „Einbau" eines Vertreters 
der „Leitenden Angestellten", auf dem die 
FDP bestand, vereitelt. Die folgende Synopse 
einiger zentralen Regelungen der beiden maß-
geblichen Konzepte verdeutlicht den Sachver-
halt:

Sozialliberaler Kompromiß

§ 1 Geltungsbereich

(1) In Unternehmen, die 1. in der 
Rechtsform einer Aktiengesell-
schaft, einer Kommanditgesell-
schaft auf Aktien, einer Gesell-
schaft mit beschränkter Haftung, 
einer bergrechtlichen Gewerkschaft 
mit eigener Rechtspersönlichkeit 
oder einer Erwerbs- und Wirt-
schaftsgenossenschaft betrieben 
werden u. 2. in der Regel mehr als 
2 000 Arbeitnehmer beschäftigen, 
haben die Arbeitnehmer ein Mit-
bestimmungsrecht nach Maßgabe 
dieses Gesetzes.

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für 
die Mitbestimmung in Organen 
von Unternehmen, in denen die 
Arbeitnehmer nach dem ... Mon- 
tan-Mitbestimmungsgesetz . .. ein 
Mitbestimmungsrecht haben (. . .)

(4) Dieses Gesetz gilt nicht für 
Unternehmen, die unmittelbar und 
überwiegend
1. politischen, ... konfessionellen, 
karitativen, erzieherischen, wis-
senschaftlichen oder künstlerischen 
Bestimmungen oder
2. Zwecken der Berichterstattung 
oder Meinungsäußerung auf die 
Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG Anwen-
dung findet, dienen. (. . .)

(Begriff des Großunternehmens:

Nach § 1, 1 Unternehmen, die „in 
der Regel mehr als 2 000 Arbeit-
nehmer beschäftigen.")



b) mindestens zweitausend Ar-
beitnehmern und mit einem 
Jahresumsatz von mindestens 
einhundertfünfzig Millionen 
Deutsche Mark oder

c) einer Bilanzsumme von minde-
stens fünfundsiebzig Millionen 
Deutsche Mark und einem Jah-
resumsatz von mindestens ein-
hundertfünfzig Millionen Deut-
sche Mark.

(...)

§ 16 Zusammensetzung des Auf-
sichtsrates

(1) Besteht der Aufsichtsrat aus 
elf Mitgliedern, dann setzt er sich 
zusammen aus:

a) vier Vertretern der Anteilseig-
ner und einem weiteren Mit-
glied;

b) vier Vertretern der Arbeitneh-
mer und einem weiteren Mit-
glied;

c) einem weiteren Mitglied.
(...)

(4) Die weiteren Mitglieder dür-
fen nicht

a) Repräsentanten einer Vereini-
gung der Arbeitnehmer oder 
Arbeitgeber oder einer Spitzen-
organisation dieser Vereini-
gungen sein oder zu diesen in 
einem ständigen Dienst- oder 
Geschäftsbesorgungsverhältnis 
stehen;

b) im Laufe des letzten Jahres vor 
der Wahl eine unter Buchstabe 
a bezeichnete Stellung innege-
habt haben;

c) in dem Unternehmen oder in 
einem mit diesem verbundenen 
Unternehmen auf Grund Ar- 
beits- oder Dienstvertrags oder 
als Inhaber, geschäftsführender 
Gesellschafter oder Mitglied 
des zur gesetzlichen Vertretung 
berufenen Organs tätig sein;

d) an dem Unternehmen oder an 
einem mit diesem verbundenen 
Unternehmen wirtschaftlich we-
sentlich interessiert sein.

§ 7 Zusammensetzung des Auf-
sichtsrates

(1) Der Aufsichtsrat setzt sich zu-
sammen aus

1. zehn Aufsichtsratmitgliedern
der Anteilseigner und

2. zehn Aufsichtsratmitgliedern
der Arbeitnehmer

(2 ) Unter den in Absatz 1 Nr. 2 
bezeichneten Mitgliedern des Auf-
sichtsrats müssen sich befinden

1. sieben Arbeitnehmer des Un-
ternehmens, die das 18. Lebens-
jahr vollendet haben, ein Jahr 
dem Unternehmen angehören 
und die weiteren Wählbarkeits-
voraussetzungen des § 8 des 
Betriebsverfassungsgesetzes er-
füllen, sowie

2. drei Vertreter von Gewerk-
schaften, die in dem Unterneh-
men selbst oder in einem an-
deren Unternehmen vertreten 
sind, dessen Arbeitnehmer nach 
diesem Gesetz an der Wahl von 
Aufsichtsratmitgliedern des Un-
ternehmens teilnehmen.



§ 24 Organe zur gesetzlichen Ver-
tretung

(1) Das zur gesetzlichen Vertretung 
des Unternehmens berufene Organ 
muß aus mindestens drei Mitglie-
dern bestehen. Die Mitglieder wer-
den mit Zweidrittelmehrheit vom 
Aufsichtsrat bestellt.

(2) Ein Mitglied des zur gesetzli-
chen Vertretung des Unternehmens 
bestellten Organs muß, unbescha-
det seiner sonstigen Aufgaben, 
vorwiegend für Personal- und So-
zialangelegenheiten zuständig sein.

§ 15, 2, Satz 2: Dem Aufsichtsrat 
müssen mindestens ein Arbeiter, 
ein Angestellter und ein leitender 
Angestellter angehören.

§ 28 Bestellung des Organs zur 
gesetzlichen Vertretung des Unter-
nehmens

(1) ...

(2) Der Aufsichtsrat bestellt die 
Mitglieder des zur gesetzlichen 
Vertretung des Unternehmens be-
fugten Organs mit einer Mehrheit, 
die mindestens zwei Drittel der 
Stimmen seiner Mitglieder umfaßt.

Mit der Konzeption einer Mitbestimmung in 
der Leitung der Großunternehmen stehen wir 
inzwischen in der Bundesrepublik nicht mehr 
allein. Es gibt zur Zeit Gesetze, Gesetzesvor-
lagen oder zumindest linke Programmkon-
zepte — in Norwegen und Schweden, aber 
zugleich auch in Österreich, Holland und in 
der Schweiz (außerdem im europäischen Ge-
werkschaftsbund in Brüssel) —, in den größe-
ren Unternehmen ein Mitbestimmungsmodell 
zu etablieren. Diese Entwicklung hat sogar da-
zu geführt, daß der „Europäische Bund Freier 
Gewerkschaften" (EBFG) mehrheitlich die Ver-
ankerung der Mitbestimmung auf den Ebenen 
der Betriebe, des Aufsichtsrats und des Vor-
stands (Top Managements) in dem in Vorbe-
reitung befindlichen Gesetz über die „Europä-
ische Aktiengesellschaft" (Societe Europen = 
SE) fordert. Die Forderungen, gegen die die 
Kapitalvertreter bereits heftig protestieren, 
lauten:

„Bildung eines Europäischen Betriebsrates bei 
der SE mit Informations- und Konsultations-
rechten;

Besetzung des Aufsichtsrates der SE zu je drei 
Teilen aus Vertretern der Aktionäre, der Ar-
beitnehmer und des allgemeinen Interesses; 
Bestellung eines Vorstandsmitgliedes der SE, 
das sich mit Fragen der Personal- und Sozial-
politik zu 47beschäftigen hat." )

In dieser Entschließung erscheint übrigens ein 
Modell der Kontrolle bzw. Einschränkung ka-
pitalistischer Macht, das in verschiedenen 
westeuropäischen Ländern zunehmend ange-
strebt wird: eine „Drittel-Parität" von Kapital-, 
Arbeiter- und Staats-(Kommunal)Vertretern.

“47) Nach W. Braun, Europäische Aktiengesellschaft" 
und Internationale Fusion, in: Gewerkschaftliche 
Monatshefte, 8/71, S. 481.

2. Mitbestimmung im Betriebsverfassungs-
gesetz

Während auf Unternehmensebene in der Bun-
desrepublik ein zwischen der Montanindustrie 
einerseits und den Bereichen der Weiterver-
arbeitung andererseits aufgespaltenes Recht 
besteht, gilt für alle Branchen in gleicher 
Weise unterhalb dieser Ebene der eigentlichen 
Unternehmertätigkeit seit 1952 das Betriebs-
verfassungsgesetz (BetrVG). Dieses Gesetz 
regelt die Rechtsstellung der von den Arbeit-
nehmern zu wählenden Betriebsräte, denen 
abgestufte Mitbestimmungs- sowie Beratungs-
und Informationsrechte über betriebliche All-
tagsprobleme zuerkannt sind.
Das BetrVG von 1952 wurde von der Regie-
rung der sozial-liberalen Koalition umfassend 
novelliert; das neue, in Kurzform als BetrVG 
1972 bezeichnete Gesetz enthält eine erheb-
liche Ausweitung der sehr unzureichenden 
Befugnisse der Betriebsratsgremien. Aber auch 
das BetrVG 1972 enthält nach wie vor we-
sentliche „Defizite"; u. a. ist bei Betriebsein-
schränkungen oder Stillegungen die Allein-
bestimmung des Unternehmers unangetastet 
(lediglich rechtzeitige Information des Be-
triebsrats sowie Abfindungen für Gekündigte 
sind erzwingbar), ferner ist das Vetorecht bei 
Kündigungen ungenügend durchgreifend, denn 
nur unter sehr komplizierten Bedingungen 
kann der Betriebsrat mit seinem Veto gegen 
geplante Kündigungen gegebenenfalls eine 
aufschiebende Wirkung erreichen. Die wesent-
lichen Rechte, die dem Betriebsrat zustehen, 
sind folgende:
— Nach § 87 sind insgesamt zwölf abschlie-
ßend aufgeführte Angelegenheitsbereiche der 
vollen Mitbestimmung des Betriebsrats unter-
stellt, u. a. Fragen der „Betriebsordnung", Tor-
kontrollen, technische Kontrollgeräte am Ar-
beitsplatz, Sozialeinrichtungen, Mietverträge



von Werkswohnungen, ferner Einführung und/ 
oder Beibehaltung von Kurzarbeit, Überstun-
den, gleitender Arbeitszeit, Schichtarbeit, Ent- 
lohnungsmethoden, Akkordentlohnung und 
-festsetzung usw.

Bei Nichteinigung von Arbeitgeber und . Be-
triebsrat kann jede Seite eine vom Gesetz als 
Bedarfseinrichtung vorgesehene paritätische 
Einigungsstelle mit Beisitzern beider Seiten 
und einem (gerichtlich zu bestellenden) neu-
tralen Vorsitzenden anrufen. Diese Einigungs-
stelle kann in der streitigen Sache einen ver-
bindlichen „Spruch" fällen.

— Nach § 94 hat der Betriebsrat das gleiche 
(notfalls über die Einigungsstelle erzwingbare) 
Mitbestimmungsrecht bezüglich des Inhalts 
von Personalfragebogen für Arbeitnehmer und 
Bewerber, ebenso über im Betrieb anzuwen-
dende Kriterien von Beurteilungssystemen.

— Nach § 80 hat der Betriebsrat ein über-
wachungsrecht bezüglich der betrieblichen An-
wendung aller zugunsten der Arbeitnehmer 
geltenden Rechtsnormen aus Gesetzen, Ver-
ordnungen, Tarifverträgen und anderen 
Rechtsquellen.

— Bei Neueinstellungen und Versetzungen hat 
der Betriebsrat ein weitgehendes Vetorecht, 
bei dessen Wahrnehmung der Arbeitgeber 
die geplante Maßnahme nur dann dennoch 
ausführen kann, wenn auf seinen Antrag hin 
die vom Betriebsrat verweigerte Zustimmung 
gerichtlich ersetzt wird (§ 99).

— Abgestuft nach Betriebsgrößen und anfal-
lender Arbeit hat der Betriebsrat das Recht 
zur Arbeitsbefreiung von Betriebsratsmitglie-
dern (§ 37, II und § 38) sowie zum Erhalt von 
Räumen, sachlichen Mitteln und Büropersonal 
(§ 40).

— Der Betriebsrat darf jährlich sechs lohn-
zahlungspflichtige Betriebsversammlungen 
während der Arbeitszeit durchführen (§ 43 
Abs. 1) sowie jederzeit bei Bedarf Betriebs-
ratssitzungen durchführen (§ 30).

— Vertreter von Gewerkschaften, die im Be-
trieb durch Mitglieder repräsentiert sind, ha-
ben jederzeitigen Zugang zum Betrieb, um 
dort betriebsverfassungsrechtliche sowie aus 
Art. 9 III GG ableitbare koalitionsrechtliche 
Befugnisse wahrzunehmen; solche außerbe-
trieblichen Gewerkschaftsvertreter haben fer-
ner Zutritt und Beratungsrecht bei Betriebs-
ratssitzungen, wenn ein Viertel der Betriebs-
ratsmitglieder dies beantragt; schließlich hat 
der Gewerkschaftsvertreter Zutritts- und Be-
ratungsrecht auf Betriebsversammlungen auch 
uneingeladen und unangemeldet (vgl. § 2 II, 
§ 31 und § 46).

3. Ausbau der Gewerkschaftsorganisation und 
Mitbestimmung am Arbeitsplatz

Ohne Mitbestimmung am Arbeitsplatz, d. h. 
Mitentscheidung arbeitsnaher Probleme und 
Konflikte durch die zusammenarbeitenden 
Gruppen selbst bleibt die Mitbestimmungs-
konzeption ein Koloß auf tönernen Füßen. Am 
Arbeitsplatz können durch Veto- und Mitge-
staltungsrecht die Arbeitsgruppen und ihre 
Vertrauensleute unmittelbar Konflikte artiku-
lieren, gegen inhumane und/oder disfunktio-
nale Zustände bzw. Entscheidungen (sofern 
sie diese Arbeitsgruppe betrifft!) direkt Stel-
lung nehmen, alternative Lösungen entwe-
der sofort bei und mit den Vorgesetzten durch-
setzen oder an den Betriebsrat zur Mitbestim-
mung weiterleiten. Kritische Gewerkschafter 
haben in den sechziger Jahren daher die Kon-
zeption der „Mitbestimmung am Arbeitsplatz" 
entwickelt (vgl. die detaillierte Darstellung 
in „Menschenwürde im Betrieb" 48 ). Dieses 
Konzept haben sich die Jungsozialisten Hes-
sen-Süd in ihren Beschlüssen zur „Intensivie-
rung der Betriebspolitik" vom 15. Dezember 
1974 zu eigen gemacht:

48) Vgl. darüber hinaus meine monographische Dar-
stellung — auch der Vorbehalte in der Gewerk-
schaftsverwaltung I —: in; Vilmar, Mitbestimmung 
und Selbstbestimmung am Arbeitsplatz, 2. neube-
arbeitete Ausl.; Sammlung Luchterhand, Darmstadt, 
erscheint 1975.

„Die gewerkschaftlichen Organisationen und 
ihre Mitbestimmungskonzeption sind in der 
betrieblichen Basis stärker zu verankern. Dies 
steht in Übereinstimmung mit der Erkenntnis, 
daß ohne Aktivierung und Politisierung der 
abhängig Beschäftigten in ihren unmittelbaren 
Arbeits- und Lebensbereichen die Basis für 
eine progressive antikapitalistische Politik 
niemals dauerhaft hergestellt werden kann.

In diesem Sinne unterstützen die Jungsozia-
listen die gewerkschafts- und mitbestimmungs- 
politischen Konzepte, die darauf abzielen, die 
Stellung und Kompetenzen der Vertrauens-
leute (des Vertrauenskörpers) im Betrieb we-
sentlich zu stärken. Ohne die Einbeziehung der 
elementaren Kollektive und ihrer Vertrauens-
leute in den betrieblichen Entscheidungspro-
zeß besteht keine Chance für eine konkrete 
Subjektwerdung der Arbeiter und Angestell-
ten in die Arbeitswelt, keine Ingangsetzung 
realer, aus Basiskonflikten sich entwickelnder 
Mitbestimmungsprozesse auch auf höherer 
Ebene (Betrieb und Unternehmen), kein Lern-
prozeß für politische Selbstbewußtwerdung 
und für künftige Selbstorganisation der Arbei-
ter im Betrieb.
Die Durchsetzung der betrieblichen und über-
betrieblichen Mitbestimmung, der Ausbau der 



betrieblichen Gewerkschaftsorganisation (Ver-
trauensleuteorganisation) und der Mitbestim-
mung der Arbeitsgruppen am Arbeitsplatz 
bilden ein untrennbares Ganzes. Daraus folgt, 
daß eine Mitbestimmung am Arbeitsplatz, die 
sich neben der oder gegen die gewerkschaft-
liche Interessenorganisation und die Arbeit 
des Betriebsrates entwickeln könnte, die vor-
handenen Ansätze einer innerbetrieblichen 
Solidarität der Arbeitenden zerstört und daher 
abzulehnen ist.

Eine basisdemokratisch orientierte, betriebs- 
politische Strategie der Jungsozialisten hat 
daher vorrangig drei Zielrichtungen:
1. Stärkung der Position der Vertrauensleute 
(VL) und des Vertrauenskörpers (VKL) in den 
Betrieben.
2. Durchsetzung der Mitbestimmung der Ar-
beitsgruppen am Arbeitsplatz und des Be-
triebsrates in der Arbeitsorganisation.
3. Unterstützung von Strategien zur Ver-
größerung des Handlungsspielraumes der Ar-
beitenden im Betrieb — insbesondere zur 
Schaffung von sogenannten .teilautonomen 
Gruppen'."
Zu Punkt 1. führen die Jungsozialisten dann 
weiter aus:
„Dem Vertrauenskörper kommt eine Vermitt-
lerrolle zwischen der betrieblichen Basis und 
der gewerkschaftlichen Gesamtorganisation zu. 
Folgende Punkte sind besonders wichtig für 
seine Arbeit:
— die VL müssen grundsätzlich von den 
organisierten Kollegen und Kolleginnen ihres 
Arbeitsbereichs gewählt werden, nicht, wie 
teilweise noch üblich, durch hauptamtliche 
Funktionäre,
— die VL müssen in der Satzung der Gewerk-
schaft verankert werden, sie müssen Antrags-
recht in gewerkschaftlichen Organen erhalten 
(vgl. z. B. Satzung der IG Chemie),
— die VL müssen tarifvertraglich abgesichert 
werden (Kündigungsschutz, Bildungsmaßnah-
men, zeitweilige Freistellung für gewerkschaft-
liche Arbeit). Diese Absicherungen dürfen kei-
nerlei Bindungen im Sinne der betriebsver-
fassungsrechtlichen Treuepflicht beinhalten.
— Auftretende Konflikte im Betrieb dürfen 
nicht allein dem BR zur Lösung überlassen 
werden. Der BR muß vielmehr mit dem VKL 
zusammenarbeiten ...
Die Vertrauenskörper müssen das Recht ha-
ben, mit Mehrheit und nach Abstimmung mit 
der örtlichen Gewerkschaftsleitung kollektiven 
Widerstand im Betrieb zu organisieren, wenn 

a) die Bemühungen des Betriebsrates sowie 
der zuständigen Gewerkschaftsvertreter um 

eine befriedigende Regelung des Konflikts mit 
dem Arbeitgeber gescheitert sind,
b) Arbeitskonflikte anstehen, in denen nicht 
auf Grund tarifvertraglicher Regelungen ge-
werkschaftliche Friedenspflicht besteht.

Eine besondere Aufgabe fällt deshalb den ge-
werkschaftlichen Vertrauensleuten im Rahmen 
der Mitbestimmung und Mitwirkung am Ar-
beitsplatz (Arbeitsgruppenbesprechung) zu.

Demgemäß sollte in künftige Tarifverträge fol-
gende Regelung ausgenommen werden:
— Die Vertrauensleute haben das Recht, wäh-
rend der Arbeitszeit nach Bedarf Vertrauens-
leutevollversammlungen abzuhalten, um ak-
tuelle Konflikte zu diskutieren und Arbeits-
gruppenbesprechungen vorzubereiten.
Der Betriebsrat ist zu diesen Vollversamm-
lungen einzuladen.
— Die Vertrauensleute sollen in Abstimmung 
mit der örtlichen Gewerkschaftsleitung und 
den gewerkschaftlich organisierten Arbeitneh-
mervertreter im Betriebsrat, in den Aufsichts-
räten und Vorständen (Arbeitsdirektoren) 
Einfluß nehmen auf

— Gestaltung und Einhaltung der Tarifver-
träge und der Betriebsvereinbarungen, 
— Gestaltung und Besetzung des Arbeits-
platzes, nebst Investition und Einsatz von 
Produktionsmitteln in den jeweiligen Ar-
beitsbereichen,
— Arbeitstempo, Arbeitsrhythmus, Maschi-
nenbedienung, Springerregelung, Pausen 
u. ä.,
— Auswahl der Vorgesetzten.

— Die Vertrauensleute und die Sprecher der 
Arbeitsgruppen — soweit sie nicht Vertrauens-
leute sind — können jederzeit ungehindert 
ihre sich aus diesen Vorschriften herleitenden 
Funktionen wahrnehmen. Insbesondere kön-
nen sie ungehindert vorbereitende Gespräche 
mit Betriebsrat und Vorgesetzten bzw. Ver-
tretern des Arbeitgebers führen."

Zu Punkt (2) „Durchsetzung der Mitbestim-
mung der Arbeitsgruppen am Arbeitsplatz und 
des Betriebsrates in der Arbeitsorganisation" 
verweisen die Jungsozialisten in ihren Be-
schlüssen auf das neue Betriebsverfassungs-
gesetz von 1972. Als wichtigsten Ansatz die-
ses Gesetzes zu einer basisnäheren Mitwir-
kung erscheint der § 3, der bestimmt, daß 
durch Tarifverträge „zusätzliche betriebsver-
fassungsrechtliche Vertretungen der Arbeit-
nehmer (Arbeitsgruppen)" geschaffen werden 
können.
Folgerichtig kommen deshalb die Jungsoziali-
sten zu folgenden Forderungen:



„Für die Gewerkschaftspolitik wesentlich ist 
es, die Offnungsklausel des § 3 des neuen 
BetrVG zu nutzen und demgemäß in künftigen 
Tarifverträgen folgende Vorschriften aufzu-
nehmen:
(1) Zur zweckmäßigen Gestaltung der Zusam-
menarbeit des Betriebsrates mit den Arbeit-
nehmern (vgl. § 3,1 BetrVG) erhalten die im 
Betrieb zusammenarbeitenden Arbeitnehmer 
das Recht, in den nach bestimmten Beschäfti-
gungsarten oder Arbeitsbereichen sich erge-
benden Gruppen Besprechungen während der 
Arbeitszeit durchzuführen (Arbeitsgruppenbe-
sprechung) .

Der Betriebsrat ist hierzu einzuladen.

Auf Wunsch der Arbeitsgruppen haben zu-
ständige Vertreter des Arbeitgebers an den 
Arbeitsgruppenbesprechungen teilzunehmen.

(2) Arbeitsgruppenbesprechungen dienen der 
Mitwirkung der Arbeitnehmer an allen sie 
am Arbeitsplatz interessierenden Fragen.

(3) Arbeitsgruppen können Arbeitsgruppen-
sprecher bestimmen. Hierbei ist es eine vor-
dringliche Aufgabe der im Betrieb vertretenen 
Gewerkschaften und ihrer Vertrauensleute, 
Arbeitsgruppenbesprechungen zu initiieren 
und die Sprecherfunktion wahrzunehmen.

(4) Der Betriebsrat hat das Recht, von sich aus 
Arbeitsgruppenbesprechungen einzuberufen.

(5) Kommt bei Arbeitsgruppenbesprechungen 
eine Einigung mit den zugeladenen Arbeit-
gebervertretern nicht zustande, so wird die 
Angelegenheit von Betriebsrat und Arbeit-
geber weiter verhandelt. Vor einer Entschei-
dung ist die Arbeitsgruppe bzw. ihr Sprecher 
anzuhören.
Kommt eine Einigung zwischen Arbeitgeber 
und Betriebsrat nicht zustande, so entscheidet 
eine Einigungsstelle verbindlich (für die Eini-
gungsstelle gilt § 76 BetrVG analog).

(6) An materiellen Ergebnissen wie kosten-
sparenden Vorschlägen, Verbesserungen der 
Produktivität u. ä., die dem Unternehmen 
durch Initiative einer Arbeitsgruppe zugute 
kommen, ist die Gruppe gleichberechtigt zu 
beteiligen. Gegebenenfalls gelten die Bestim-
mungen des Gesetzes über Arbeitnehmerer-
findungen sinngemäß."

Zu Punkt (3): Unter Hinweis auf die zahlrei-
chen gelungenen Versuche mit „teilautono-
men Gruppen" in Unternehmen Italiens, Hol-
lands, Skandinaviens und der Bundesrepublik 
erheben die Jungsozialisten zur Unterstützung 
von Strategien zur Erweiterung des Hand-
lungsspielraums der Arbeitenden im Betrieb 
folgende Forderung:

In Tarifverträgen Ist „folgende Regelung 
durchzusetzen (in Ergänzung des § 90 des 
BetrVG, wo die Berücksichtigung der .ge-
sicherten arbeitswissenschaftlichen Erkennt-
nisse über die menschengerechte Gestaltung 
der Arbeit’ bei Neu-, Um- und Erweiterungs-
bauten von Fabrikations-, Verwaltungs- und 
sonstigen betrieblichen Räumen, von tech-
nischen Anlagen, von Arbeitsverfahren, Ar-
beitsabläufen oder der Arbeitsplätze gefordert 
wird!): ,Insbesondere haben Arbeitgeber und 
Betriebsrat systematisch darauf hinzuwirken, 
anstelle von monotoner Arbeitszerlegung und 
fremdbestimmter Arbeitsorganisation den 
Handlungs- und Entscheidungsspielraum der 
Arbeitnehmer durch optimale Ausweitung der 
Arbeitsaufgaben und Verselbständigung der 
zusammenarbeitenden Gruppen (Schaffung 
.teilautonomer Arbeitsgruppen') anzustreben. 
Der Betriebsrat und die im Betrieb vertretenen 
Gewerkschaften haben das Recht, auch von 
sich aus, unter Hinzuziehung von Arbeitswis-
senschaftlern und Praxisexperten aus bereits 
funktionierenden Modellen der Arbeitserwei-
terung, modellhafte Versuche dieser Art bei 
der Neuplanung von Arbeitsplätzen und Ar-
beitsorganisationen auszuarbeiten und dem 
Arbeitgeber vorzuschlagen.’"

4. überbetriebliche und gesamtwirtschaftliche 
Mitbestimmung

In Anlehnung an den Art. 165 der Weimarer 
Reichsverfassung, der nach Wirtschaftsgebie-
ten gegliederte Bezirksarbeiterräte und einen 
Reichsarbeiterrat vorsah, wird vom DGB die 
Einrichtung von Wirtschafts- und Sozialräten, 
in denen Arbeitnehmer- und Unternehmerver-
treter paritätisch vertreten sind, gefordert. Da-
bei sollen die Räte ein Initiativrecht für wirt-
schaftspolitische Gesetze haben. Ihre Funktion 
müßte darin bestehen, betriebliche Entschei-
dungen und Kapitalinteressen so einzubinden, 
daß die von den Folgeproblemen betrieblicher 
Produktion Betroffenen ebenfalls Mitbestim-
mungsrechte über wirtschafts- und sozialpoli-
tische Problem- und Ausgleichslösungen erhal-
ten. Zur Frage der überbetrieblichen, gesamt-
wirtschaftlichen Mitbestimmung hat daher der 
DGB 1971 folgende Vorstellung entwickelt:49 ) 

„Die Interessen der Arbeitnehmer (insgesamt 
werden) durch wirtschafts- und sozialpolitische 
Maßnahmen auf drei verschiedenen Ebenen 
betroffen, nämlich auf der des Bundes, der der 
einzelnen Bundesländer und auf der regio-
nalen Ebene. Deshalb müssen auch auf allen 

49) Vgl. die Dokumentation in: Fritz Vilmar, Strate-
gien der Demokratisierung, Band II, Modelle und 
Kämpfe der Praxis, Darmstadt und Neuwied 1973, 
S. 388—401.



drei Ebenen entsprechende Institutionen ge-
schaffen werden. Auf der Bundesebene bietet 
sich als Gesprächspartner für Regierung und 
Parlament ein Bundeswirtschafts- und Sozial-
rat an. Entsprechendes gilt für die einzelnen 
Bundesländer.

Auf der regionalen Ebene empfiehlt es sich 
nicht, die Wahrnehmung der Arbeitnehmer-
interessen auf besondere Arbeitnehmerkam-
mern zu übertragen. Denn es gehört zum 
Prinzip der Mitbestimmung, auch der gesamt-
wirtschaftlichen Mitbestimmung, dort institu-
tionell anzusetzen, wo Macht ausgeübt wird. 
Diesem Grundsatz werden die ständisch orien-
tierten Arbeitskammern nicht gerecht. Sie sind 
an den machtausübenden Institutionen vorbei 
konstruiert. Deshalb sollen regionale Wirt-
schaftsräte geschaffen werden, die die wich-
tigsten Aufgaben der bestehenden Unterneh-
menskammern, namentlich auf dem Gebiet der 
regionalen Strukturplanung und der Berufs-
ausbildung, zu übernehmen haben.

Der Bundeswirtschafts- und Sozialrat (BWSR) 
ist im Rahmen seiner Aufgaben und der for-
malen Zuständigkeitsabgrenzungen zuständig 
für die gesamte Wirtschafts- und Sozialpolitik, 
einschließlich der Finanz-, Steuer- und Ver-
kehrspolitik, soweit davon die Belange der Ar-
beitnehmer berücksichtigt werden.

Für die Landeswirtschafts- und Sozialräte 
(LWSR) gelten grundsätzlich alle Bestimmun-
gen über den BWSR. Anstelle der Institutio-
nen des Bundes treten hierbei die entsprechen-
den Landesinstitutionen.
Zu den Aufgabenbereichen des LWSR gehören 
insbesondere die Struktur-, Verkehrs-, Ar-
beitsmarkt-, Energie- und Wohnungsmarktpo-
litik sowie die berufliche Bildung.
Die Zuständigkeit der Regionalen Wirtschafts-
und Sozialräte (RWSR) erstreckt sich auf fol-
gende Bereiche:
a) Berufliche Bildung: Der RWSR übernimmt 

von den bisherigen Kammern die Durch-
führung der beruflichen Bildung, d. h., er 
wird .zuständige Stelle' im Sinne des Be-

rufsbildungsgesetzes. Diese Zuordnung 
kann allerdings insofern nur eine vorläu-
fige Lösung darstellen, als die Realisie-
rung umfassender Bildungskonzeptionen 
auch für den Bereich der beruflichen Bil-
dung andere Zuordnungen möglich und 
notwendig macht.

b) Regionale Strukturplanung und Struktur-
politik, insbesondere: Raumordnung, Ver-
kehrsplanung, Siedlungs- und Wohnungs-
baupolitik, Industrieansiedlungen, Energie-
wirtschaft, Wasserversorgung, Müll- und 
Abwasserfragen.
Dem RWSR können durch bundes- oder 
landesgesetzliche Vorschriften weitere Auf-
gaben, die bisher in den Zuständigkeits-
bereich der bestehenden Unternehmens-
kammern fielen, übertragen werden.

Die bisherigen Unternehmenskammern verlie-
ren ihren öffentlich-rechtlichen Status, ein-
schließlich der Zwangsmitgliedschaft. Sie kön-
nen jedoch als private Vereinigungen der Un-
ternehmer fortbestehen. Diejenigen Aufgaben 
der Kammern, die im öffentlichen Interesse 
liegen und nicht den RWSR übertragen wer-
den, sind der öffentlichen Kommunalverwal-
tung zuzuweisen; damit wird zugleich eine 
Stärkung des Gedankens der kommunalen 
Selbstverwaltung erreicht.

Die Kammeraufgaben, die ausschließlich dem 
privaten Interesse der Wirtschaft dienen, wer-
den künftig von den Wirtschaftsverbänden 
wahrgenommen. Auf diese Weise wird end-
lich die bei den Kammern bisher vorhandene 
Verquickung von privaten Kapitalinteressen 
und öffentlichen Aufgaben beseitigt.

Die in Anlehnung an das DGB-Grundsatzpro-
gramm hier dargestellte Konzeption: volks-
wirtschaftliche Wohlfahrtsplanung (Rahmen-
planung und Investitionslenkung), Kontrolle 
wirtschaftlicher Macht (insbesondere Verge-
sellschaftung der Schlüsselpositionen) und Mit-
bestimmung der Arbeitnehmer auf allen Ebe-
nen des Produktionsprozesses, sind die sich er-
gänzenden Prinzipien einer Wirtschaftsdemo-
kratie.

IX. Wirtschaftsdemokratie —
Wesenselement einer menschenwürdigen Gesellschaft

Die Behauptung, daß ohne die skizzierte de-
mokratische Gestaltung und Kontrolle der 
Wirtschaft Demokratie auf die Dauer nicht zu 
verwirklichen ist, soll in einigen abschließen-
den Thesen plausibel gemacht werden. Denn 
die bisherigen, mehr strukturellen Erörterun-
gen, aber selbst die zitierten, im Programm 
des DGB angesprochenen Zielsetzungen könn-

ten zu der verengten Ansicht verführen, es 
gehe lediglich um ein besseres Funktionieren 
der Wirtschaft, bestenfalls um eine gerechtere 
Ordnung der Arbeitswelt. Demgegenüber ist 
zu zeigen, daß eine demokratisch gestaltete 
Wirtschaftsordnung der bestehenden „plan-
kapitalistischen" entscheidend überlegen ist, 
nicht nur, weil sie in der Tat volkwirtschaftlich



weitaus rationaler funktioniert, sondern auch 
und vor allem, weil sie allein auf die Dauer 
eine friedliche, menschenwürdige, freiheitliche 
Ordnung des persönlichen und gesamtgesell-
schaftlichen Lebens ermöglicht.

Erstens: Die volkswirtschaftliche Rahmenpla-
nung und die öffentliche Verfügungsgewalt 
über bedeutende Teile der großindustriellen 
Erträge setzen die Demokratie in den Stand, 
die für die Zukunft unserer Industriegesell-
schaft entscheidenden, heute gefährlich ver-
nachlässigten gesamtgesellschaftlichen (infra-
struktureilen) Aufgaben (Bildungseinrichtun-
gen, Verkehrs- und Städteplanung, Land-
schaftspflege, Gesundheitspolitik usw.) wirk-
samer in Angriff zu nehmen.

Zweitens: Eine wirtschaftsdemokratische Ord-
nung befreit die große Mehrheit des Volkes 
von den Überanstrengungen und der Angst um 
den Arbeitsplatz, die die kapitalistischen Kon-
junkturschwankungen mit sich bringen. Indem 
sie ein harmonisches Wirtschaftswachstum 
durch Planung volkswirtschaftlich richtiger 
Proportionen des Nachfrage-, Produktions- 
bzw. Investitionswachstums garantiert, schafft 
sie zugleich eine Voraussetzung für die Be-
freiung der Menschen aus der Hörigkeit eines 
durch Reklameterror bewirkten sinnlosen Gel- 
tungs- und Verschwendungskonsums; eine ob-
jektive öffentliche Verbraucherinformation 
trägt wesentlich dazu bei.

Drittens: Die Verminderung des unternehmeri-
schen Risikos durch Rahmenplanung und In-
vestitionslenkung, sozialpolitische Pionierlei-
stungen vergesellschafteter Unternehmen 50)  
und vor allem der Ausbau der Mitbestimmung 
können wesentlich zur Entspannung der zwi-
schenmenschlichen Beziehungen in der indu-
striellen Arbeitswelt beitragen; der tatsäch-
liche oder angebliche Druck eines pervertier-
ten, die menschlichen „Kosten" ignorierenden 
Rentabilitätsprinzips kann gelockert werden:

50) In Frankreich z. B. wurden die vergesellschafte-
ten Renault-Werke durch eine außerordentlich groß-
zügige Urlaubsregelung zum Schrittmacher für die 
gesamte französische Industrie. Im staatlichen Salz-
gitter-Konzern wurde durch ein ergonomisches Zen-
trum vorbildhaft die Verpflichtung großer Unter-
nehmen, systematisch an der menschenwürdigen 
Gestaltung von Arbeitsplätzen zu arbeiten, in An-
griff genommen (vgl. „Menschenwürde im Betrieb", 
S. 78 ff).

An die Stelle würdeloser Unmündigkeit der 
meisten Arbeitenden infolge unnötig überstei-
gerter Befehls- und Kontrollsysteme kann wei-
testmögliche Mitberatung, Mitbestimmung, 
Selbstverantwortlichkeit und Beteiligung der 
Arbeitnehmer treten;
an die Stelle des demoralisierenden Klein-
krieges zwischen Betriebsleitung und Arbeit-
nehmern um die Leistungssteigerung kann 
eine Versachlichung und Humanisierung der 
Normfestsetzung treten, erniedrigende „Auf- 
passer"-Funktionen können dann abgebaut 
werden;

an die Stelle einer Geist und Gesundheit zer-
mürbenden Erniedrigung von Arbeitenden zu 
bloßen Anhängseln, Lückenbüßern des noch 
nicht automatisierten technischen Produktions-
prozesses kann bei der Organisation dieses 
technischen Prozesses die Sorge um das 
Menschsein der darin Tätigen weitaus be-
stimmender zur Geltung kommen — beispiels-
weise durch Abschaffung unnötiger Nacht-
schichten und einer verblödenden, übertriebe-
nen Arbe 51itszerlegung ).

Viertens: Seit der Weltwirtschaftskrise sind 
die Rüstungsausgaben ein wesentliches Ele-
ment wirtschaftlicher „Erholung" und Stabili-
tät in den westlichen Industriestaaten geblie-
ben. Eine volkswirtschaftlich planende und die 
Macht insbesondere der großen Konzerne kon-
trollierende Demokratie ist dagegen in der 
Lage, die Konjunktur dauerhaft ohne überstei-
gerte (nur durch gefährliche Todfeind-Ideolo-
gien zu rechtfertigende) Rüstungsproduktion 
aufrechtzuerhalten; sie beseitigt damit eines 
der größten Hindernisse einer glaubwürdigen 
Friedenspolitik in unserer Zeit.

Damit sind nur einige der gesellschaftlichen 
Gesundungsprozesse sichtbar gemacht, die er-
möglicht werden können durch die Unterord-
nung der ungezügelten egoistischen Wirt-
schaftskräfte unter die Erfordernisse des Ge-
meinwohls. Neuordnung, Demokratisierung 
der Wirtschaft — das ist gewiß kein Allheil-
mittel. Aber es ist eine conditio sine qua non 
jeder personalen und sozialen Erneuerung, 
jedes Strebens nach einer menschenwürdigen 
Gesellschaft.

51) Vgl. die detaillierten Ausführungen zur syste-
matischen Aufgabenerweiterung in „Menschen-
würde im Betrieb", S. 103—158.



Lutz Niethammer

Das Scheitern der einheitsgewerkschaftlichen 
Bewegung nach 1945 in Westeuropa
Im Vergleich mit den Parallelverbänden west-
europäischer Länder wie auch mit der ge-
werkschaftlichen Zersplitterung in der Wei-
marer Republik spielt der DGB in der Bundes-
republik eine machtvolle Sonderrolle, sowohl 
in seiner Funktion wie Organisation. Seine 
Gewerkschaften haben entscheidende Beiträ-
ge zum Umfang des Wirtschaftswachstums 
und zur Höhe des Lebensstandards in der 
Wiederaufbauperiode geleistet, sind ein 
Rückhalt der Bestrebungen um gesellschaftli-
che Demokratie geblieben und stellen einen 
Verband von in dieser Größenordnung unver-
gleichlicher Integrationskraft und Geschlos-
senheit dar. Wenn hier der Blick auf die Ent-

stehung und Rollenfindung dieser Gewerk-
schaften zurückgelenkt und durch verglei-
chende Untersuchung die besondere Form, 
welche die internationale einheitsgewerk-
schaftliche Bewegung in Westdeutschland 
ausgeprägt hat, näher bestimmt werden soll, 
so geschieht dies nicht aus akademischer No-
stalgie. Es handelt sich vielmehr um die Auf-
gabe kritischer Traditionspflege. Denn vor 
neuen politischen Herausforderungen kann 
die Kenntnis ihres geschichtlichen Entste-
hungsprozesses die einmal entstandene Orga-
nisation und ihre Ziele ihrer Selbstverständ-
lichkeit entkleiden und sie gedanklich für 
neue Aufgabenstellungen öffnen.

I. Phasen westdeutscher Gewerkschaftsgeschichte
Zwei Phasen im ersten Nachkriegsjahrzehnt

Im Überblick gliedern sich die drei Jahrzehn-
te westdeutscher Gewerkschaftsentwicklung 
in vier Etappen1). Zwischen 1945 und 1948 
wurden wie in den meisten vom Faschismus 
befreiten Ländern Europas auch in Deutsch-
land politische Einheitsgewerkschaften aufge-
baut, d. h. eine umfassende Organisation der 
Arbeiter und Angestellten unter Integration 
der sozialdemokratischen, kommunistischen, 
katholischen und liberalen Elemente gewerk-
schaftlicher Tradition, und zwar mit dem pri-
mären Ziel, antikapitalistische Strukturrefor-
men durchzusetzen. In dieser Phase waren die 
Gewerkschaften in Deutschland in ihrem or-
ganisatorischen Aufbau durch die unmittelba-
re Regierungstätigkeit der Alliierten in ihren 

1) In diesem synthetisierenden Versuch dienen An-
merkungen vor allem dem Hinweis auf weiter-
führende Literatur, insbesondere empirische Unter-
suchungen. Die beste analytische Kurzdarstellung 
der westdeutschen Gewerkschaftsgeschichte gibt H. 
Limmer, Die deutsche Gewerkschaftsbewegung, 
München/Wien 1973, S. 69 ff.; eine offiziöse Über-
sicht schrieb D. Schuster, Die deutschen Gewerk-
schaften seit 1945, Stuttgart 1973. Kritik aus der 
Sicht des damaligen linken Gewerkschaftsflügels 
übt Th. Pirker, Die blinde Macht, 2 Bde., München 
1960; aus der Sicht des F. D. G. B. der DDR: A. Beh-
rendt u. a., Die westdeutschen Gewerkschaften und 
das staatsmonopolistische Herrschaftssystem 1945 
bis 1966, Berlin (DDR) 1968; und des deutschen 
Industrieinstituts: G. Triesch, Die Macht der Funk-
tionäre, Düsseldorf 1956.

Dieser Beitrag wird gleichzeitig in dem von Heinz 
O. Vetter hrsg. Band „Vom Sozialistengesetz zur 
Mitbestimmung" (Festschrift für Hans Böckler), 
Bund-Verlag Köln, veröffentlicht.

Zonen behindert; andererseits wirkten sie in 
alle gesellschaftlichen und politischen Berei-
che hinein und übernahmen Aufgaben, die 
weit über den Rahmen herkömmlicher ge-
werkschaftlicher Tätigkeit hinausgingen.
Die zweite Etappe führt von der Verschärfung 
des Kalten Krieges nach der Verkündung des 
Marshall-Plans und dem Prager Umsturz zur 
Anpassung an die Verhältnisse in der Bun-
desrepublik und endet Mitte der 50er Jahre. 
Am Anfang steht hier die Spaltung der konti-
nentaleuropäischen Gewerkschaftsbewegung, 
wie sie sich in den romanischen Ländern 
durch den Auszug der sozialdemokratischen 
und katholischen Richtungen aus den kommu- 
nistisch-dominierten Einheitsgewerkschaften 
und ihre Anlehnung an das amerikanische 
Modell der lohnpolitisch orientierten Interes-
senorganisation zeigte. In Deutschland war 
sie ein Element im Rahmen der nationalen 
Spaltung und bewirkte die Verdrängung des 
jeweils im anderen Teil vorherrschenden po-
litischen Elements aus den Führungen der Ge-
werkschaften. Zwar blieb die Initiative, das 
Gewerkschaftsmodell der USA auch in deren 
europäischem Einflußbereich zu fördern, in 
den deutschen Westzonen nicht ohne Auswir-
kung, zumal sie hier mit der Liberalisierung 
der Wirtschaftsordnung einherging. Zugleich 
jedoch wurde in der Bundesrepublik erst der 
gewerkschaftliche Aufbau auf überregionaler 
Ebene abgeschlossen und der einheitsgewerk-
schaftliche Ansatz, wenn auch mit Abstri-
chen, formal bewahrt. Trotz schwerer Rück-
schläge — insbesondere wurden die von den 
Alliierten beschlagnahmten Unternehmen un-



ter europäischer Kontrolle reprivatisiert, statt 
neugeordnet und sozialisiert — blieb bei der 
Gründung des DGB die wirtschaftsdemokrati-
sche Programmatik erhalten. In der prakti-
schen Politik wurde sie hingegen auf die ge-
setzliche Verankerung bzw. Erweiterung der 
erworbenen Mitbestimmungsmöglichkeiten auf 
Betriebs- und Unternehmensebene konzen-
triert. Wie bei der Montanmitbestimmung 
war dem DGB auch auf tarifpolitischem Ge-
biet in dieser Phase nur ein Teilerfolg be- 
schieden: die krisenhaften Folgen der Wäh-
rungsreform und der Zuzug der Vertriebenen 
und Flüchtlinge gaben der Schaffung von Ar-
beitsplätzen Priorität vor der Lohnhöhe. Un-
terstützung des Wirtschaftswachstums brem-
ste harte Verteilungskämpfe. Mit der Konsoli-
dierung der bürgerlichen Regierungsmehrheit, 
der Aufrüstung und der Westintegration ver-
fiel zunehmend die Möglichkeit wirtschafts-
demokratischer Reformen. Die Gewerkschaf-
ten konzentrierten sich deshalb nun auf die 
Aufgaben eines wirtschaftlichen Interessen-
verbandes. Die einheitsgewerkschaftliche Or-
ganisationsform und das Fortwirken des frü-
heren ordnungs- und allgemeinpolitischen En-
gagements bewirkten dabei ein im internatio-
nalen Vergleich als Sonderrolle hervortreten-
des Verhalten, das mehr aus der Raison ge-
samtwirtschaftlichen Wachstums als aus der 
Vertretung spezieller Mitgliederinteressen be-
stimmt wurde.

Konsolidierung der Sozialpartnerschaft

Die dritte Etappe reicht vom DGB-Aktionspro-
gramm von 1955 bis zur „Konzertierten Ak-
tion" Ende der 60er Jahre. Sie ist von einer 
wachsenden Hinnahme der kapitalistischen 
Marktwirtschaft als Rahmen gewerkschaftli-
chen Handelns gekennzeichnet und zeigt den 
DGB im Zeichen der Sozialpartnerschaft nun-
mehr in einer ausgeprägten Sonderrolle in 
Westeuropa. Die gemeinwirtschaftlichen 
Grundlagen des wirtschaftsdemokratischen 
Konzepts wurden in der Praxis — außer bei 
der Sozialisierung der Verluste im Ruhrberg-
bau — und 1963 sogar auch in der Program-
matik an den Rand gedrängt, während eine 
g

3

esamtwirtschaftlich orientierte Tarifpolitik 
ins Zentrum gewerkschaftlichen Handelns 
trat ).

3) DGB-Aktionsprogramm von 1955 bei Behrendt 
u. a., S. 604 ff.; ausführliche Dokumentation der 
programmatischen Äußerungen des DGB seit den 
60er Jahren jetzt bei G. Leminsky/B. Otto (Hrsg.), 
Politik und Programmatik des DGB, Köln 1974. 
Zur Periode der relativ kampflosen Sozialpartner-
schaft P. Waline, Cinquante Ans de Rapports entre 
Patrons et Ouviers en Allemagne 1918—1968, Bd. 2, 
Paris 1970, S. 220 ff., insbes. S. 236 ff. Für den 
personellen Hintergrund der Spitzengespräche W. 

Indessen mußten die Gewerkschaften in die-
ser Etappe schwere Rückschläge hinnehmen. 
Die tariforientierten Industrieverbände hiel-
ten nicht Schritt mit dem Strukturwandel der 
lohnabhängigen Klasse insgesamt, der sich 
am deutlichsten im rapide anwachsenden 
Import unqualifizierter Arbeit sowie in der 
Ausweitung der Angestelltenschaft und des 
Tertiärsektors niederschlug. Als Folge ging 
der Anteil der gewerkschaftlich Organisier-
ten an allen abhängig Erwerbstätigen in den 
50er und 60er Jahren beinahe kontinuierlich 
zurück, wenn auch der Organisationsgrad mit 
ca. 30 °/o deutlich über dem der romanischen 
EWG-Länder lag*). Der abnehmenden Reprä-
sentativität des DGB entsprachen auf der an-
deren Seite eine Abschwächung seines politi-
schen Einflusses und die Lockerung seiner 
parteipolitischen Querverbindungen 4); hinzu 
kam die programmatische Umstellung der 
SPD zur Volkspartei. Vor allem mußten je-
doch schwere Einbrüche in die im Wiederauf-
bauboom verfestigte Orientierung auf Wachs-
tum, erhöhten Lebensstandard und soziale Si-
cherheit sowohl sektoral (Kohlenkrise) wie 
gesamtwirtschaftlich (Rezession von 1967) 
hingenommen werden.

Mühlbradt/E. Lutz, Der Zwang zur Sozialpartner-
schaft, Neuwied/Berlin 1969.
3) Soziologische Modelle zu den Strukturverschie-
bungen in der lohnabhängigen Klasse bei K. H. 
Höring (Hrsg.), Der „neue" Arbeiter, Frankfurt 
1971; F. Deppe, Das Bewußtsein der Arbeiter, Köln 
1971. Rückwirkungen für die Mitgliedschaftentwick-
lung des DGB analysiert H. Schellhoss, Apathie 
und Legitimität, München 1967. Gewerkschaftliche 
Probleme der ausländischen Arbeiter diskutieren 
St. Castles/G. Kosack, Immigrant Workers and 
Class Structure in Western Europe, London 1973, 
S. 116 ff.
4) H. W. Schmollinger, Abhängig Beschäftigte in 
Parteien der Bundesrepublik, in: Zs. f. Parlaments-
fragen 5 (1974), S. 58 ff. sowie ders., Gewerk-
schafter in der SPD und R. Ebbighausen/W. Kalten-
born, Arbeiterinteressen in der CDU?, in: J. Ditt- 
berner/R. Ebbighausen (Hrsg.), Parteiensystem in 
der Legitimationskrise, Opladen 1973, S. 229 ff. 
bzw. 172 ff.
5) Vgl. z. B. G. Leber, Vermögensbildung in Arbeit-
nehmerhand, Frankfurt 1964, S. 50 ff., Die Paralleli-

In beiden Fällen wurden die Gewerkschaften 
insbesondere durch vermehrte Institutionali-
sierung der sozialen Partnerschaft in das Sy-
stem integriert. Dabei wurden Elemente der 
Weimarer Tradition — Zentralarbeitsge-
meinschaft und weniger deutlich: Wirt-
schaftsdemokratie — in den nunmehr akzep-
tierten Rahmen kapitalistischer Marktwirt-
schaft und eines antizyklischen Konjunktur-
managements eingeschmolzen. Die Funktion 
als gesellschaftlicher Ordnungsfaktor wurde 
auch offen im gewerkschaftlichen Selbst-
verständnis ausgesprochen5), zugleich jedoch 



als Hebel zur reformerischen Entwicklung 
des kapitalistischen Systems interpretiert. 
Aus modifiziert-wirtschaftsdemokratischer 
Tradition stellte der DGB die Mitbestimmung 
an der Verfügung über die Produktionsmittel 
ins Zentrum seiner Agitation, während die 
Gemeinwirtschaft als Alternative zur Markt-
wirtschaft beinahe ganz verschwand. Weiter-
gehende innerkapitalistische Reformen wie 
Vermögensbildung, Umstrukturierung der Ar-
beitsorganisation im Betrieb und Investitions-
lenkung wurden weniger einheitlich vertre-
ten. Der zweite Akzent — ebenfalls ein Kern-
punkt des wirtschaftsdemokratischen Pro-
gramms — lag auf der Bildungsreform im Sin-
ne vermehrter sozialer Chancengleichheit und 
der allgemeinen Hebung des Qualifikationsni-
veaus6). Als auf Industrieverbänden aufge-
baute Gewerkschaft ohne nennenswerte kom-
munistische Beteiligung oder Konkurrenz 
spielte der DGB am Ende dieser Etappe mit 
den Modellen der „Konzertierten Aktion" und 
der Mitbestimmung im Rahmen der europä-
ischen Gewerkschaftsbewegung eine heraus-
ragende Rolle ohne vergleichbare Partner.

bei LIP, Reinbek 1974; O. Jacobi/W. Müller-Jentsch/ 
E. Schmidt (Hrsg.), Gewerkschaften und Klassen-
kampf, Frankfurt 1972; M, Schumann u. a., Am 
Beispiel der Septemberstreiks — Anfang der Re-
konstruktionsperiode der Arbeiterklasse?, Frank-
furt 1971; E. Schmidt, Ordnungsfaktor oder Gegen-
macht, Frankfurt 1971.
8) Ablesbar sind diese Konflikte u a. in der Be-
handlung der innergewerkschaftlichen Opposition 
um „express" bzw. EVA, der Maoisten in den 
Automobilarbeiterstreiks 1972/73, der Versuche zur 
Gründung eigener Gastarbeitervereinigungen und 
der spontanen Streiks seit 1969. Andererseits kam 
es auch zu fruchtbaren Veränderungen in den 
Zielen und Formen von Arbeitskämpfen während 
der Hochkonjunktur, bes. im württembergischen 
Metallarbeiterstreik. Daß solche Veränderungen 
nicht für die gewerkschaftlichen Eliten als ganze 
charakteristisch genannt werden können, dürfte 
wohl damit Zusammenhängen, daß diese im Rah-
men der Mitbestimmung sowie in den gewerk-
schaftlichen Eigenbetrieben auch die Rolle von 
„Arbeitgebern" kennengelernt haben. Dabei haben 
die Eigenbetriebe weitgehend ihre früheren Funk-
tionen als genossenschaftliche und gemeinwirt-
schaftliche Modelle zugunsten effizienter Kapital-
verwertung des Gewerkschaftsvermögens verloren. 
Vgl. K. Hirche, Die Wirtschaftsunternehmen der 
Gewerkschaften, Düsseldorf/Wien 1966.

Anzeichen einer Krise des integrativen Ge-
werkschaftsmodells
Gerade von der transnationalen ökonomi-
schen Organisation im euroatlantischen Be-
reich und vom Wandel gewerkschaftlicher 
Politik in den anderen großen EG-Ländern 
gingen jedoch in der jüngsten, vierten Etappe 
entscheidende Impulse auch für die Lage in 
der Bundesrepublik aus. Eine neue Spontanei-
tät im Betrieb und die Zuwendung von Teilen 
der wissenschaftlichen Intelligenz zur ge-
werkschaftlichen Arbeit radikalisierten in 
teils umfassenden, teils modellartigen Streik-
bewegungen wie in Frankreich (Mai 1968, 
LIP), in Norditalien (FIAT) und in England 
(Bergarbeiterstreik) gerade auch die dortigen 
nicht-kommunistischen Gewerkschaften. Diese 
Entwicklungen griffen, wenn auch in sehr 
viel geringerem Umfang, seit den September-
streiks 1969 auf die Bundesrepublik über7).

tät der Anerkennung der Unternehmer als Sozial-
partner mit zunehmender Einbindung der Gewerk-
schaften durch die Übernahme öffentlicher Funktio-
nen ließ verwandte Züge zu Konzepten wie dem 
der „Formierten Gesellschaft" erkennen Vgl. J. 
Hirsch, Die öffentlichen Funktionen der Gewerk-
schaften, Stuttgart 1966; Hansgeorg Conert, Ge-
werkschaften heute — Ordnungsfaktor oder Gegen-
macht?, Offenbach 1973; E. Mayer, Theorien zum 
Funktionswandel der Gewerkschaften, Frankfurt 
1973; B. Schossig, Emanzipatorische Gewerkschafts-
politik und überbetriebliche Mitbestimmung, Ham-
burg 1974.
6) Leminsky/Otto, S. 107 ff., 79 ff.
7) D. Albers/W. Goldschmidt/P. Oehlke, Klassen-
kämpfe in Westeuropa, Reinbek 1971; B. Morawe, 
Aktiver Streik in Frankreich oder Klassenkampf 

Durch die Renaissance des Marxismus in der 
neuen Linken und die Übertragung von Erfah-
rungen und Programmen der europäischen 
Kollegen wurden die deutschen Gewerkschaf-
ten teils mit Elementen ihrer eigenen Ge-
schichte, teils mit neuen Forderungen und 
Aktionsformen konfrontiert. Diese wurden je-
doch von einem beträchtlichen Teil der Ge-
werkschaftsfunktionäre angesichts der so al- 
ternativlos erscheinenden westdeutschen Ent-
wicklung zunächst nur defensiv ausgenom-
men. Handelte es sich nicht um einen Rück-
fall in längst überwundene Gefahren für 
die „schlagkräftige" Einheitsgewerkschaft? 
Etwa die Gefahr der Gewerkschaftsspaltung, 
als eine der maoistischen Gruppen eine Mi- 
niatur-RGO (Rote Gewerkschaftsopposition) 
aufzubauen versuchte? Oder eines unausge-
sprochenen Syndikalismus, als neomarxistische 
Intellektuelle in den Gewerkschaften als den 
einzigen proletarischen Klassenorganisatio-
nen eine politische Massenbasis suchten? Oder 
des Verlusts organisatorischer Einsatzfähigkeit 
und gesamtwirtschaftlicher Rationalität durch 
lokalistische und spontaneistische Tendenzen? 
Zu nahe lag verunsicherten Gewerkschafts-
funktionären der Verdacht, daß hinter den 
neuen Erscheinungen nur kommunistische 
Drahtzieher aller Sorten stünden und daß die 
Basis durch eine vom Apparat eingeleitete 
Kampftätigkeit wieder zu binden sei. Ein sol-
ches Heilmittel mußte jedoch die Organisa-
tion in unausgetragene Widersprüche mit ih-
rem integrationistischen Konzept bringen und 
den Konflikt am Rande zu einer Orientierungs-
krise im Ke 8rn machen ). *



Die Herausforderung durch Alternativansätze 
ist aber nicht die einzige, vielleicht nicht ein-
mal die wichtigste Schwierigkeit gewerk-
schaftlicher Politik in den letzten Jahren. Ge-
rade in seinen Beziehungen zur soziallibera-
len Koalition ist der DGB trotz seiner integra-
tiven Grundtendenz unerwartet an die Gren-
zen der Einlösbarkeit seiner reformerischen 
Konzepte gestoßen: schon zuvor war die Zu-
stimmung der Sozialdemokratie zu den Not-
standsgesetzen weithin als eine gewerkschaft-
liche Niederlage empfunden worden. Bei der 
Mitbestimmung und der Vermögensbildung 
zeichnet sich ab, daß aus den gewerkschaftli-
chen Reformvorstellungen wichtige Kernele-
mente herausgebrochen oder die Vorhaben 
überhaupt vertagt werden könnten. Die Sta-
gnation infrastruktureller Investitionen insbe-
sondere auf dem Bildungssektor zugunsten ei-
ner Steuerreform, die nur eine kurzzeitige In-
flationsentlastung bedeuten kann, gefährdet 
die weitere Realisierung eines der gewerk-
schaftlichen Grundpostulate der 60er Jahre. 
Schließlich ist es den Gewerkschaften nicht 
gelungen, die Deflationspolitik der Regierung 
rechtzeitig zu stoppen, um angesichts wach-
sender Arbeitslosigkeit die Stabilitätspriorität 
auf einen mit der internationalen Entwick-
lung harmonisierten Grad herabzudrücken. 
Damit verengt sich nun auch hierzulande der 
gewerkschaftliche Spielraum: die bisher prak-
tizierte Einheit aus Systemintegration und ak-
tiver Tarifpolitik wandelt sich tendenziell in 
eine Alternative.

Diese Probleme weisen hin auf den zunehmen-
den Widerspruch zwischen der transnationa-
len Organisation von Kapital und Produktion 
in den ökonomischen Leitsektoren und der 
nationalen Besonderung und Integration der 
Gewerkschaftsbewegungen. Hinzu kommt die 
Minderung der kollektiven Profite der Indu-
strieländer durch die Kartellisierungstenden- 
zen auf den Rohstoffmärkten. Die beginnende 
Diskussion um die multinationalen Konzerne 
und die Erfahrung der Ölkrise haben die 
Grenzen des Wachstums und der Umvertei-
lung ins öffentliche Bewußtsein gehoben. In-
dem der wirtschaftliche Manövrierspielraum 
der einzelnen Nationalstaaten zunehmend ge-
ringer wird und durch Gewinnverlagerungen 
und Währungsmanipulationen Profite erwirt-
schaftet werden können, die vorab außerhalb 
der Tarifauseinandersetzungen bleiben, wird 
eine Neuformulierung gewerkschaftlicher 
Stragetie und Organisation unabweisbar: 
sie muß einerseits die europäische Steue-
rungsebene erreichen, darüber hinaus überna-
tionale Solidarität praktisch werden lassen 
und zugleich an der lokalen und betrieblichen 

Basis elastischer und politischer werden. Die-
ser Prozeß wird auf jeden Fall schmerzhaft 
sein, denn entweder schmilzt der gewerk-
schaftliche Aktionsspielraum in den National-
staaten und damit ihre soziale Leistungsfähig-
keit zusammen oder es müßten festgefügte 
Organisationen in allen europäischen Ge-
werkschaften aufgebrochen, eingefahrene 
Strategien gemeinsam modifiziert und ein 
neuer Anlauf zur gewerkschaftlichen Einheit 
auch mit Kommunisten in Frankreich und Ita-
lien, der hierzulande nich

9
t ohne Rückwirkung 

bleiben könnte, unternommen werden ).

Methodische Überlegungen

Es ist hier nicht meine Aufgabe, diese aktuel-
len strategischen Fragen zu diskutieren. Auch 
will ich keine Bilanz der gewerkschaftlichen 
Arbeit aufmachen und die erwähnten Proble-
me mit den Leistungen des DGB auf materiel-
lem Gebiet wie als Rückhalt bei der Bewah-
rung und Ausgestaltung sozio-politischer De-
mokratie aufrechnen. Der Überblick über die 
Etappen westdeutscher Gewerkschaftsge-
schichte sollte vor allem zeigen, daß die Ge-
werkschaften Änderungen in ihrer Organi-
sation und in ihrer Politik hinnehmen müssen, 
wenn sie in der Verteidigung der gesell-
schaftlichen Interessen der Lohnabhängigen 
angesichts neuer Bedingungen wirksam blei-
ben wollen.
Die Lösung der neuen Aufgaben wird aber 
nicht zuletzt durch eine apparathaft organisier-
te Gewerkschaftstradition behindert, die sich 
der Diskussion ihrer Angemessenheit und 
Wirksamkeit entzieht. In der voraufgegange-
nen dritten Etappe war diese Tradition im 
wesentlichen durch hochkonjunkturelle Be-
dingungen konsolidiert worden, geschichtlich 
gebildet aber wurde sie in den ersten beiden 
Nachkriegsphasen, als die deutsche Sonder-
form der Einheitsgewerkschaft entstand und 
an das gesellschaftliche System der Bundesre-
publik in der Ära Adenauer angepaßt wurde. 
Eine Untersuchung der historischen Bedingun-
gen dieser Genese vermag am ehesten die Zeit-
gebundenheit dieser Organisation und Strate-
gie aufzuzeigen und damit ihre Weihe durch 
das „Wirtschaftswunder" zu durchbrechen. 
Geschichtliche Rückfrage erweist sich damit *

9) Ch. Levinson, International Trade Unionism, 
London 1972; E. Piehl, Multinationale Konzerne 
und internationale Gewerkschaftsbewegung, Frank-
furt 1974; K. Busch, Die Multinationalen Konzerne, 
Frankfurt 1974; K. P. Tudyka (Hrsg.), Multinatio-
nale Konzerne und Gewerkschaftsstrategie, Ham-
burg 1974; O. Kreye (Hrsg.), Multinationale Kon-
zerne, München 1974 (gute Bibliographie); E. Kitz- 
müller/H. Kuby/L. Niethammer, Der Wandel der 
nationalen Frage in der Bundesrepublik Deutsch-
land, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 33—34/73.



als ein Akt der Entmythologisierung, d. h. der 
Befreiung und Ermöglichung kreativer Ge-
werkschaftsarbeit.

Zwei Mythen gilt es dabei vor allem aufzu-
klären: nämlich daß der DGB bereits das alte 
Ziel der Einheitsgewerkschaft organisatorisch 
und politisch voll eingelöst habe, mithin jede 
Änderung nur Rückfall bedeuten könne. Und 
daß der Typ von Einheitsgewerkschaft, der 
sich 1949 unter der Führung Hans Böcklers 
zum DGB konstituierte und Mitbestimmung 
und Gemeinwirtschaft auf seine Fahnen 
schrieb, allein aus der nationalen gewerk-
schaftlichen Tradition zu verstehen sei, denn 
dies schützt die Sonderrolle des DGB im in-
ternationalen Zusammenhang. Beide Mythen 
entstanden als Verteidigungsargumente in der 
Zeit des Kalten Krieges. Mit der ersten wand-
te man sich gegen links und schützte die Do-
minanz der Industrieverbände und ihre tarif-
politische Priorität. Mit der zweiten wehrte 
man Angriffe der Unternehmer ab, die Mit-
bestimmung sei einem Oktroy der Besat-
zungsmächte und die Sozialisierungsforde-
rung der kommunistischen Mitwirkung an der 
Gründung der Einheitsgewerkschaften zu dan-
ken 10 ).

10) Charakteristisch die im übrigen sehr informa-
tive Darstellung von E. Potthoff, Der Kampf um 
die Montanmitbestimmung, Köln 1957.
11) Dieser Akzent verbindet eine Reihe wichtiger 
Darstellungen aus z. T. sehr unterschiedlichen poli-
tisch-historischen Sichtweisen, z. B. A. Enderle/B. 
Heise, Die Einheitsgewerkschaften, 3 Bde., hekt. 
(nicht) hrsg. v. DGB, Düsseldorf 1959,- W. Hirsch- 
Weber, Gewerkschaften in der Politik, Köln/Opla- 
den 1959; die Biographie Jakob Kaisers von E.

Kosthorst/E. Nebgen/W. Conze, 4 Bde., Stuttgart 
1967 ff.; G. Beier, Einheitsgewerkschaft, in: Archiv 
f. Sozialgesch. 13 (1973) S. 207 ff.; J. Klein, Vereint 
sind sie alles? Hamburg 1972; U. Borsdorf, Der 
Weg zur Einheitsgewerkschaft, in: J. Reulecke 
(Hrsg.), Arbeiterbewegung an Rhein und Ruhr, 
Wuppertal 1974, S. 385 ff.; Institut für Marxismus- 
Leninismus beim ZK der SED, Geschichte der deut-
schen Arbeiterbewegung, Kap. XII, Berlin (DDR) 
1968; E. Schmidt, Die verhinderte Neuordnung 
1945—1952, Frankfurt 1970; U. Schmidt/T. Fichter, 
Der erzwungene Kapitalismus, Berlin 1971.
12) J. Braunthal, Geschichte der Internationale, Bd. 
3, Hannover 1971; W. Abendroth, Sozialgeschichte 
der europäischen Arbeiterbewegung, Frankfurt 
1965, S. 156 ff.; W. Z. Foster, Abriß der, Geschichte 
der Weltgewerkschaftsbewegung von den Anfängen 
bis 1955, Berlin (DDR) 1960, Teil IV; H. Gottfrucht, 
Die internationale Gewerkschaftsbewegung im 
Weltgeschehen, Köln 1962, S. 161 ff.
13) Neben den meisten der in Anm. 1, 10 u. 11 ge-
nannten Studien vgl. G. Beier, Zum Einfluß der 
Gewerkschaften auf die Verfassungs- und Gesell-
schaftsordnung in der Gründungsphase der BRD, 
in: Zs. f. Parlamentsfragen 5 (1974) S. 40 ff.; I. v. 
Reitzenstein, Solidarität und Gleichheit — Ord-
nungsvorstellungen der deutschen Gewerkschaften 
nach 1945, Berlin 1961; F. Deppe u. a., Kritik der 
Mitbestimmung, Frankfurt 1969; J. Kolb, Metall-
gewerkschaften in der Nachkriegszeit, Frankfurt 
1970; regionale Untersuchungen wie F. Hartmann, 
Geschichte der Gewerkschaftsbewegung nach 1945 
in Niedersachsen, Hannover 1972; P. Brandt, Anti-
faschistische Einheitsbewegung, Parteien und Ge-
werkschaften, Diss. masch. Berlin 1972 (für Bre-
men); U. Cieplik, Organisation und Funktion, Diss. 
masch. Konstanz 1973 (für Bayern); H. Christier, 
Widerstand und Wiederaufbau der Hamburger Ar-
beiterbewegung, Diss. masch. Hamburg 1974, und 
gewerkschaftliche Selbstdarstellungen wie IG Me-
tall (Hrsg.), 75 Jahre Industriegewerkschaft 1891 bis 
1966, Frankfurt 1966, S. 323 ff.; K. Anders, Stein 
für Stein, Frankfurt 1969, S. 232 ff.; H. Mommsen 
u. a., Bergarbeiter (Ausstellungskatalog) Bochum 
1969, Kap. 32 ff.; DGB Landesbezirk Berlin (Hrsg.), 
Berliner Gewerkschaftsgeschichte von 1945—1950, 
Berlin 1971.

Die neuere, gerade auch die gewerkschafts-
kritische Literatur zur Nachkriegsgeschichte 
der Arbeiterbewegung hat durch die nationa-
le Begrenzung ihres Gegenstandes einiges 
dazu beigetragen, diese Mythen zu tradieren. 
Gewiß geschah dies unabsichtlich und hatte 
forschungsimmanente Gründe. Im Ergebnis 
aber kommen in ihr internationale Faktoren 
nur in Sicht, wenn sie unmittelbar in 
Deutschland eingegriffen haben, namentlich 
als ein Lucifer ex machina, der die sozialisti-
schen Perspektiven einer als revolutionär hy- 
postasierten Basis vereitelt habe. Demgegen-
über blieben der Vergleich mit den Struktur-
problemen der Gewerkschaften in anderen 
europäischen Ländern wie auch die interna-
tionalen Beziehungen der Gewerkschaftsbe-
wegung weitgehend im dunkeln. Daraus er-
gab sich eine Überbetonung der nationalen 
Kontinuitätselemente von der Zentralarbeits-
gemeinschaft über die Wirtschaftsdemokra-
tie, die „Gleichschaltung von innen" bis hin 
zur DAF11 ). Aus der Sicht des älteren Inter-

nationalismus wurde dieser Verengung aus 
ganz unterschiedlichen politischen Richtun-
gen mit dem Plädoyer für eine breitere Per-
spektive widersprochen 12 ). Auf der anderen 
Seite war diese nationalgeschichtliche Erfor-
schung äußerst fruchtbar, indem sie ein gro-
ßes empirisches Material zur Entstehung der 
westdeutschen Gewerkschaften, zum Schei-
tern der Sozialisierung der Montanindustrie 
und zum Kampf um die Montanmitbestim-
mung erschloß 13 ). Dieselben Vor- und Nach-
teile charakterisieren im übrigen auch die Li-
teratur zur Gewerkschaftsgeschichte unserer 
europäischen Nachbarländer.

Demgegenüber soll hier der ganz vorläufige 
Versuch gemacht werden, die einheitsgewerk-
schaftlichen Tendenzen der Nachkriegszeit in 
Italien, Frankreich, England und Deutschland 
zu vergleichen, um daraus einen historischen 
Typus der Einheitsgewerkschaft zu entwik- 
keln und eine grobe Einschätzung der jeweili- 



gen nationalen Besonderungen, insbesondere 
auch der deutschen, zu ermöglichen. Der ver-
gleichende Zugriff zur Gewerkschaftsge-
schichte ist aber nicht nur ein methodischer 
Kniff zur näheren Bestimmung nationaler Ent-
wicklungen, sondern wird auch von der Sa-
che selbst gefordert. Die ökonomischen 
Grundprobleme waren in allen europäischen 
Industrieländern nach dem Zusammenbruch 
des Faschismus sehr ähnlich; die Kommuni-
sten verfolgten eine jeweils .nationale', aber 
übernational konzipierte und vereinheitlichte 
Politik; der Einfluß der Amerikaner war, mit 
Abstufungen, überall in Westeuropa wirk-
sam14 ). Obwohl die bürgerlichen und sozial-
demokratischen Politiken weniger koordi-
niert waren, entwickelten sie sich vor den 
Herausforderungen dieser drei internationa-
len Faktoren im Prinzip sehr ähnlich. Auf der 
anderen Seite gab es in jedem Land besonde-
re Traditionen und eine spezifische machtpo-
litische Konstellation. Eine realistische Ein-
schätzung der gescheiterten internationalen 
Entwicklung zur nationalen Einheitsgewerk-
schaft, der Rolle der Basis wie auch der deut-
schen Sonderform kann nur innerhalb dieses 
— zudem noch allzu grobmaschigen — Koor-
dinatennetzes erfolgen.

bewegungen 1940—1945, München 1968, Zu den 
dem Integrationsprozeß immanenten Gründen die-
ses Scheiterns vgl. H. P. Schwarz, Europa föderie-
ren — aber wie?, in: G. Lehmbruch/K. v. Beyme/ 
I. Fetscher (Hrsg.), Demokratisches System und 
politische Praxis der Bundesrepublik, München 
1971, S. 377 ff.
15) Vgl. die Abschlußsitzung in: H. Mommsen/D. 
Petzina/B. Weisbrod (Hrsg.), Industrielles System 
und politische Entwicklung in der Weimarer Repu-
blik, Düsseldorf 1974, vor allem die Bemerkungen 
T. Masons, S. 966.
16) Eine historische Untersuchung des WGB bis zur 
Gründung des IBFG liegt noch nicht vor. Einst-
weilen Informationen bei Braunthal, Bd. 3, S. 23 ff.; 
Gottfurcht, S. 169 ff.; Foster, S. 524 ff., 593 ff. Einige 
wichtige Dokumente des WGB sind greifbar in: 
FDGB (Hrsg.), Zwanzig Jahre Weltgewerkschafts-

Daneben gilt es, auf ein weiteres methodi-
sches Problem der bisherigen Gewerkschafts-
historiographie aufmerksam zu machen: ihre 
neohistoristische Fixierung auf politische 
Machtfragen, die sich methodisch in der Be-
vorzugung von Theorie-, Personen- und Orga-
nisationsgeschichte niederschlägt, wie sie ge-

ll. Bedingungen der

Der Typ der politischen Einheitsgewerkschaft

Die erste Phase der internationalen Gewerk-
schaftsgeschichte der Nachkriegszeit steht im 
Zeichen des Aufbaus und des Zerfalls des

14) Insofern sind die neueren, global angelegten 
Untersuchungen zur Außenpolitik der USA auch 
für unseren Zusammenhang methodisch wegwei-
send. Vgl. insbes. G. Kolko, The Politics of War, 
New York 1970; J. u. G. Kolko, The Limits of 
Power, New York 1972 (zur Kritik der Quellenge-
rechtigkeit und der naiven Analyse der Sowjet- 
Union bei Kolko vgl. R. J. Maddox, The New Lest 
and the Origins of the Cold War, Princeton 1973, 
S. 103 ff.) sowie die Darstellungen des Kalten Krie-
ges z. B. von H. Feis, A. Fontaine, W. LaFeber, E. 
Nolte, etc. Vgl. im übrigen Anm. 16 u. 17. Ein 
vierter Faktor, die Europa-Föderations-Program-
matik der sozialdemokratischen und bürgerlichen 
Gruppen in den europäischen Widerstandsbewe-
gungen, kam in der frühen Nachkriegszeit nicht 
zum Zuge. Zur Dokumentation vgl. W. Lipgens 
(Hrsg.), Europa-Föderationspläne der Widerstands-

rade von Ausländern auch an der „linken" 
Sozial- und Geschichte der Arbeiterbewegung 
in Deutschland kritisiert wird15 ). Auch wer 
die Machtfragestellung als strategisches Lern-
ziel letztlich teilt, wird nicht übersehen kön-
nen, daß sie mit dem Zugriff auf die Akten 
der Führungskader vorschnell beantwortet 
wird. Entscheidende Problembereiche wie die 
Funktion, die Basis und der wirtschaftliche 
Spielraum von Organen der Arbeiterbewe-
gung, die ihre Machtentfaltung maßgeblich 
mitbestimmen, werden dadurch nicht mitauf-
geklärt, sondern durch theoretische Konstruk-
tionen oder apriorische Annahmen abgedeckt. 
Auf der einen Seite droht so die Verkümme-
rung von Gewerkschaftsgeschichte zu einer 
Art Diplomatiegeschichte der Apparate und 
einer Chronik der Kongresse. Auf der ande-
ren Seite gerät ein marxisierender Historis-
mus in die Gefahr strategischer Fehleinschät-
zungen durch die Hypostasierung einer revo-
lutionären Basis.
Nun soll hier nicht so getan werden, als sei 
es möglich, diese methodischen Defizite ohne 
breite empirische Arbeiten auszugleichen 
oder ihre Ergebnisse essayistisch vorwegzu-
nehmen. Wenn im folgenden internationale, 
vergleichende und ökonomische Gesichts-
punkte zur Thematisierung meines Resümees 
der Gewerkschaftsliteratur über die Aufbau-
phase verwandt werden, so soll damit nur in 
einer vorläufigen Weise getestet werden, ob 
sich durch eine neue Abgrenzung und Quali-
fizierung der Phasen der gewerkschaftlichen 
Entwicklung ein besseres historisches Ver-
ständnis ihrer heutigen Probleme anbahnt.

einheitsgewerkschaftlichen Bewegung 
in der unmittelbaren Nachkriegszeit
Weltgewerkschaftsbundes (WGB) 16 ). Sie ist 
auf die Jahre 1945 bis 1947 zu datieren, mit 
Vorläufern in einzelnen Ländern ab 1943 und 
der Ausformung des Zerfalls zur internationa- 



len Spaltung in den Jahren 1948/49. Die 
WGB-Phase wird beherrscht durch das Be-
streben um eine möglichst einheitliche Orga-
nisation oder zumindest Aktionsbündnisse der 
Gewerkschaften auf nationaler und interna-
tionaler Ebene, die Überwindung der partei-
politischen Ausrichtung der einzelnen Ver-
bände und um eine gesamtgesellschaftliche 
Schlüsselposition der Gewerkschaften. Zu ih-
ren Aufgaben sollte nun gehören: die Beteili-
gung an der antifaschistischen Säuberung, an 
der Ingangsetzung, Umstellung und Steige-
rung der Produktion zur Überwindung der 
ökonomischen Nachkriegskrise durch schnel-
leres Wachstum und an der Institutionalisie-
rung der Mitwirkung der Arbeiterbewegung 
an der ökonomischen Leitung durch staatliche 
Aufbaupläne, staatliche Monopolkontrolle 
bzw. Nationalisierung von Grundstoffindustri-
en und durch die Einrichtung von Betriebsrä-
ten oder anderen Formen der Mitbestimmung 
auf Unternehmens- oder überbetrieblicher 
Ebene. In der Ausprägung des Einheitsge-
werkschaftskonzepts herrschte organisatori-
sche Vielfalt gemäß den nationalen Voraus-
setzungen, jedoch war eine Konzentration 
von Berufs- zu Industrieverbänden und deren 
politische Zusammenfassung auf den Ebenen 
öffentlicher Einflußnahme-Möglichkeiten un-
übersehbar.

Der politische Kern der Einheitsgewerkschaft 
in der WGB-Phase lag in der Integration der 
reformistischen Gewerkschaftsorganisationen 
der Vorkriegszeit mit der im europäischen 
Widerstand gegen den deutschen Faschismus 
gewaltig angewachsenen kommunistischen 
Richtung zu einer nach Möglichkeit exklusi-
ven gewerkschaftlichen Massenbewegung. 
Namentlich in den ehemals faschistischen 
Ländern, in denen selbständige Gewerkschaf-
ten ganz zerschlagen und durch korporativi-

bund, Bd. 1, Berlin (DDR) 1965. Für die KP-Kon-
zeption der „antifaschistisch-demokratischen Phase" 
in Europa vgl. die Überblicke bei M. Einaudi/J.-M. 
Domenach/A. Garosci, Communism in Western Eu- 
rope, Ithaka N. Y. 1951; F. Claudin, La Crise du 
Mouvement Communiste, Bd. 2, Paris 1972, S. 
361'ff.; F. Fejtö, Geschichte der Volksdemokratien, 
Bd. 1, Graz 1972; E. Seeber, Die volksdemokrati-
schen Staaten Mittel- und Südosteuropas in der 
internationalen Klassenauseinandersetzung zwi-
schen Imperalismus und Sozialismus (1944—1947), 
in: Jb. f. Gesch. d. soz. Länder Europas, Bd. 16/2 
(1972) S. 39 ff.; Als Länderstudien besonders wich-
tig A. J. Rieber, Stalin and the French Communist 
Party 1941—1947, New York 1962; A. Sywottek, 
Deutsche Volksdemokratie, Düsseldorf 1971; doku-
mentarischen Wert für den deutschen Fall haben 
G. Mannschatz/J. Seider, Zum Kampf der KPD im 
Ruhrgebiet für die Einigung der Arbeiterklasse 
und die Entmachtung der Monopolherren 1945 bis 
1947, Berlin (DDR) 1962; H. Laschitza, Kämpferische 
Demokratie gegen Faschismus, Berlin (DDR) 1969. 

stische Integrationsorgane für Arbeiter und 
Unternehmer ersetzt worden waren, wo also 
auch keine selbständige christliche Gewerk-
schaftsbewegung mehr bestand, konnte auch 
deren Potential in die Einheitsorganisation 
eingebracht werden. Diese wurde wesentlich 
ermöglicht, indem sich die Kommunisten seit 
der stalinistischen Bündnispolitik einer refor-
mistischen Programmatik unterstellten, die 
national unterschiedliche Kombinationen von 
Teilsozialisierung, Partizipation und Rahmen-
planung fand, im ganzen jedoch mit dem Kon-
zept „Wirtschaftsdemokratie" des ADGB von 
1928 vergleichbar war17 ). Durch die Erweite-
rung des politischen Aufgabenbereichs der 
Gewerkschaften, die zwischen den einzelnen 
parteipolitischen Richtungen unter dem Ge-
sichtspunkt des Wiederaufbaus und antifa-
schistischer Reformen grundsätzlich unstrittig 
war, wurde zugleich dem kommunistischen 
Gewerkschaftsverständnis ein Wirkungsraum 
gegeben, wonach Gewerkschaften ein Mittel 
zur Mobilisierung und Erziehung der proleta-
rischen Massen seien, d. h. zur Ausdehnung 
des Einflusses der kommunistischen Kader. 
Taktisch gesprochen, ermöglichte ihnen die 
Einheitsgewerkschaft die Anwendung der 
Einheitsfrontpolitik von oben und von unten, 
was für die Kommunisten im westlichen Be-
reich zur Verankerung in staatlichen und wirt-
schaftlichen Machtpositionen und im östli-
chen zur Ausschaltung organisierter Opposi-
tion gleichermaßen interessant war.

17) Zu den Ergebnissen der Strukturreformen vgl. 
die Bestandsaufnahmen W. Weber (Hrsg.), Ge-
meinwirtschaft in Westeuropa, Göttingen 1962; R. 
Krisam, Die Beteiligung der Arbeitnehmer an der 
öffentlichen Gewalt, Leiden 1963; G. Leminsky, 
Der Arbeitnehmereinfluß in englischen u. fran-
zösischen Unternehmen, Köln 1965.

Auch die reformistischen Führungskader 
wollten nicht nur die Macht der Arbeiterbe-
wegung durch die Vermeidung einer proleta-
rischen Binnenfront stärken, sondern sie woll- I 
ten sich zugleich davor schützen, daß durch 
die Popularität des östlichen Alliierten in den 
von deutscher Besetzung befreiten Ländern 
und die Stärke der Kommunisten in den na-
tionalen Befreiungsbewegungen die frühere 
Konkurrenz bedrohliche Ausmaße annahm. 
Die Diskreditierung der europäischen Rechten 
und die weitverbreitete Ansicht, daß der So-
zialismus geschichtlich auf der Tagesordnung 
stehe und Sachzwang für den Wiederaufbau 
geworden sei, das Vertrauen auf die Unver-
brüchlichkeit der Anti-Hitler-Koalition und die 
sozialistische Beteiligung an den Regierun-
gen in fast allen europäischen Ländern be-
wirkten den Optimusmus, mit der die ein-
heitsgewerkschaftlichen Experimente in der



WGB-Phase eingegangen wurden. Die wirt-
schaftsdemokratische Tradition eignete sich 
schon deshalb als Programmkompromiß der 
Einheitsgewerkschaft, als sie einerseits durch 
ideologische Kontinuität die Praxis der refor-
mistischen Gewerkschaften in der Vorkriegs-
zeit in den Hintergrund rückte und anderer-
seits als Etappenziel mit der „antifaschistisch-
demokratischen" Übergangsstrategie des Sta-
linismus vereinbar war. Zugleich meinten bei-
de Partner, sich auf die praktische Tüchtig-
keit ihrer Kader verlassen zu können.

Ökonomische Bedingungen

Die wirtschaftsdemokratische Zielsetzung eig-
nete sich angesichts der Lähmung der europä-
ischen Volkswirtschaften aber auch als ge-
werkschaftliches Ersatzziel. Denn in dieser 
Phase der beginnenden gesellschaftlichen Re-
konstruktion standen sich rapide gewerk-
schaftliche Organisationsfortschritte und ver-
gleichsweise dürftige gewerkschaftliche 
Funktionsmöglichkeiten im Sinne der organi-
sierten Beteiligung am Verteilungskampf ge-
genüber. Der große Zustrom zu den Gewerk-
schaften nach dem Krieg in allen europä-
ischen Ländern ist angesichts dieses Wider-
spruchs ein erklärungsbedürftiges Phänomen, 
das in der Forschung noch zu wenig Berück-
sichtigung gefunden hat. Allgemein schlug 
sich in ihm offenbar ein spontanes Bekenntnis 
der Arbeiter zu ihrer prononciertesten Klas-
senorganisation nach ihrer Entrechtung unter 
dem Faschismus bzw. seinen Besatzungsregi-
men nieder, zugleich die Hoffnung auf eine 
irgendwie geartete sozialistische Alternative 
der Zukunft. Die Gewerkschaften standen je-
doch zunächst vor konkreteren Problemen.

Alle europäischen Wirtschaftssysteme waren 
vom Krieg durch negatives Wachstum betrof-
fen18 ): einseitige Produktionsstruktur, mas-

18) Die unmittelbare Nachkriegsphase ist wirt-
schaftshistorisch noch wenig erforscht, zumal die 
Rekonstruktion statistischer Unterlagen für diese 
Periode extremer Fluktuation besondere Schwierig-
keiten aufwirft. Als Überblick vgl. M. M. Postan, 
An Economic History of Western Europe 1945 bis 
1964, London 1967; für die amerikanische Einschät-
zung der politischen Ökonomie Westeuropas 1945/ 
46 vgl. Kolko, Limits, a. a. O., S. 146 ff. Grund-
legend das Rekonstruktionsmodell bei F. Jänossy, 
Das Ende der Wirtschaftswunder, Frankfurt o. J. 
(1969) sowie für die Anschlußphase die verglei-
chende Analyse des Arbeitskräftepotentials bei Ch. 
P. Kindleberger, Europe s Postwar Growth, Cam-
bridge Mass. 1967. Die Lähmungskrise am Kriegs-
ende verbarg einen weitgehend erhaltenen Kapital-
stock an industriellen Produktionsanlagen und ein 
in seiner Qualifikationsstruktur bewahrtes Arbeits-
kräftepotential, die sich in allen europäischen Län-
dern alsbald zu hohen Wachstumsraten ergänzten. 
Im deutschen Fall wurde die kriegswirtschaftliche 
Expansion, die über das Maß der Zerstörungen

senhafte Vernichtung von Werten, Ausplün-
derung, Tod, Verschleppung oder Kriegs-
dienst eines großen Teils der Arbeitskräfte, 
Zusammenbruch der Infrastruktur, extreme 
Einschränkung des außenwirtschaftlichen 
Austauschs. Nach der Befreiung befanden sie 
sich in einer akuten wirtschaftlichen Krise. 
Sie erforderte umfangreiche Produktionsum-
stellungen, in den Gebieten mit großen 
Kriegszerstörungen, insbesondere den Wieder-
aufbau der Infrastruktur (Verkehrs- und Ver-
sorgungsanlagen). Den wenigen einsatzfähi-
gen Produktionsanlagen stand ein sich durch 
Vertreibung und die Rückkehr von Ver-
schleppten, Zwangsarbeitern und Kriegsge-
fangenen auf dem Kontinent ständig vermeh-
rendes Überangebot von z. T. überqualifizier-
ter Arbeitskraft gegenüber — trotz der hohen 
Verluste an menschlichem Leben durch Krieg 
und Terror. Der Bedarf an Gütern aller Art 
übertraf bei weitem die Produktionskraft der 
Systeme, so daß die Krise vor allem durch 
eine umfassende Rekonstruktion und Lei-
stungssteigerung der Produktion — zunächst 
vor allem in der Grundstoff- und Schwerindu-
strie, insbesondere im Kohlebergbau — über-
wunden werden mußte, sollte der Produkti-
onsapparat so ausgeweitet werden, daß hin-
reichend Arbeitsplätze entstanden und die 
notwendigsten Bedürfnise der Bevölkerung 
befriedigt wurden.

Anders als in zyklischen Wirtschaftskrisen 
lag das Problem also nicht in Unterkonsum-
tion oder Überproduktion, es sei denn, wie 
teilweise in USA und Deutschland, an Kriegs-
ausrüstungen, sondern in einer Ausweitung 
und Umstrukturierung des Produktionsappa-
rats. Verstanden sich die Gewerkschaften 
nicht nur als Interessenvertreter einer jewei-
ligen Mitgliedsgruppe an Produktionsarbei-
tern, sondern als Anwalt der arbeitenden bzw. 
der arbeitswilligen Massen, so mußten sie in 
der Lähmungskrise ihre ganze Kraft auf die 
Förderung des Wachstums — Produktions-
steigerung, Arbeitsdisziplin, Vermeidung von 
Streiks, Einwirkung auf eine planvolle Steu-
erung des Produktions- und Verteilungsappa-
rats — konzentrieren, um Arbeitsplätze zu 
schaffen und den Güterausstoß zu erhöhen.

hinausging, durch die Nachkriegszuwanderung in 
der Bizone ausgewogen. Der Aufschwung wurde 
hier durch längeres Nachwirken der Lähmungs-
krise (Zusammenbruch der Zwischenproduktver-
sorgung, Einwirkungen des Besatzungsregimes) ver-
zögert, ist jedoch nicht erst durch Liberalisierung 
und Marshall-Plan initiiert. Vgl. W. Abeishauser, 
Die Wachstumsbedingungen im britisch-amerika-
nischen Besatzungsgebiet 1945—1948, Diss. masch. 
Bochum 1973; M. Manz, Stagnation und Aufschwung 
in der französischen Besatzungszone von 1945 bis 
1948, Diss. masch. Mannheim 1968.



Sie mußten gleichzeitig dafür sorgen, daß die 
Produktionsumstellung nicht (wie in den USA 
und anfänglich auch in Deutschland) durch 
Massenentlassungen in Rüstungsbetrieben auf 
dem Rücken der Arbeiter ausgetragen wurde. 
Und sie mußten alle im Hinblick auf die Frie-
densproduktion kurzfristig nicht ersetzbaren 
Elemente des Wirtschaftssystems — insbeson-
dere die technisch hochqualifizierte Schicht 
des unteren Managements, der wissenschaft-
lich-technischen Intelligenz und des selbstän-
digen Mittelstands — integrieren, um die Pro-
duktion wieder in Gang zu bringen und aus-
zuweiten. Diese Aufgaben waren sozusagen 
ein ökonomischer Sachzwang, obwohl sie 
vom traditionellen Kampf der Gewerkschaften 
um eine Verminderung der Ausbeutung der 
Arbeitskraft abwichen. Und genau diese Auf-
gaben haben die Einheitsgewerkschaften und 
in ihnen die Kader aller parteipolitischen 
Ausrichtungen in allen europäischen Ländern, 
ob Ost, ob West, in den Jahren 1944 bis 1947 
erfüllt. Ihre Funktion der Disziplinierung der 
Arbeitskraft im Sinne eines organisierten ge-
samtgesellschaftlichen Aufbaus machte sie so 
notwendig, daß sie auf politischem Gebiet 
hohe Forderungen — insbesondere nach 
Strukturreformen — an die politische Füh-
rung und die anderen gesellschaftlichen Kräf-
te stellen konnten.

Alternativen?

Gab es eine grundsätzliche Alternative? Zur 
Rechtfertigung, daß bei Kriegsschluß von den 
Partei- und Gewerkschaftsführungen nicht auf 
einen unmittelbaren Übergang zum Sozialis-
mus — außer im überwiegend agrarischen Ju-
goslawien — gedrängt wurde, wird in der 
kommunistischen Literatur in der Regel auf 
das im Faschismus (und offenbar auch im an-
tifaschistischen Kampf) verschüttete Klassen-
bewußtsein der Arbeiter hingewiesen19 ). Die-
ses Argument lenkt von den wirklichen Ursa-
chen ab. Ein unmittelbarer Übergang zum So-
zialismus hätte ökonomisch bedeutet, daß die 
oben skizzierten wirtschaftlichen Bedingun-
gen durch zusätzliche Belastungen des Pro-
duktionsapparats (Mangel an Fachleuten, 
Ausfall von Arbeitszeit, bürgerliche Sabotage, 
weitere Lähmung der Infrastruktur) entschie- 19

19) Daran hat sich wenig geändert, seitdem Walter 
Ulbricht am 25. 6. 1945 in Berlin deutsche KP- 
Funktionäre darüber informierte, daß die „ideolo-
gische Verwüstung ... bis tief in die Reihen der 
Arbeiterklasse geht." (Walter Ulbricht, Zur Ge-
schichte der deutschen Arbeiterbewegung, Bd. 2, 
Berlin (DDR) 1963, S. 437). Die Begründung der 
Bündnispolitik trotz einer „revolutionären Welle 
(in) ganz Europa" in: IML, Arbeiterbewegung, Kap. 
XII, S, 28 ff.; J. Duclos u. a., Historie du Parti 
Communiste frangais (Manuel), Paris 1964, S.439ff.

20) Die Politik der US-Streitkräfte gegenüber der 
Zivilbevölkerung in den befreiten Gebieten doku-
mentieren H. L. Coles/A. K. Weinberg, Civil Af-
fairs: Soldiers become Governors, Washington 1964. 
Den Zeitgenossen stand vor allem das Eingreifen 
der Engländer in Griechenland vor Augen: Heinz 
Richter, Griechenland zwischen Revolution und 
Konterrevolution (1936—1946), Frankfurt 1973, S. 
495 ff. Zur amerikanischen Haltung zur europäi-
schen Linken vgl. Kolko, War, a. a. O., S. 31 ff., 
428 ff. Noch 1946 wollten die USA in Frankreich 
und Italien im Fall eines kommunistischen Wahl-
siegs bzw. Putschversuchs militärisch intervenieren: 
Kolko, Limits, S. 149 f., 156 f.

den verschärft worden wären. Schon die Be-
friedigung der unmittelbarsten Lebensbedürf-
nisse der arbeitenden Massen erzwang den 
Verzicht auf eine punktuelle Revolution. 
Zweitens stand Westeuropa voller amerikani-
scher Truppen mit dem Auftrag, bei Seuchen 
und Unruhen einzugreifen. Revolution hätte 
also weiteren Krieg bedeutet, insbesondere 
wäre auch die Sowjetunion, die vor derselben 
akuten Mangellage stand, zur Intervention 
bei völlig offenen Erfolgschancen gezwungen 
worden. Da sie sich aber angesichts ihrer ei-
genen Krise in keine derartigen Abenteuer 
hineinziehen lassen wollte, duldete sie keine 
derartigen Unternehmungen in ihrem eigenen 
Machtbereich und entmutigte entsprechende 
KP-Initiativen in West- und Südeuropa. Sie 
favorisierte vielmehr eine schrittweise Poli-
tik, die national angepaßt und auch in ihrer 
Entwicklung verlangsamt oder gestoppt wer-
den konnte 20 ). Aber selbst ohne die militäri-
sche Stabilisierung der bestehenden Systeme 
durch die Amerikaner läßt sich das Ausbleiben 
der Revolution in einer kriegerischen Zusam-
menbruchskrise hochindustrialisierter Systeme 
schwerlich allein auf einen Mangel an gutem 
Willen zurückführen. Es gab zwar ein Poten-
tial revolutionärer Aktivisten, aber es war in 
regionale Partisanenverbände und lokale 
Ausschüsse zersplittert und parteipolitisch 
nicht zu koordinieren. Auch bestanden rein 
ökonomisch in den meisten europäischen Län-
dern ein hinreichender Kapitalstock und eine 
hinreichend qualifizierte Arbeitskraft, um 
hohe Wachstumsraten während der Rekon-
struktionsperiode auch nach einer Vergesell-
schaftung der Produktionsmittel zu gewähr-
leisten. Die Übergangskrise war jedoch eine 
zu hohe Schwelle, denn sie hätte den Versor-
gungsapparat vollends zusammenbrechen las-
sen und das Produktionsniveau nicht schnell 
anzuheben vermocht. Auch eine Revolution 
braucht Nachschub, soll sie nicht in Hunger 
und Terror ihrer Ziele entfremdet werden.

Die andere Alternative, das kapitalistische 
System durch Beendigung des kriegswirt-
schaftlichen Lenkungsapparats unmittelbar zu 



liberalisieren, können wir schneller beiseite 
schieben. Sie hätte die Kosten der Krise al-
lein auf die Schultern der Arbeiter verlagert 
und gleichwohl eine Fülle von Staatseingrif-
fen zur Überwindung der Lähmungskrise er-
fordert. Insofern hätte sie die Verbindung 
ökonomischer Liberalisierung mit einer politi-
schen Rechtsdiktatur bedeutet, für die es in 
den befreiten Ländern keine Voraussetzungen 
gab. Bewaffnete Partisanen hätten der Reak-
tion der Arbeiterbewegung Nachdruck verlie-

hen. Auf keinen Fall eignete sich diese Alter-
native als gewerkschaftliche Strategie.

Es bleibt also die Frage, welche Möglichkei-
ten konkret im — jetzt abgekürzt gesprochen 
— Konzept der Wirtschaftsdemokratie als 
Aufbauprogramm enthalten waren, insbeson-
dere, ob es Alternativen zu seinem Scheitern 
gab. Um diese Möglichkeiten näher zu be-
stimmen, müssen mehr Variablen eingeführt 
und die nationale Konstellation in den wich-
tigsten Ländern verglichen werden.

III. Einheitsgewerkschaft und begrenzte Strukturreform: Italien
Vor allem Italien eignet sich zur Verdeutli-
chung der Besonderheiten der gewerkschaftli-
chen Entwicklung im besetzten Deutschland. 
Italien hatte 1943/44 nicht nur einen opportu-
nistischen Schwenk auf die Seite der Alliier-
ten vorgenommen, wie man dies für die Bado-
glio-Regierung und die soziale Führungs-
schicht feststellen könnte, sondern bereits 
Monate vor der alliierten Landung in Sizilien 
hatte sich die italienische Arbeiterklasse in 
weitgehend spontanen Streiks in den indu-
striellen Zentren des Nordens als selbständige 
antifaschistische Kraft bewiesen. Derartige 
politisch-ökonomische Massenstreiks wurden 
in zunehmend organisierter Form in den 
nächsten zwei Jahren mehrfach auch gegen 
die deutsche Besatzung in Norditalien wieder-
holt und bildeten einen wesentlichen Rück-
halt für den Aufbau des bewaffneten Partisa-
nenwiderstandes. Diese führte in der Schluß-
phase des Krieges nicht nur sowohl in ver-
schiedenen städtischen Zentren, wie in den so-
genannten Partisanenrepubliken, zur Selbst-
befreiung durch örtliche Aufstände, sondern 
auch zur Errichtung von Bastionen der Arbei-
termacht in vielen Fabriken durch Befreiungs-
und Agitationskomitees. Während solche Ak-
tionen seit Mitte 1943 Norditalien in den Rah-
men der von deutschen Truppen besetzten eu-
ropäischen Länder und ihrer aus nationalen 
und sozialen Motiven kämpfenden Befrei-
ungsbewegungen einordnen, zeichnet sich das 
übrige Italien vor allem dadurch aus, daß es 
hier zu selbständigen Massenaktionen noch 
unter den Bedingungen des autochthonen fa-
schistischen Reg
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war ).

Anders als in der Selbsttätigkeit der Arbeiter-
klasse zeigen sich, jedenfalls vor der deut-
schen Besetzung Norditaliens, auf der Ebene 
der politischen und gewerkschaftlichen Orga-
nisationen eher der deutschen Erfahrung ver-
gleichbare Phänomene. Auch die Übergangs-
regierung Badoglios ist ja in die Nähe des 
konservativen Widerstands des 20. Juli 1944 
zu stellen. Wie in Deutschland war auch in 
Italien der parteipolitisch und gewerkschaft-
lich organisierte Widerstand — als im Unter-
schied zu den spontanen Massenaktionen der 
Spätphase — schwach, isoliert und uneffektiv 
geblieben. Der Sturz des Regimes führte je-
doch durch die Rückkehr von Führungsfunk-
tionären der politischen Parteien und der Ge-
werkschaften aus innerer und äußerer Emi-
gration zu einer schnellen Rekonstituierung 
der vorfaschistischen Organisationsspitzen. 
Wie auch im deutschen Widerstand geplant, 
begann die gewerkschaftliche Reorganisation 
unter Badoglio mit der Einsetzung gewerk-
schaftlicher Spitzenfunktionäre verschiedener 
Parteirichtungen als Kommissare in die Füh-
rungen der korporativistischen Organisationen 
des Faschismus, die wie in der DAF nach dem 
Industrieprinzip gegliedert waren. Zwar gab 
es von der Basis her Widerstand gegen diese 
Verwendung der faschistischen Organisati-
onsformen, aber die Phase vor der deutschen 
Besetzung ist zu kurz, um den damit angeleg-
ten Konflikt in seinen Entwicklungsperspekti-
ven zu beurteilen. Immerhin brachten die 
Führungsfunktionäre in dieser kurzen Frist 
sogleich ein Abkommen mit den Unterneh-

lano, in: Wolf,  S. 1 ff., 57 ff.; Braunthal, Bd. 3, 
S. 69 ff.; F. Chabod, Die Entstehung des neuen 
Italien, Reinbek 1965. Zur Widerstandsbewegung im 
allgemeinen und zu den Streiks vom März in 
Norditalien R. Battaglia/G. Garritano, Der italienN 
sehe Widerstandskampf 1943 bis 1945 Berlin (DDR) 
1970, S. 16 f.; Ch. F. Delzell, Mussolini’s Enemies, 
Princeton 1961, S. 207 ff. über die Selbstverwaltung 
in den befreiten Gebieten liegt in deutsch bisher 
nur eine Pionierstudie vor: FL Bergwitz, Die Parti-
sanenrepublik Ossola, Hannover 1972 (zur dorti-
gen Gewerkschaft S. 64—66). 

21) Zur gewerkschaftlichen Entwicklung in Nach-
kriegsitalien vgl. B. Salvati, The Rebirth of Italian 
Trade Unionism, 1943—54, in: S. J. Woolf: The 
Rebirth of Italy 1943—50, London 1972, S. 181 ff.; 
D. Albers, Von der Einheit zum Kampf um die 
Einheit, in: Das Argument AS 2 (1974) S. 120 ff.; 
D. L. Horowitz, The Italian Labor Movement, Cam-
bridge Mass. 1963, S. 181 ff.; zum politischen Zu-
sammenhang die Beiträge von Quazza und Cata-



mern über die Wahl von Betriebsräten zu-
stande, das „wilden" Aktionen in den Betrie-
ben zuvorkam und sich als bleibende Grund-
lage der Arbeitervertretung in den Betrieben 
erweisen sollte. Schon diese ersten Ansätze 
zeigten indessen die Bereitschaft der gewerk-
schaftlichen Führungskader zur Zusammenar-
beit mit den Unternehmern beim Wiederauf-
bau der Wirtschaft, wenn dadurch sofort um-
fassende gewerkschaftsähnliche Monopolor-
ganisationen gesichert werden konnten. Das-
selbe Interesse kennzeichnet die Konzeptio-
nen Leuschners und Tarnows für die Um-
wandlung der DAF in eine umfassende Ge-
werkschaft mit Z
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1944 ).

Mit der Besetzung Norditaliens und der 
Flucht der Badoglio-Regierung aus Rom in 
den von den Alliierten besetzten Süden ver-
änderten sich jedoch die Bedingungen für den 
gewerkschaftlichen Aufbau grundlegend. Der 
Umwandlung des Korporativismus von der 
Spitze her in eine Einheitsgewerkschaft ent-
zogen nun im Norden die parteipolitisch in-
spirierten Widerstandsformationen, im Süden 
die Besatzungsmacht, die einen freien ge-
werkschaftlichen Wiederaufbau forderte23), 
zugleich den Boden. In der Folge entwickelte 
sich hieraus ein dualistisches System poli-
tisch-ökonomischer Klassenorganisation der 
Arbeiter in Italien. Es läßt sich grob als ver-
hältnismäßig autonome Bildung gewerkschaft-
licher Macht in der nationalen Spitze — im 
Süden — einerseits und an der betrieblichen 
Basis — im Norden — andererseits charakte-
risieren und sollte sich nach der Befreiung als 
ein nationales Zwei-Ebenen-System von lang-
fristiger Bedeutung erweisen. Die Autorität 
der gewerkschaftlichen Spitze war — ganz 
anders als in den deutschen Westzonen und 
noch am ehesten dem Zustandekommen des 
FDGB der SBZ vergleichbar — abgeleitet von 
derjenigen der antifaschistischen Parteifüh-
rungen. Im Süden hatten sich zunächst partei-
politisch angelehnte Richtungsgewerkschaf-
ten (eine sozialistisch-kommunistische, eine 

22) E. Rosen, Victor Emanuel III und die Innen-
politik des ersten Kabinetts Badoglio im Sommer 
1943, in: Vjh. f. Zeitgesch. 12 (1964) S. 44 ff., bes. 
S. 81 ff.; Text des sog. Buozzi-Mazzini-Abkommens 
über Betriebsräte bei M. F. Neufeld, Labor Unions 
and National Politics in Italian Industrial Plants, 
Ithaka N. Y. 1954, Anhang A. für die deutsche 
Parallele F. Tarnow, Labor and Trade Unions in 
Germany, in: The Annals 260 (1948) S. 90 ff.: 
„Great eagerness to arrange a ,May 2nd in reverse' 
and to ,take over' the German Labor Front" (S. 92).
23) Für die Entwicklung unter der deutschen Be-
satzung im Norden vgl. Salvati, S. 189 ff.; für die 
Haltung der Alliierten im Süden C. R. S. Harris, 
Allied Military Administration of Italy 1943 bis 
1945, London 1957, S. 445 ff.

24) Salvati, S. 185 ff.; Horowitz, S. 186 ff.; M. F. 
Neufeld: Italy: School for Awakening — The Ita-
lian Labor movement ... 1800—1960, r New York 
1961, S. 451 ff.

überparteiliche und eine kathöHsche) gebil-
det. Sie wurden nach Verhandlungen zwi-
schen gewerkschaftlichen Repräsentanten der 
nationalen Parteileitungen im „Pakt von 
Rom" vom 3. 6. 1944 in eine Einheitsgewerk-
schaft, Confederazione Generale Italiana del 
Lavoro (C. G. I. L.), zusammengeschlossen. Da-
bei wurde eine kombinierte horizontale und 
vertikale Organisationsstruktur in Aussicht 
genommen, bei der sich in der weiteren Ent-
wicklung die regionalen und lokalen gegen-
über den Industrieverbänden weitgehend 
durchsetzen sollten, nicht zuletzt weil partei-
politische Integration durch Proportionalwah-
len und Minderheitenschutz auf diesen Ebe-
nen vereinbart worden war. Allerdings dürfte 
auch von der autonomen lokalen und regio-
nalen Machtbildung bei der Befreiung des 
Nordens erheblicher Einfluß ausgegangen 
sein. An der Spitze der Einheitsgewerkschaft 
standen ein Sozialist, ein Kommunist und 
ein Katholik als gleichberechtigte General-
sekretäre, wobei sich in den folgenden Jah-
ren durch eine personelle Zufallskonstella-
tion in der Führung und geschickte Kader-
politik das kommunistische Element ein-
deutig zum beherrschenden aufschwang 24 ).

Gerade diese Erfolge der kommunistischen 
Organisationspolitik in der C. G. I. L. waren 
im Zuge ihrer Ausdehnung auf den befreiten 
Norden von entscheidender Bedeutung für 
ihre Rolle beim politischen und ökonomi-
schen Aufbau Italiens. In einer extrem elasti-
schen Politik — Togliatti trat sogar in die 
von der UdSSR anerkannte Badoglio-Regie-
rung ein — legten die Kommunisten auch die 
Gewerkschaften auf den „antifaschistisch-de-
mokratischen" Weg fest: Unterstützung einer 
Allparteienregierung zum Aufbau einer parla-
mentarischen Republik, personelle und ideo-
logische Säuberung, Schutz der Produktions-
umstellung und -Steigerung durch Zusammen-
arbeit mit den Unternehmern, durch Förde-
rung der Arbeitsdisziplin und lohnpolitische 
Zurückhaltung. Bei der Ausarbeitung der 
Verfassung wurden dem Staat weitgehende 
Planungsmöglichkeiten eingeräumt, die poli-
tisch durch Beteiligung der Arbeiterpar-
teien an der Regierung abgesichert schienen. 
Zugleich wurde die Möglichkeit künftiger Er-
weiterung der bereits von Mussolini vorge-
nommenen Verstaatlichung von Banken und 
Unternehmen des Energiesektors und der ver-
arbeitenden Industrie eröffnet. Durch Über-
nahme zahlreicher staatlicher und kommuna-



ler Positionen erschien die Arbeiterbewegung 
als integrierender Bestandteil des Systems; 
durch die Einrichtung von Arbeiterkammern 
und die Bildung von paritätischen Leitungs-
ausschüssen in vielen Unternehmen des Nor-
dens erwarb sie Mitbestimmungsmöglichkei-
ten in wirtschaftlichen und sozialen Fragen. 
Diese Leitungsausschüsse waren meist im 
Zuge des Befreiungskampfs auf Grund des In-
teresses der Unternehmer wie der Belegschaf-
ten am Schutz der Produktionsanlagen vor 
Vernichtung durch die Deutschen entstanden. 
Bei einem vom faschistischen Regime ohnehin 
stark erweiterten öffentlichen Sektor der 
Wirtschaft ließ sich diese Konstellation, trotz 
geringerer rechtlicher Absicherung, in ihrer 
Perspektive durchaus mit dem Konzept der 
Wirtschaftsdemokratie vergleichen. Die kom-
munistische Führung unterstützte die Verfas-
sung, beteiligte sich an den Regierungen und 
strebte trotz eines Rechtsrucks 1947, der zu 
ihrem Ausscheiden aus dem Kabinett führte, 
in sie zurück. Die KP durfte sich zu Recht ih-
res Beitrags rühmen, nationale Streiks weit-
gehend verhindert bzw. auf kurzfristige und
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lokale Kämpfe begrenzt zu haben ).

Tatsächlich scheiterte diese Politik jedoch 
auf allen Ebenen. Ähnlich wie in Deutschland 
wurde der Grad der Zerstörung von Produkti-
onsanlagen in Italien von den Zeitgenossen 
weit überschätzt. War die Kontinuität des Ei-
gentums einmal im Prinzip anerkannt, wurde 
deshalb die Position der Bourgeoisie immer 
stärker, während das eigentliche Problem in 
einer akuten Zuspitzung der chronischen Un-
terbeschäftigung Italiens lag, die die ökono-
mische Position der Arbeiterklasse entschie-
den schwächte. Vor diesem Hintergrund muß 
die Arbeitsteilung in der Regierung gesehen 
werden: Sozialisten und Kommunisten über-
nahmen überwiegend den Apparat der Ar- 
beits- und Sozialverwaltung, während sie, 
z. T. aus bloßem Mangel an Konzepten und 
Experten, die entscheidenden Positionen in 
der Wirtschafts- und Finanzpolitik den bür-

gerlichen Partnern überließen. Diese wurden 
überwiegend von einer Gruppe altliberaler 
Ökonomen eingenommen, die sich in effekti-
ven Einzelmaßnahmen für die Stabilisierung 
des Mittelstands und für eine zügige Liberali-
sierung des Wirtschaftssystems einsetzten, 
während sie den Planungsapparat nur zur 
Überwindung der Lähmungskrise benutzten 
und durch fiskalische Maßnahmen (Senkung 
der progressiven Besteuerung, Deflation ohne 
Sozialausgleich und Sicherung der Arbeits-
plätze) die Kapitalakkumulation erleichter-
ten 26).

25) Zu Togliattis „svolta" (Ausbruch aus der anti-
faschistischen Opposition gegen Badoglio und Ein-
tritt in die königliche Regierung) vgl. Delzell, 
S. 336 ff., Claudin, Bd. 2, S. 403 ff. Für den Einfluß 
der KP auf CGIL und die verbündeten Sozialisten 
Braunthal, S. 79 ff. und ausführlich Horowitz, S. 
202 ff., 244 ff. Die Nationalisierungen in Italien 
gingen nicht auf KP-Einfluß zurück; sie wurden 
vielmehr sowohl von Mussolini wie von De Gas- 
peri vorgenommen, um durch öffentliche Über-
nahme von der Krise bedrohter Betriebe die privat-
wirtschaftliche Ordnung zu schützen. Vgl. R. Jo-
chimsen, Die öffentlichen bzw. öffentlich beherrsch-
ten Wirtschaftsunternehmen in Italien, in: W. 
Weber, S. 229 ff. bes. S. 245; M. Einaudi (Hrsg.), 
Nationalization in France and Italy, Ithaka N. Y. 
1955, S. 196 f.

26) M, De Cecco, Econonuc Policy in the Recon-
struction Period, 1945—51, in Woolf, a. a. O., S 
156 ff.

Da die Führung der C. G. I. L. im Zuge ihrer 
gesamtwirtschaftlichen Orientierung und des 
politischen Wiederaufbaupaktes einen dämp-
fenden Einfluß auf das Lohnniveau und auf 
die Proteste gegen die Verdrängung der loka-
len Organe des Widerstandskampfes durch 
zentralisierte administrative und parlamenta-
rische Institutionen ausübte, wurde die Kluft 
zwischen Basis und Führung nicht geschlos-
sen. Neben der erwähnten Polarisierung der 
gewerkschaftlichen Entwicklung im Süden 
und Norden während der doppelten Besat-
zung waren für diese Kluft auch politische 
Perspektiven und ökonomische Bedingungen 
verantwortlich. Immer wieder war gegen 
Ende des nationalen Befreiungskampfes von 
Seiten sozialistischer und kommunistischer 
Partisanen der Versuch gemacht worden, die 
lokalen Aufstandsbewegungen in die Rich-
tung einer sozialistischen Revolution weiter-
zutreiben. Die .antifaschistisch-demokratische' 
Strategie der kommunistischen Europakon-
zeption, deren Anwendung während der An-
wesenheit anglo-amerikanischer Truppen in 
Italien zwingend erschien, bewirkte jedoch, 
daß die Organisationsspitzen solchen Bestre-
bungen jegliche Unterstützung entzogen: 
Symbol dafür wurde die sizilianische Stadt 
Ragusa, wo die Niederschlagung eines kom-
munistischen Aufstandsversuchs von der na-
tionalen Parteiführung gutgeheißen wurde. 
Während der Jahre 1945 und 1946 wurde an 
der Basis zäh an der Bewahrung der Organe 
des Befreiungskampfes festgehalten, während 
die erstarkten Unternehmer die paritätischen 
Leitungsausschüsse aushöhlten und die staat-
liche Verwaltung sich gegen die Konkurrenz 
der Befreiungsausschüsse durchsetzte. Noch 
schwerwiegender war, daß bei der gewerk-
schaftlichen Lohnstabilisierungspolitik die 
Nachkriegsinflation und die Umstellung der 
Rüstungsbetriebe voll auf die Lebenshaltung 
und die Beschäftigungsverhältnisse der Arbei- 



ter durchschlugen. Während sich die nationa-
len Führungen der Arbeiterbewegung um die 
Vermeidung von Streiks bemühten, wurde 
das Land von Wellen spontaner oder lokal or-
ganisierter Streiks mit meis
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und Protestcharakter überzogen ).  Ihre Un-
fähigkeit, die Arbeiter im allgemeinen oder 
auch nur ihre unteren Organe zu disziplinie-
ren, machte die Bündnispolitik der Organisa-
tionsspitzen mit dem Bürgertum unglaubwür-
dig, während umgekehrt deren Betonung die 
mangelnde Integrationskraft der Eliten unter-
strich. Damit wurde auch die Volksfrontein-
heit brüchig. Antikommunismus eignete sich 
seit 1946 zunehmend als Medium zur Schwä-
chung der Arbeiterbewegung.
Schon die Forcierung der Einheitsfront zwi-
schen Kommunisten und Sozialisten hatte zu 
sozialdemokratischen Absplitterungen geführt 
und die Spannungen innerhalb der Einheitsge-
werkschaft erhöht. Die Entlassung der Kom-
munisten aus der Regierung und die absolute 
Mehrheit für die Christlichen Demokraten, 
die sich 1948 als antikommunistische Ab-
wehrfront gegen den kommunistisch-soziali-
stischen Volksblock empfohlen hatten, spreng-
ten auch die C. G. I. L., aus der sich im Herbst 
1948 eine regierungstreue katholische Rich-
tungsgewerkschaft (L. C. G. I. L.) mit tarifpoli-
tischer Orientierung, später auch Teile der li-
beralen und sozialistischen Gewerkschafter 
organisatorisch verselbständigten. Als Kata-

lysator der Spaltung hatte das forciert politi-
sche Gewerkschaftsverständnis der Kommuni-
sten gewirkt, von dem sich angesichts des 
verengten ökonomischen Spielraums und 
amerikanischer Wohlverhaltensforderungen 
für die Einräumung von Krediten die anderen 
Richtungen distanzierten und auf die Vertre-
tung der unmittelbaren Interessen ihrer An-
hänger zurückzogen. Nachdem das ökonomi-
sche Kampfpotential der Arbeiter in den Jah-
ren 1945/46 nicht in einen politisch-ökonomi-
schen Kampf der kommunistisch dominierten 
Gewerkschaften verwandelt worden war, 
folgten zwar 1947/48 noch große Massen den 
Aufrufen zu politischen Streiks aus Protest 
gegen den Marshallplan und gegen ein At-
tentat auf Togliatti, aber diese Aktionen be-
schleunigten nur den organisatorischen Zer-
fall und erschöpften sich jeweils bald im De-
monstrativen 28 ). Die Rekonstruktion der libe-
ralen Wirtschaftsordnung bei anhaltender Un-
terversorgung und Unterbeschäfigung (und 
übrigens auch der Aufbau eines gewaltigen 
Polizeiapparats) hatte das Potential für eine 
anhaltende Kampftätigkeit zusammenschmel-
zen lassen, da politischer Protest und einlös-
bare ökonomische Forderungen zunehmend 
auseinanderklafften. Mit der Rückkehr des 
Systems zur Emigration als Ersatzheilmittel 
der chronischen, nun wieder unverschleierten 
Unterbeschäftigung war der Einheitsgewerk-
schaft die strategische Position entzogen.

IV. Beschränkte Einheitsgewerkschaft und Strukturreform: Frankreich
Die Entwicklung der einheitsgewerkschaftli-
chen Bewegung in Frankreich weicht vor al-
lem durch wesentlich andere historische Rah-
menbedingungen von derjenigen in Italien — 
und Deutschland — ab. Die Kontinuität und 
Eigenständigkeit der französischen Parteien 
und Gewerkschaften wurde weder von einem 
autochthonen Faschismus völlig vernichtet 
noch wurde ihre Weiterentwicklung nach der 
Befreiung schon im Ansatz durch eine anglo-
amerikanische Besatzung gesteuert. Beide 
Faktoren übten hier vielmehr nur einen indi-
rekten Einfluß aus. Gleichwohl finden sich 
zahlreiche Gemeinsamkeiten mit Italien, die 
sich insbesondere auf das parallele Verhalten 
der Kommunisten zurückführen lassen.
Auch hier sind sie die treibende Kraft der 
Vereinigung der Gewerkschaften und gewin-
nen durch taktische Überlegenheit beherr- 

sehenden Einfluß auf ihre Organisation. Dar-
über hinaus können sie einen massenhaften 
Mitgliederzustrom als Folge des Prestiges, 
das ihnen ihr dynamischer Einsatz in der Resi-
stance in der zweiten Kriegshälfte erbracht 
hatte, verbuchen. Auch hier findet sich die 
Polarisierung zwischen der Koalitionspolitik 
der Führungskader und den häufig auf einen 
revolutionären Aufbau drängenden autono-
men Widerstandsorganen auf lokaler Ebene 
(hier vor allem im Süden), die durch die zen-
tralisierten Institutionen der Verwaltung, des 
Parlaments und der Verbände zurückgedrängt 
werden. Auch hier werden die aus Moskau 
zurückgekehrten Exilführer der KP zu Vor-
kämpfern dieser Normalisierung innerhalb der 
Linken, vertreten aktiv den bürgerlich-prole-
tarischen Aufbaupakt der drei Massenpartei-
en (P.C.F., S.F.I.O., M.R.P.) und setzen ihr Pre-
stige gegen lokale Hungerstreiks und sonsti-
ge ökonomisch motivierte, sich spontan ent-
faltende Arbeitskämpfe ein. Und wie in Itali-
en streben auch hier die Kommunisten nach

Albers, S. 132 ff.; Horowitz, S. 208 ff.

27) Salvati, S. 189, 195 ff. Zwar wurden eine Lohn- 
Gleitklausel grundsätzlich vereinbart (Albers, S. 
128 ff.) und zunächst Massenentlassungen verhin-
dert, aber das Lohnniveau erreichte gerade die 
mageren Einkommen des Vorkriegsfaschismus, als 
sich die Preise verdoppelt hatten.



ihrer Entlassung aus der Regierung im Früh-
jahr 1947 zurück in das Bündnis und setzen 
über Monate 
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hinweg ihre Kooperationspolitik 
fort — bis zu den Auseinandersetzungen über 
den Marshall-Plan ).
Indessen traf hier das einheitsgewerkschaftli-
che Experiment von Anfang an in der Arbei-
terbewegung selbst auf Widerstand, deren 
Traditionen aus der Dritten Republik durch 
den Dröle de Guerre, Vichy, die Resistance 
und die Exilregierung de Gaulles hindurch 
wirksam blieben. Außer in Spanien hatten So-
zialisten und Kommunisten in Europa nur in 
Frankreich die Erfahrung einer Volksfrontre-
gierung gemacht. Sie bewirkte zunächst eine 
verstärkte Abgrenzung der beiden Parteien 
gegeneinander und 1939 anläßlich des Hitler- 
Stalin-Pakts die Ausstoßung der Kommuni-
sten aus der Confederation Generale de Tra- 
vail (C.G.T.), mit der sie bei der Vorbereitung 
der Volksfrontpolitik ihren zuvor unbedeu-
tenden Gewerkschaftsapparat zusammenge-
schlossen und in der sie während der von ih-
nen nur tolerierten Regierung Blum zuneh-
menden Einfluß gewonnen hatten. Die christ-
lichen Gewerkschaften C.F.T.C., damals noch 
eine wenig bedeutende klerikale Bewegung, 
waren abseits geblieben und hatten Volks-
frontgegner gesammelt30). Wie die Kommu-
nisten durch ihren revolutionären Defätismus 
während des Hitler-Stalin-Pakts, so waren 
auch Teile der Sozialisten durch ihre Kollabo-
ration mit dem Vichy-Regime im Sinne des 
nationalen Selbstverständnisses der Exilregie-
rung de Gaulles und der Resistance schwer 
belastet. Vichy verbot sowohl C.G.T. wie 
C.F.T.C. und ersetzte sie durch korporativisti- 
29) Vgl. Anm. 16; daneben W. Goldschmidt, Öko-
nomische und politische Aspekte des gewerkschaft-
lichen Kampfes in Frankreich seit dem Zweiten 
Weltkrieg, in: Das Argument AS 2 (1974) S. 1 ff.; 
V. R. Lorwin, The French Labor Movement, Cam-
bridge Mass. 1966, S. 99 ff.; G. Lefranc, Le mou- 
vement syndical de la Liberation aux evenements 
de Mai-Juin 1968, Paris 1969, S. 11—40; J. Bruhat/ 
M. Piolot, Aus der Geschichte der CGT, Berlin 
(DDR) 1961, S. 169 ff.; A. Barjonet, La C. G. T„ 
Paris 1968. Für die kommunistische Politik noch R. 
Tiesky, Le mouvement communiste en France 
(1920—1972), Paris 1973, S, 94 ff.; J. Fauvet, Flistoire 
du Parti Communiste Francais, Bd. 2, Paris 1965, 
S. 139 ff.; zu den Spannungen zwischen der KP- 
Führung und lokalen Resistance-Gruppen vgl. Rie- 
ber, S. 133 ff. 159 ff. und Lokalstudien wie P. 
Guiral, Liberation de Marseille, Paris 1974, S. 
Ulfs.; Etienne Dejonghe/D. Laurent, Liberation 
du Nord et du Pas-de-Calais, Paris 1974, S. 157 ff., 
217 ff.; für das kommunistische Verhalten bei der 
Säuberung der C. G. T. von kollaborationistischen 
Sozialisten neben Rieber, S. 177 ff. P. Novick, The 
Resistance versus Vichy, New York 1968, S. 131 ff.
30) H. W. Ehrmann, French Labor from Populär
Front to Liberation, New York 1947; Anon, La C.
F. D. T„ Paris 1971, S. 32 ff.; G. Adam, La C. F. T. C. 
1940—1958, Paris 1964, S. 37 ff.

sehe Organisationen; beide bewahrten je-
doch beträchtlichen Zusammenhalt in der Ille-
galität. So kam es z. B. im Mai 1941 zu einem 
großen Bergarbeiterstreik in Nordfrankreich. 
Das natürliche Bündnis schien sich deshalb 
zunächst zwischen der C.F.T.C. und dem 
nichtkollaborationistischen Teil der C.G.T. 
anzubahnen. Sie einigten sich auf ein gemein-
sames Manifest, das den Kapitalismus für die 
Niederlage Frankreichs verantwortlich mach-
te. Die politischen Funktionen des Staates 
sollten von den ökonomischen der Gewerk-
schaften getrennt und die Produktion durch 
v 31erbindliche Planung geleitet werden ). 
Nachdem sich jedoch Ende 1941 die KP, be-
freit vom Hitler-Stalin-Pakt, mit eigenen dy-
namischen Organisationen dem nationalen 
Widerstand angeschlossen hatte, betrieb sie 
erfolgreich die Wiederannäherung an die alte 
C.G.T.-Führung. Durch die „Vereinbarungen 
von Perreux" vom 17. 4. 1973 wurden drei 
Kommunisten in die achtköpfige illegale Ge-
werkschaftsleitung ausgenommen. In den Indu-
strieverbänden und in den Lokalorganisationen 
sollten die parteipolitischen Verhältnisse wie-
derhergestellt werden, die vor der Trennung 
1939 bestanden hatten32 ). Die vereinigte 
C.G.T. war durch einen den Kommunisten na-
hestehenden Parteilosen im „Nationalen Be-
freiungsrat" der Resistance vertreten. Von 
ihm wurde ein Programm ausgearbeitet, des-
sen ökonomische Kernforderungen — Natio-
nalisierung der Monopole, Bodenschätze und 
Banken, staatlich geplanter Wiederaufbau der 
Wirtschaft — an die sozialistische Program-
matik der Zwischenkriegszeit anschlossen, 
während die Kommunisten nur die Enteig-
nung der Kollaborateure forderten, d. h. ei-
nen Punkt, der unter den Resistance-Organi-
sationen allenfalls wegen mangelnder Präzi-
sion strittig war. Obwohl insbesondere die 
Kommunisten drängten, kam es jedoch zu 
keiner Fusion der wiedervereinigten C.G.T. 
mit der C.F.T.C. Die christlichen Gewerk-
schaften gingen zwar im nationalen Wider-
standskampf und im sozioökonomischen Be-
reich ein Aktionsbündnis mit der C.G.T. ein, 
befürchteten jedoch, bei einer Fusion im 
politischen Sog der weit größeren C.G.T. 
ihren besonderen kulturpolitischen Forderun-
gen keine Geltung mehr verschaffen zu kön-
nen und organisationspolitisch ins Schlepptau 
der Kommunisten zu geraten. Im Gegensatz 
zur Kollaboration der kirchlichen Hierarchie 
waren die christlichen Gewerkschaften je-
doch ein aktiver Bestandteil der Resistance 
und beteiligten sich am gewerkschaftlichen

31) Text bei Lorwin, S. 315 ff.
32) Ehrmann, S. 262 ff.



Kampf gegen die deutsche Besatzung durch 
Streiks und Sabotage. Das Aktionsbündnis be-
währte sich bei großangelegten Aktionen 
während der Befreiung, insbesondere wäh-
rend des am 18.8.1944 ausgerufenen Gene-
ralstreiks, der die inneren 
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zur Befreiung von Paris schuf ).

Nach der Befreiung gewannen beide Gewerk-
schaften gewaltig an Mitgliedern: die C.G.T. 
erreichte erneut ihre höchsten Zahlen aus der 
Zeit der Volksfront 1936 mit rd. fünfeinhalb 
Millionen, die C.F.T.C. mit etwa einer Drei-
viertelmillion einen absoluten Höchststand. 
Da diese auch jetzt auf ihrer organisatorischen 
Eigenständigkeit beharrte, wurde der ein-
heitsgewerkschaftliche Ansatz in Frankreich 
auf ein kommunistisch-sozialistisches Bündnis 
reduziert. Aber auch dieses erwies sich im 
Vergleich mit Italien als weniger geschlossen, 
da die französischen Sozialisten wenigstens 
teilweise ihre Kontinuität bewahrt hatten und 
auf eine geschlossenere und erfolgreichere 
Tradition zurückgreifen konnten. Anders als 
die linke Mehrheit der italienischen Soziali-
sten grenzte sich die S.F.I.O. von der P.C.F. 
organisatorisch ab und schuf in der Regie-
rung durch Zusammenarbeit mit der M.R.P., 
einer damals überwiegend fortschrittlichen 
katholischen Massenpartei, ein Gleichgewicht 
gegenüber dem Sog des kommunistischen 
Koalitionspartners. Diese Distanz konnte auf 
die Dauer auch die Einheitsgewerkschaft 
nicht ausnehmen, da diese in der Lähmungs-
krise weniger als wirtschaftlicher Interessen-
verband denn als ordnungspolitisches Instru-
ment wirkte. Sie zeigte sich seit 1946 durch 
eine zunehmende sozialistische Fraktionie-
rung innerhalb der C.G.T., die sich insbeson-
dere der kommunistischen Kaderpolitik und 
der Umwandlung der Gewerkschaft in einen 
politischen Massenverband widersetzte. Auf 
beiden Gebieten bezahlten die Sozialisten 
ihre ambivalente Bündnispolitik mit beträcht-
lichen Verlusten an Wählern bzw. gewerk-

schaftlichen Anhängern sowie mit innerpar-
teiliche 34n Zerreißproben ).
Auf der anderen Seite war es das Verdienst 
des mit den beiden großen Gewerkschaften 
verbündeten Systems der drei Regierungspar-
teien, daß ein großer Teil der im Programm 
des „Nationalen Befreiungsrates" vorgesehe-
nen Strukturreformen 1945/46 in die Wirk-
lichkeit umgesetzt wurde: Nationalisierung 
der Bodenschätze, großer Verkehrsbetriebe, 
der größten Banken und Versicherungsgesell-
schaften, Enteignung von Kollaborateuren 
(insbesondere der Renault-Werke), Einrich-
tung wirtschaftlicher Planungsinstrumente 
des Staates, Beteiligung der Gewerkschaften 
und Verbraucherverbände an der Aufsicht 
über die nationalisierten Unternehmen, ge-
setzliche Absicherung der Betriebsräte, Aus-
bau der Sozialversicherung. Mochte auch die-
se Politik noch gegenüber sozialistischen For-
derungen zurückbleiben, so kam sie doch von 
allen derartigen Versuchen im westlichen Be-
reich der wirtschaftsdemokratischen Zielvor-
stellung in der Praxis am nächsten 35).

33) Programm des C. N. R. und Vorschlag der C. G. 
T. hierfür bei H. Michel/B. Mirkine-Guetzevitch 
(Hrsg.), Les Idees politiques et sociales de la 
Resistance, Paris 1954, S. 199 ff., 215 ff. Dem Vor-
schlag der CGT waren kommunistische und sozia-
listische Sondervoten beigegeben, aus denen her-
vorging, daß die KP für die Wiederherstellung der 
Sozialgesetzgebung der Volksfront, die Sozialisten 
aber für einen großen Bereich entschädigungsloser 
Sozialisierungen eintraten. Zur Haltung der 
C.F.T.C. vgl. Adam S. 93 ff.; Lefranc, S. 16 ff.; 
außerdem wurde die C. G. T. — ähnlich wie der 
DGB — als Einheitsgewerkschaft durch die Grün-
dung von Angestelltengewerkschaften beeinträch-
tigt, vor allem der Confederation Generale des 
Cadres. H. Lange, Wissenschaftlich-technische Intel-
ligenz — Neue Bourgeoisie oder neue Arbeiter-
klasse?, Köln 1972.

34) B. D. Graham, The French Socialists and Tripar- 
tisme 1944—1947, London 1965, bes. S. 184 ff.
35) Zu den Nationalisierungen s. H. Raidl, Unter-
nehmen und Institutionen der öffentlichen Wirt-
schaft in Frankreich, in: W. Weber, S. 97 ff.; M. 
Bye, Nationallization in France, in: M. Einaudi, 
Nationalization, S. 238 ff.; den Vergleich zu Eng-
land in: W. A. Robson (Hrsg.), Problems of na- 
tionalized industry, London 1952, S. 238 ff. Zur Par-
tizipation vgl. Leminsky, a. a. O., S. 70 ff.; P. Du-
rand, Die Beteiligung der Arbeitnehmer an der 
Gestaltung des wirtschaftlichen und sozialen Le-
bens in Frankreich, Luxemburg 1962. Zur Planung 
und ihrer Veränderung P. Bauchet, La planification 
francaise, Paris 1966.

36) Zur Produktionskampagne der KPF und zu den 
Streiks bis zur Entlassung aus der Regierung: 
Lefranc, S. 29 ff., 42 ff.; Braunthal, Bd. 3, S. 61—5; 
Lorwin, S. 105 ff.; Graham, S. 252 ff. Rieber, S. 
310 ff., 347 ff.; Duclos u. a., Manuel, S. 469 ff.

Die Strukturreformen lösten jedoch die wirt- 
schafts- und finanzpolitische Problematik des 
Wiederaufbaus nicht. Vielmehr ergab sich 
durch die Vermeidung eines wirksamen La-
stenausgleichs und die schrittweise Liberali-
sierung der Wirtschaft ein ähnlicher Wider-
spruch zwischen bürgerlicher Rekonsolidie- 
rung auf der einen Seite und Unterversorgung 
und Unterbeschäftigung der Arbeiter auf der 
anderen, wie er für Italien mit seinen weit 
weniger eingreifenden Strukturreformen cha-
rakteristisch war. Auch die Führung der 
P.C.F. konnte dem ökonomischen Druck ihrer 
Basis — am wichtigsten war ein umfassender 
Lohnstreik auf den nationalisierten Zechen — 
nicht dauernd aus politischen Gründen wider-
stehen und mußte schließlich widerstrebend 
die Führung eines spontanen Streiks in ihrer 
Hochburg Renault übernehmen36 ). Der sozia-



listische Regierungschef, der mit den USA 
über Kapitalhilfe verhandelte, nahm dies zum 
Anlaß, die K.P.F. aus der Regierung zu entlas-
sen. Obschon in die Opposition gedrängt, ver-
hielt sich die kommunistische Parteiführung 
noch über Monate des Frühsommers 1947 hin-
weg als „Partei der Regierung“, aber in der 
staatlichen Lenkung war im Takt mit der 
amerikanischen Initiative in Europa eine Ge-
wichtsverlagerung nach rechts eingetreten. 
Diese Entwicklung förderte entscheidend die 
Fraktionierung innerhalb der C.G.T., die mit 
der Abspaltung der sozialistischen Force Ou- 
vriere (C.G.T./F.O.) endete, nachdem die Kom-,

V. Einheitsbewegung ohne

Daß die einheitsgewerkschaftliche Bewegung 
der frühen Nachkriegs jähre zwar ohne sozia-
listisch-kommunistische Zusammenarbeit un-
denkbar, aber doch kein bloßes Ergebnis ei-
ner kommunistischen Übermacht war, wie 
dies vielleicht die Entwicklung in den roma-
nischen Ländern vermuten lassen könnte, 
zeigt der Vergleich mit England. Die KP 
Großbritanniens war zwar nach ihrem Ein-
schwenken auf die Volksfrontlinie und na-
mentlich seit 1941 aus ihrer sektenhaften Iso-
lierung herausgekommen und errang während 
des Krieges die Führung in einer Reihe ge-
werkschaftlicher Einzelverbände bzw. Regio-
nalorganisationen. Die Auseinandersetzungen 
über die Aufnahme der KP als korporatives 
Mitglied in die Labour Party zeigten jedoch, 
daß die Kommunisten und ihre Fürsprecher 
1943 nur wenig mehr als ein Drittel, 1946 
nicht einmal mehr ein Fünftel der Stimmen 
auf den gewerkschaftlich dominierten Partei-
tagen abgeben konnten, wobei die Fürspre-
cher ihrerseits eine große Mehrheit über die 
eigentlichen kommunistischen Militanten aus-
gemacht haben dürften38). Zwar war deren 
Stellung im Gewerkschaftskongreß T.U.C. we-
sentlich stärker, zumal die Grenzen zum übri-
gen linken Flügel fließend waren; gleichwohl 

37) Zur Spaltung und den voraufgegangenen sog. 
Molotow-Streiks s. Lefranc, S. 52 ff.; Lorwin, S. 
119 ff.; Barjonet, S. 49 ff., der die Mitwirkung des 
amerikanischen Geheimdienstes an der Bildung der 
F. O. betont (s. u.). Aus syndikalistischer Sicht P. 
Monatte, Trois Scissions syndicales, Paris 1958, 
S. 176 ff.; aus kommunistischer Sicht Duclos u. a., 
S. 507 ff.; und bes. Bruhat/Piolot, S. 193 ff.; aus der 
Sicht der F. O. selbst: G. Vidalenc, Die französische 
Gewerkschaftsbewegung, Köln 1953, S. 60 ff.; A. 
Bergeron, F. O., Paris 1972, S. 24 ff.
38) Braunthal, Bd. 3, S. 24 ff.; H. Pelling: British 
Communist Party, London 1958.

39) s. Anm. 16.
40)  Zum Einfluß der Arbeiterbewegung auf die Re-
gierung H. Pelling, A History of British Trade 
Unionism, Harmondsworth 1971, S. 210 ff.; P. Oehl-
ke, Grundzüge der Entwicklung der britischen Ge-
werkschaftsbewegung, in: Das Argument AS 2 
(1974) S. 65 ff. bes. S. 91 ff.; E. Bandholz, Die eng-
lischen Gewerkschaften, Köln 1961, S. 41 ff.; sowie 
zum Beitrag der beiden wichtigsten Gewerkschafts-
führer W. Citrine, Two Careers, London 1967 und 
A. Bullock, The Life and Times of Ernest Bevin, 
Bd. 2, London 1967.

munisten die Gewerkschaft zur Entfesselung 
der schon aus Italien bekannten politischen 
Streiks gegen den Marshallplan benutzt hat-
ten. Zwar blieben diese auch in Frankreich in 
der Demonstration stecken, aber wie in Itali-
en hatte die herausragende Beteiligung der 
KP an der Befreiungsbewegung und an der 
Nachkriegskoalition bewirkt, daß die Spal-
tung der Kader der Einheitsgewerkschaft kei-
nen entsprechenden Mitgliederabfluß nach 
sich zog. Die C.G.T. blieb die beherrschende 
politisch-ökonomische Interessenvertretung 
der französischen Arbeiter, die F.O. eine auch 
im Vergleich mit der C.F.T.C. relativ unbe-
deutende Richtungsgewerkschaft37 ).

Einheitsorganisation, Strukturreform 
ohne Mitbestimmung: England

ist dieser sicher nicht allein oder unmittelbar 
verantwortlich für die epochale T.U.C.-Initia- 
tive zur Überwindung der Spaltung der inter-
nationalen Gewerkschaftsbewegung. Diese 
entsprang vielmehr der Lage von 1941, als 
nur noch die Sowjetunion und Großbritannien 
die bedrängten Kriegsgegner des deutschen 
Faschismus waren und der T.U.C. dies zum 
Anlaß nahm, eine sowjetisch-britische Ge-
werkschaftskommission zu initiieren. Dieser 
Ansatz wurde in den folgenden Jahren zur 
Gründung eines einheitlichen Weltgewerk-
schaftsbundes am 30.5.1945 ausgeweitet, der 
kommunistische, frei- und einheitsgewerk-
schaftliche Organisationen mit Ausnahme der 
Föderation der gewerkschaftlichen Industrie-
verbände in USA, A.F.L., zusammenführte39 ). 
Ähnlich wären ohne das politische Gewicht 
des linken, weit über die Kommunisten hin-
ausgehenden Flügels des T.U.C. die großen 
sozialpolitischen Fortschritte der Kriegskoali-
tion und der Labour-Regierung schwerlich zu-
stande gekommen. Andererseits waren auch 
diese epochenmachenden Reformen auf den 
Gebieten Sozialversicherung, öffentliche Ge-
sundheitsfürsorge, Bildungsreform und Städte-
bau eher liberalen und technokratischen In-
novationen zu verdanken als aus sozialisti-
schen oder gar marxistischen Theorien abzu-
leit 40en ).



Neben der Initiative zur politischen Gewerk-
schaftseinheit und den sozialpolitischen Fort-
schritten gab es vom linken Flügel weniger 
abhängige Entwicklungstendenzen, welche 
die britischen mit den kontinentalen Perspek-
tiven der Einheitsgewerkschaft verbanden. Zu 
nennen sind zunächst die großen Organisati-
onsfortschritte des T.U.C., mit denen die Nie-
derlagen der Zwischenkriegszeit mehr als 
wettgemacht wurden. Das Rückfluten alter 
Mitglieder in die Organisation und deren Zu-
gewinn verteilten sich nicht gleichmäßig auf 
alle Verbände der stark in Berufs- und Regio-
nalorganisationen zersplitterten englischen 
Gewerkschaftsbewegung, sondern stützten na-
mentlich die großen Verbände und hier wie-
derum jene im T.U.C. Gegenüber 1930 hatte 
sich 1945 die durchschnittliche Größe der 
T.U.C.-Verbände verdoppelt, ihre Anzahl um 
10% auf 192 gesenkt, ihre Gesamtmitglied-
schaft auf sechseinhalb Millionen nahezu ver-
doppelt, von denen sich über die Hälfte in 
sechs Großgewerkschaften konzentrierte. Der 
Anteil der im T.U.C. vereinigten Gewerkschaf-
ten an allen Gewerkschaftsmitgliedern erreich-
te einen auch später nicht mehr erreichten 
Höchststand von 84,7 °/o. Auch in den ersten 
fünf Nachkriegsjahren ist die Konzentration 
zugunsten der Großverbände weitergegangen, 
der T.U.C. konnte jedoch sein Monopol pro-
portional bis zur Mitte der 60er Jahre nicht 
weiter ausdehnen. Gegenüber dem Ende des 
Ersten Weltkrieges war am Ende des Zwei-
ten die Anzahl der Einzelgewerkschaften hal-
biert, wenngleich mit 780 immer noch sehr 
hoch. Angesichts der außerordentlich schwie-
rigen, zersplitterten Voraussetzungen kann je-
doch festgestellt werden, daß in der Kriegs-
und unmittelbaren Nachkriegsphase eine er-
hebliche Ausweitung der Mitgliedschaft mit 
entschiedenen Fortschritten in die Richtung 
vereinheitlichender Organisationen zur Zu-
sammenfassung in einem nationalen Gewerk-
schaftskartell und zu großen Industriegewerk-
schaften verbunden war. Zusammen mit der 
im Krieg erfolgten Öffnung nach links wird 
deshalb auch unter den spezifisch britischen 
Voraussetzungen die Perspektive der Einheits-
gewerkschaft in politischer und organisato-
rischer Hinsicht erkennbar 41 ).

41) P. E. P. (Hrsg.), British Trade Unionism, Lon-
don 1948, S. 5 ff.; Tabellen auch bei Pelling, Trade 
Unionism, S. 280 ff.

42) Um einen Lohnstopp oder ähnliche Regierungs-
kontrollen zu vermeiden, schuf Bevin durch Order 
1305 vom 10. 6. 1940 institutionalisierte Tarifver-
handlungen mit Zwangsschlichtung bei Verbot von 
Streik und Aussperrung. J. Lovell/B. C. Roberts, 
A short History of the T. U. C. London 1968, S. 
146 f.; zu den Institutionen: P. E. P., S. 35 ff.; zum 
Widerstand gegen die Maßhaltepolitik der Re-
gierung: Pelling, Trade Unionism, S. 216 f., 224 ff.; 
Oehlke, S. 92.
43) Zu den Versuchen der Regierung, durch Lohn-
stabilisierung die außenwirtschaftliche Krise Eng-
lands zu mildern, die 1948 zu einem bis 1951 ein-
gehaltenen Lohnstoppabkommen mit dem TUC 
führte, vgl. G. A. Dorfman, Wage Politics in Bri-
tain 1945—1967, London 1974, bes. S. 51 ff.; Kritik 
aus kommunistischer Sicht bei Oehlke, S. 97 ff.
44) Pelling, Trade Unionism, S. 282 f.

Diese Fortschritte wären ohne eine gemeinsa-
me Politik nicht denkbar gewesen. Obwohl es 
gegen Ende des Krieges zunehmend spontane 
Lohnstreiks gab, blieben seit 1941 die Führun-
gen des T.U.C., der Labour-Party und der KP 
bei der Unterstützung der Bemühungen der 

Regierung Churchill um die Erhöhung der 
Produktion und die Stabilisierung der Löhne. 
Bevin, der prominenteste Gewerkschaftsver-
treter im Kabinett, konnte sogar als Arbeits-
minister durchsetzen, daß organisierte Streiks 
für illegal erklärt wurden, eine Regelung, 
welche die Labour-Regierung bis 1951 verlän-
gerte 42).  Produktionssteigerung, Lohnstabili-
sierung und Streikvermeidung bei Vollbe-
schäftigung sollten sich jedoch in der sich 
nach dem Krieg verschärfenden englischen 
Finanz- und Außenwirtschaftskrise als Zer-
reißprobe zwischen Labour-Regierung und 
T.U.C. und hier wiederum zwischen Linken 
und Rechten, Basis und Führung erweisen43 ). 
Die in mehr oder minder spontanen Streiks 
ohne gewerkschaftliche Organisation verbrach-
ten Arbeitstage sprechen eine beredte Sprache: 
1944 3,7 Mio., 1945 2,8 Mio., 1946 2,1 Mio., 
1947 2,4 Mio. Unter dem Lohnstopp von 1948 
senkte sich die Ziffer der Streiktage unter die 
2-Millionen-Grenze, um sie erst 1952 wieder 
zu überschreiten 44 ).

Charakteristisch schließlich für die trade- 
unionistische Abwandlung der epochalen ein-
heitsgewerkschaftlichen Bewegung ist die 
Haltung des T.U.C. zum Programmkomplex 
der Strukturreformen. Großbritannien entwik- 
kelte in der Rekonstruktionsphase nicht nur 
die staatlichen Planungsinstrumente der 
Kriegswirtschaft weiter, sondern die Labour- 
Regierung, maßgeblich getragen vom T.U.C., 
führte eine Serie spektakulärer Nationalisie-
rungen durch, beginnend mit der Bank of 
England, dem Transportgewerbe und anderen 
infrastruktureilen Schlüsselbereichen wie 
dem Gesundheitswesen sowie der Elektrizi- 
täts- und Gaswirtschaft über die Verstärkung 
öffentlicher Planungs- und Enteignungsrechte 
für die Gründung neuer Städte bis zu Kohle 
und Stahl. Sicher waren diese Maßnahmen 
nicht auf Druck der Kommunisten zustande-
gekommen; sie entsprachen weit eher der 
technokratischen Tradition der rechtssozial-



demokratischen Fabier, ja es ist überhaupt in 
Zweifel gezogen worden, ob derartige Teilso-
zialisierungen im Interesse der Arbeiterklasse 
lägen45 ). Die Nationalisierungen der Labour- 
Regierung hatten (wenn auch z. T. durch die 
Deckung eines Nachholbedarfs) einen größeren 
Umfang als in irgendeinem anderen westli-
chen Land in dieser Phase und überstiegen 
auch die kurzfristigen Ziele der Arbeiterbe-
wegung in Westdeutschland.

45) Aus der Literatur zu den britischen Nationalisie-
rungen seien hier nur erwähnt: E. F. Schumacher, 
Die Sozialisierung in Großbritannien, in: W. Weber, 
S. 1 ff.; die Bestandsaufnahme bei W. A. Robson 
(Hrsg.), Problems; B.W. Lewis, British Planning 
and Nationalization, New York/London 1952; D. 
Goldschmidt, Stahl und Staat, Stuttgart Düsseldorf 
1956 (hier auch zur Reprivatisierung). Zur Kritik 
der gemischten Wirtschaft aus marxistischer Sicht 
z. B. A. Glyn/B. Sutcliffe, British Capitalism, Wor-
kers and the Profits Squeeze, Harmondsworth 
1972, S. 162 ff.

46) H. A. Clegg, Industrial Democracy and Na-
tionalization, Oxford 1955; für die innergewerk- 
schaftliche Opposition dagegen K. Coates/T. Top-
ham, The New Unionism — the Case for Workers' 
Control, London 1972, S. 109 ff. Vgl. Leminsky, 
S. 21 ff.; W. W. Haynes, Nationalization in Practice: 
The British Coal Industry, London 1953, Kap. 9 ff.

Ganz im Gegensatz zum Kontinent wollten 
die englischen Gewerkschaftsführungen aber 
nicht an der Leitung der nationalisierten Un-
ternehmen beteiligt werden, es sei denn ver-
mittelt über den parteipolitischen und staatli-
chen Lenkungsapparat. Aus ihrer Tradition 
heraus verstanden sie Mitbestimmung einer-
seits als Ausdruck eines linken Syndikalis-
mus, wie er sich ihnen in der innerbetriebli-
chen Konkurrenz der Shop-Stewards, des Guild 
Socialism und der Workers Control nach 
dem Ersten Weltkrieg dargeboten hatte, und 
andererseits als Bedrohung gewerkschaftli-
cher Kampfsubstanz durch unternehmer- 
freundliche Konsultativausschüsse in den Be-
trieben. Die Gewerkschaftsführer wollten das 
Prinzip der Tarifautonomie auch im nationali-
sierten Sektor nicht beeinträchtigen. Entspre-

chend der englischen Demokratietradition 
legten sie industrielle Demokratie als Über-
tragung der parlamentarischen Auseinander-
setzung zwischen Regierung und Opposition 
auf den oppositionellen Kampf der Arbeiter 
um ihre Arbeits- und Lebensbedingungen 
auch gegen die nationalisierten Untemeh- 
mensregierungen aus. Gewerkschaftliche Teil-
nahme an der Unternehmensleitung lasse am-
bivalente Verantwortlichkeiten entstehen, 
was angesichts verbreiteter Selbsttätigkeit 
der Basis in der britischen Arbeiterbewegung 
hieß: eine Legitimitätskrise der Gewerkschafts-
führungen. Der T.U.C. unterstützte deshalb 
die Nationalisierungspolitik im Sinne erhöh-
ter gesamtwirtschaftlicher Rationalität, lehnte 
aber seine Beteiligung an der Führung und 
Kontrolle dieser Betriebe ab. Als Kompromiß 
wurden jedoch eine Reihe der bedeutendsten 
Gewerkschaftsführer in die Aufsichtsorgane 
der nationalisierten Sektoren berufen, die da-
durch jedoch ihre gewerkschaftlichen Funk-
tionen verloren. Freilich konnte damit der 
Vorwurf, Pfründen für die gewerkschaftlichen 
Eliten geschaffen zu haben, nicht vermieden 
werden, der auftauchte, sobald sich heraus-
stellte, daß Lage und Löhne der Arbeiter 
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sich 
durch die Nationalisierung ihrer Betriebe 
nicht grundlegend veränderten ).

VI. Versagte Einheitsgewerkschaft und vertagte Strukturreformen:
Westdeutschland

Zwar lassen sich auch für das besetzte 
Deutschland und insbesondere die Westzonen 
ähnliche einheitsgewerkschaftliche Entwick-
lungsrichtungen in der Organisations- und 
Funktionsfrage feststellen wie in den anderen 
großen Industrieländern Europas. Im Vergleich 
erscheint als deutsches Kennzeichen jedoch 
der Widerspruch zwischen besonders gerin-
gen machtpolitischen Entfaltungsmöglichkei-
ten der Arbeiterbewegung und einer umfas-
senden programmatischen Erwartung in Ge-
stalt einer gemeinwirtschaftlichen Utopie. In 
der Literatur besteht die Gefahr, diese Per-
spektive mit der erzwungenen Rolle der Basis 
bei der Gründung der Gewerkschaften zu ei-
nem dynamischen sozialistischen Potential zu 

synthetisieren, dem repressive Besatzungs-
mächte als rein exogene Faktoren gegenüber-
gestellt werden. Wird aber die Frage nicht 
beantwortet, warum namentlich Franzosen 
und Amerikaner dazu in der Lage waren, eine 
zügige Herausbildung einer Einheitsgewerk-
schaft in Deutschland zu verhindern und die 
Realisierung grundlegender Programmpunkte 
teils zu untersagen, teils zu vertagen, wird 
der problematische Kontrast im Theorie-Pra-
xis-Verhältnis verfehlt.

Die Chance wie auch das Haupthindernis 
der einheitsgewerkschaftlichen Bewegung in 
Deutschland lassen sich darauf zurückführen, 
daß hier die Arbeiterbewegung durch den Fa-
schismus eine so fundamentale Niederlage er-
litten hatte, daß sie in organisierter Form 
überhaupt verschwunden war. Der Ausfall de-
mokratischer Gegengewichte — liberaler In-
stitutionen und der organisierten Arbeiterbe-



wegung — ermöglichte erst den selbstde-
struktiven Amoklauf, den die kapitalistische 
Gesellschaft in Deutschland unter Führung 
der Nationalsozialisten 1933 antrat. Insofern 
weist der Verlust der nationalen Souveränität 
am Kriegsende, der auch die Entwicklung von 
Parteien und Gewerkschaften unmittelbar von 
den jeweiligen Interessen der Siegermächte 
abhängig machte, auf das gemeinsame und je-
weilige Versagen der Organisationen gegen-
über dem Nationalsozialismus in der Welt-
wirtschaftskrise zurück. Die Selbstisolierung 
der RGO und die „Gleichschaltung von in-
nen" 47 ), mit der freie und christliche Ge-
werkschaftsführer ihre Organisationen auch 
im Dritten Reich zu bewahren hofften, hatten 
teils die Einheit der Gewerkschaften, teils die 
Mobilisierung ihrer Kampfkraft verhindert. 
Gemeinsamer Kampferfahrung bar, konnte die 
Arbeiterklasse nicht zu gemeinsamem effekti-
ven Widerstand ge 48leitet werden ).  Die Ver-
folgung gewerkschaftlicher und parteipoliti-
scher Kader im Faschismus trieb diese, wo 
nicht in Haft und Tod, in die Vereinzelung 
der inneren und äußeren Emigration.

Es war jedoch bezeichnend für den Klas-
sencharakter gewerkschaftlicher Organisation 
(im Unterschied zum Sammlungscharakter 
parlamentarischer Parteien), daß die organisa-
torische Einigung der Arbeiterbewegung bei 
den Vorüberlegungen im Widerstand und in 
der Emigration ihre größten Fortschritte auf 
gewerkschaftlichem Gebiet erzielte. Die ge-
meinsame Tendenz zur organisatorischen und 
politischen Vereinheitlichung meinte jedoch 
nicht, daß überall nach Form und Inhalt die-
selbe verfolgt worden wäre. In der Emigra-
tion reflektierten die Ansätze der deutschen 
Gewerkschaftsgruppen unübersehbar die 
Grundströmungen ihrer Gastländer; ähnliches 
läßt sich auch für Deutschland behaupten, in-
sofern im gewerkschaftlichen Widerstand 
velfach die DAF als Ausgangspunkt einer 
demokratischen Gewerkschaftsentwicklung 

hingenommen wurde. Organisatorisch lassen 
sich im wesentlichen drei Haupttypen unter-
scheiden: Spitzenfunktionäre des ADGB und 
der christlichen Gewerkschaften im Wider-
stand und in der Schwedischen Emigration 
wollten die nach Industrieverbänden geglie-
derte DAF in einem Prozeß demokratischer 
Evolution ihrer korporativistischen Züge ent-
kleiden49). Die Kommunisten vertraten das 
an die Erfahrung in ihren romantischen Hoch-
burgen angelehnte Modell der sog. „Eintopf-
gewerkschaft", einer politischen Einheitsge-
werkschaft, in der die politische Machtbil-
dung auf lokaler, regionaler und nationaler 
Ebene die überhand gegenüber der ökonomi-
schen Orientierung der Industrie- und Bran-
chenverbände haben sollte50 ). Im Bannkreis 
des Internationalen Gewerkschaftsbundes ent-
wickelte die gewerkschaftliche Emigration in 
England hingegen ein Modell, das den organi-
satorischen Akzent weniger eindeutig setzte 
und anstelle der politischen Vereinigung von 
Sozialdemokraten und Kommunisten mit der 
Betonung parteipolitischer Neutralität mehr 
als Angebot an die christlichen Gewerkschaf-
ten zu ver 51stehen war ).

47) Beier, Einheitsgewerkschaft, S. 230.
48) Zwar sind viele Gewerkschafter von den Na-
tionalsozialisten politisch verfolgt worden und all-
gemein ein Verbindungs-Halten der früheren Ge-
werkschafter, Besprechungen über Wiederaufbau-
pläne nach dem Faschismus wie auch heroische 
Einzelaktionen belegbar, aber es kam weder zu 
aktivem Massenwiderstand noch zu organisierten 
Putschversuchen aus der Arbeiterbewegung heraus. 
H.-G. Schumann, Nationalsozialismus und Gewerk-
schaftsbewegung, Hannover 1958; H. Bednareck, 
Gewerkschafter im Kampf gegen die Todfeinde 
der Arbeiterklasse und des deutschen Volkes 
1933—1945, Berlin (DDR) 1966; H. Esters/H. Fei-
ger, Gewerkschafter im Widerstand, Hannöver 
1967; L. Reichhold, Arbeiterbewegung jenseits des 
totalen Staates — Die Gewerkschaften und der 
20. Juli 1944, Köln/Stuttgart/Wien 1965.

Alle drei Modelle wurden, sobald die Alliier-
ten Deutschland besetzten, in den lokalen ge-
werkschaftlichen Gründungsversuchen viru-
lent; daneben gab es Varianten wie lokale 
Betriebsobleutebewegungen sowie die Wie-
deranknüpfung branchengewerkschaftlicher 
Funktionäre an ihr früheres Geschäft. Maß-
geblich für die Vermittlung dieser Modelle in 
die örtlichen Gründungsgruppen war die in 
der bisherigen Literatur unterschätzte Bedeu-
tung der Rückkehr zahlreicher Gewerkschaf-
ter aus der Emigration, die häufig mit den er-
sten alliierten Truppen bereits nach Deutsch-
land kamen. Allgemein bekannt ist dies von 
den KP-Gruppen, die der Roten Armee atta- 
49) Vgl. Borsdorf, S. 394 ff. Hier auch zur zeitweili-
gen Taktik der KPD, im Kampf gegen den National-
sozialismus in den Institutionen der DAF zu arbei-
ten. Vgl. auch Anm. 22.
50) Zur Berliner FDGB-Gründung s. Klein, S. 232 ff.; 
W. Conze, Jakob Kaiser, Politiker zwischen Ost 
und West, Stuttgart 1969, S. 11 ff.; daneben vgl. 
K. Blank, Beiträge zum innerdeutschen Gewerk-
schaftsdialog, Bonn 1971, Bd. 1, S, 15 ff.; G. Griep/ 
Ch. Steinbrecher, Die Herausbildung des Freien 
Deutschen Gewerkschaftsbundes, Berlin (DDR) 
1968; K. Fugger, Geschichte der deutschen Gewerk-
schaftsbewegung, Berlin (Ost) 1949, Wiederdr. Ber-
lin (West) 1971, S. 251 ff. Die Bedeutung der CGT 
bei der Herausbildung der Gewerkschaftskonzep-
tion der Komintern und der KPD 1935 betont: H. 
Bednarek, Die Gewerkschaftspolitik der KPD 
1935—1939, Berlin (DDR) 1969, S. 121 ff. u. ö.; die 
Erfahrungen der anderen kommunistischen Parteien 
(insbes. der italienischen) nach 1943 für die Bünd-
nispolitik des ZK der KPD: Laschitza, S. 125. Vgl. 
im übrigen Anm. 52.
51) Klein, S. 108 f.; Borsdorf, S. 398. 



citiert waren; auch im Westen gab es jedoch 
zahlreiche Delegierte des „Nationalkomitees 
Freies Deutschland für den Westen", die aus 
Frankreich, der Schweiz und Belgien vor al-
lem nach West- und Süddeutschland ge-
schleust wurden. Schließlich ist eine Gruppe 
von Sozialdemokraten aus der englischen 
Emigration zu nennen, die als Mitarbeiter des 
amerikanischen Nachrichtendienstes „OSS" 
sogleich in den wichtigsten deutschen Groß-
städten eingesetzt wurden und, obwohl in nur 
beratender Funktion, durch ihren Informati-
onsvorsprung und ihre Beziehungen bedeu-
tende programmatisc

52
he und organisatorische 

Hilfestellung gaben ).

Dieser mittelbaren Hilfe standen sehr unmit-
telbare Eingriffe der Alliierten in die gewerk-
schaftliche Selbstorganisation gegenüber. Die 
Sowjets förderten das Modell der „Eintopfge-
werkschaft" als Zonen- und möglichst Reichs-
verband mit zentraler, von oben parteipoli-
tisch zusammengesetzter Leitung, für das 
auch in anderen Zonen bei starker kommuni-
stischer Beteiligung gewöhnlich der Name 
FDGB gewählt wurde. Alle Besatzungsmächte 
gaben der Rückwandlung der DAF zur Ge-
werkschaft, wie sie z. B. Hans Böckler in Köln 
und Markus Schleicher in Stuttgart anstreb-
ten, keine Chance. Die Amerikaner favorisier-
ten Gewerkschaften als branchenmäßig orga-
nisierte ökonomische Interessenvertretung. 
Engländer und Amerikaner erzwangen mit ei-
nem Stufenplan den Aufbau der Organisatio-
nen von der betrieblichen und lokalen Ebene 
her und verhinderten damit eine schnelle ge-
werkschaftliche Machtbildung bei höheren 
Führungskadern der Weimarer Zeit, während 
die Franzosen Landesverbände zuließen, aber 
dem Zusammenschluß von Reichsgewerk-
schaften zähen Widerstand entgegensetz-
ten53). Neben der Emigration und den Mili-

52) Zum NKFD für den Westen und zur deutschen 
Sprachgruppe in der CGT vgl. Klein, S. 111 ff.; K. 
Pech, An der Seite der Resistance, Frankfurt 1974, 
S. 263 ff.; H. Duhnke, Die KPD von 1933 bis 1945, 
Köln 1972, S. 407 ff.; zur Zusammenarbeit des OSS- 
Labor-Desk in London mit dem IGB: P. H. Smith, 
OSS, Berkeley 1972, S. 204 ff. (U. Borsdorf und der 
Vers, werden diesen Komplex für Deutschland 
demnächst näher dokumentieren.)
53) Zur Gründungsgeschichte der Gewerkschaften 
in dem von den Besatzungsmächten gesetzten Rah-
men vgl. die in Anm. 11 u. 13 genannte einschlägige 
Lit. Dabei wird nicht immer realisiert, daß die 
wesentlich von Sozialisten und Kommunisten ge-
tragene französische Regierung ihre Obstruktions-
politik in der 9. Sitzung des Alliierten Kontrollrats 
am 20. 10. 1945 damit begann, daß sie die von den 
anderen drei Mächten gewünschte gesamtdeutsche 
Gewerkschaftsbildung verhinderte: U. S. Dep. of 
State, (Hrsg.), Foreign Relations of the United Sta-
tes, Diplomatie Papers 1945, vol. III, Washington 
1968, S. 846—52.

54) Auf Grund englischer und amerikanischer Ge-
werkschaftsmaterialien hierzu jetzt grundlegend 
das dem Vers, freundlicherweise zur Verfügung 
gestellte Manuskript von G. Beier, Probleme der 
Gründung und des Aufbaus westdeutscher Ge-
werkschaften unter dem Primat der Außenpolitik, 
Kronberg 1972 (51 S.). Daneben R. Radosh, Ameri-
can Labor and United States Foreign Policy, New 
York 1969, S. 325 ff. und G. S. Wheeler, Die ameri-
kanische Deutschlandpolitik, Berlin (DDR) 1958, 
Teil II. Für die Beziehungen des WGB zu Deutsch-
land findet sich ein Überblick aus der Sicht des 
FDGB in den Kap. 2—6 von A. Behrendt, Der 
Weltgewerkschaftsbund und die deutschen Ge-
werkschaften, Berlin (DDR) o. J. (1965).
55) Vgl. z. B. Th. R. Fisher, Allied Military Govern-
ment in Italy, in: The Annals 267 (1950), S. 114 ff., 
bes. S. 117 ff.

tärregierungen spielte noch die Aktivität aus-
ländischer Gewerkschaften eine Rolle, die — 
z. T. mit der Besatzungsmacht koordiniert — 
die deutschen Kollegen für die Übernahme ih-
rer eigenen gewerkschaftlichen Organisati-
onsformen und Ziele gewinnen wollten. Am 
längsten engagierte sich die amerikanische 
AFL, die das stufenförmige Wachstumsmodell 
der Militärregierung ablehnte, weil sie von 
ihm, wohl gegen seine Intentionen, eine För-
derung des kommunistischen Einflusses er-
wartete und statt dessen die Bildung ökono-
misch orientierter Industrieverbände in den 
Westzonen unter namhafter Beteiligung der 
reformistischen Gewerkschaftseliten der Vor-
kriegszeit befürwortete. Wichtig wurde dane-
ben eine Delegation des T.U.C., die den Ge-
werkschaftsführern der britischen Zone klar-
machte, daß die Briten sich mit keiner Form 
zentralistischer Einheitsgewerkschaften, seien 
sie nun vom DAF- oder vom KP-Modell her 
entwickelt, einverstanden erklären wür-
de 54 ).
Damit waren in der Organisationsfrage Vor-
entscheidungen getroffen, die darauf hinaus-
liefen, daß der Gewerkschaftsaufbau eine gro-
ße Vielfalt zeigen und zunächst auf der regio-
nalen und Zonenebene stagnieren würde. Von 
vornherein war er auf zwei getrennte Wege 
festgelegt: Einmal den der politischen, zentra-
len Einheitsgewerkschaft im Machtbereich 
der Sowjetunion und in westlichen Lokalor-
ganisationen mit besonders starker kommu-
nistischer Basis, andererseits in unterschiedli-
che, noch weiter verwässerte Varianten des 
ohnehin elastischen Modells der englischen 
Emigration in den Westzonen. Die Dominanz 
der regionalen Organisationsebene dürfte von 
den Westalliierten auch deshalb unterstützt 
worden sein, weil so eine Wiederholung der 
Polarisierung autonomer Machtbildung in der 
lokalen Basis und in der nationalen Spitze der 
Arbeiterbewegung, wie sie in Italien den Ame-
rikanern zu schaffen gemach

55
t hatte, in 

Deutschland vermieden würde ).



Das zweite Grundproblem im Organisatori-
schen war die Frage nach dem Umfang, den 
Interessen und der Spontaneität des gewerk-
schaftlichen Potentials. Seine Organisation 
begann unmittelbar nach der Besetzung, wur-
de auch von den Beteiligten in aller Regel für 
wichtiger gehalten als der Aufbau politischer 
Parteien56 ), und konnte schnell einen großen 
Umfang annehmen. Unabhängig von unmittel-
baren Interessen und parteipolitischen Ein-
stellungen erschien der Eintritt in die sich 
nun bildenden Gewerkschaften, nach wel-
chem Modell sie am einzelnen Ort immer auf-
gebaut werden mochten, großen Teilen der 
Arbeiter und Angestellten als die natürlichste 
und unmittelbarste Reaktion auf ihre Unter-

56) Von wenigen Ausnahmen wie Kurt Schumacher 
abgesehen, galt die Tätigkeit der Arbeiterbewe- 
gung in den ersten Tagen nach der Befreiung der 
Bildung von überparteilichen Aktionsausschüssen 
und von Gewerkschaften bzw. deren Vorformen 
(Betriebsräte, Obleutebewegungen), da die Einheit 
in diesem Bereich unumstritten schien (vgl. Anm. 
58 u. 73). Zugleich machte die Haltung der ameri-
kanischen Militärregierung, die zunächst die Bil-
dung von Gewerkschaften in Aussicht gestellt, poli- 
tische Betätigung aber verboten hatte, gewerk-
schaftliche Arbeit auch als Ersatzpolitik interes-
sant. Für die Gewerkschaftspolitik s. Klein, S. 
134 ff.; für die Lizensierung politischer Betätigung: 
L. Niethammer, Entnazifizierung in Bayern, Frank-
furt 1972, S. 126 ff., 198 ff.
57) Zahlreiche Beispiele hierfür z. B. bei Brandt, 
Hartmann, Klein, E. Schmidt.

58) Lit. zu den Aktionsausschüssen bei Niethammer, 
Entnazifizierung, S. 124 ff. und neuerdings für em-
pirische Untersuchungen aus dem norddeutschen 
Raum Brandt, Christier, Hartmann sowie Niet-
hammer (Hrsg.), Walter L. Dorn — Inspektionsrei-
sen in der US-Zone, Stuttgart 1973, S. 34 ff. Der 
Unterschied zur Radikalität mancher Partisanenbe-
wegungen wird vielleicht am griechischen Beispiel 
am deutlichsten, vgl. D. Eudes, Les Kapitanios, 
Paris 1970.
59) Mit diesem Untertitel wollen umgekehrt 
Schmidt/Fichter auf die Existenz eines radikalen 
Potentials hinweisen. Auf gewerkschaftlicher Ebene 
scheint mir G. Beier, Gründungsphase, S. 40, eine 
ähnliche Fehlakzentuierung zu suggerieren, wenn 
er die Gewerkschaften die „stärkste Macht im 
Interregnum" nennt.

N 
drückung im Dritten Reich. Dabei wurden die 
Gewerkschaften von zwei unterschiedlichen 
Polen her zugleich gegründet, einmal von ge-
wöhnlichen älteren Führungskreisen auf re-
gionaler Ebene, andererseits von der betrieb-
lichen Basis her57 ). Im Unterschied zu Italien 
war die Machtbildung auf beiden Seiten je-
doch wesentlich begrenzter: bei den Führun-
gen durch ihre regionale Zersplitterung; an 
der Basis mangelte es an der Kampferfahrung 
und Militanz der nationalen Befreiungsbewe-
gungen. Ohne das Selbstbewußtsein erfolgrei-
chen Widerstands, vermindert um große, zum 
Kriegsdienst eingezogene Teile der Arbeiter-
schaft und demoralisiert durch die Kluft ge-
genüber der Reservearmee der europäischen 
Zwangsarbeiter im Faschismus war die spon-
tane politische Aktion der deutschen Arbeiter 
vor allem bei der Säuberung verhältnismäßig 
gering. Auf der anderen Seite demonstrierten 
sie z. T. sehr aktiv ihr Interesse an genossen-
schaftlicher Selbsthilfe und gewerkschaftli-
cher Vertretung, um die Produktion wieder 
anzukurbeln, die Arbeitsplätze zu sichern und 
wenigstens ein Minimum an Versorgung zu 
gewährleisten. Diese Arbeiterklasse war viel 
eher als z. B. die Partisanen in Südeuropa ge-
eignet, im Rahmen eines Wachstumspaktes 

zur Überwindung der Lähmungskrise lohnpo-
litische Zurückhaltung in den Gewerkschaf-
ten mitzutragen. Zwar lassen sich auch in 
Deutschland einzelne Beispiele für die aus an-
deren Ländern bekannten Unterschiede zwi-
schen der Mitwirkung der Gewerkschaften an 
der gesamtgesellschaftlichen Rekonstruktion 
und den unmittelbaren Interessen an der Ba-
sis aufzeigen, aber es handelt sich vergleichs-
weise um Andeutungen. Der Abbau des Ein-
flusses der Antifa- und Betriebsausschüsse 
und späteren Betriebsräte im Zuge des ge-
werkschaftlichen und administrativen Auf-
baus verlief undramatisch. Dieselben Aktivi-
sten übernahmen häufig nur eine neue Funk-
tion, durch die sie zwar zur Demokratisierung 
der von regionalen Führungskreisen her ge-
bildeten Gewerkschaftsorganisationen beitru-
gen, zugleich aber auch ihrer Verantwortung 
und Disziplin unterworfen wurden 58 ).

Neben dem geringen Kampfpotential waren 
für die zurückhaltenderen Formen der „Klas-
senkämpfe in den 59 Westzonen" )  die unmit-
telbare Regierung durch die Alliierten und 
die in Deutschland noch verschärfte ökonomi-
sche und infrastrukturelle Lähmungskrise 
verantwortlich. Zugleich verminderten diese 
Bedingungen Gewicht und Einflußmöglichkei-
ten der Gewerkschaften. Wo Planung und 
Lohnstopp nicht durch eine nationale Regie-
rung, die auf die Mitwirkung der Gewerk-
schaftsspitzen angewiesen war, sondern in 
Zonen zerteilt unmittelbar von Militärregie-
rungen erwirkt wurde, ersetzte deren militä-
rische Macht die Integrationskraft der Arbei-
terbewegung im Prozeß der Reorganisatiop 
und Steigerung der Produktion. In dem Maße 
wie Gewerkschaften in Deutschland jedoch 
nicht systemnotwendig waren, gewannen sie 
auch nicht die Positionen, um sozio-ökonomi-
sche Strukturreformen oder doch wesentliche 
sozialpolitische Fortschritte als Preis ihrer 
Mitwirkung zu erreichen. Insofern die Ver-
handlungsposition der Gewerkschaften am



Anfang der Besetzung sehr schwach war, kol-
lidierte sie auch weniger als in anderen Län-
dern mit der ohnehin geringeren Aktivität der 
lokalen und betrieblichen Basis, die an sich 
durch die Lokalisierung der Gesellschaft in 
der Lähmungskrise begünstigt wurde. Viel-
mehr wurden die Energien beider darauf ge-
richtet, überhaupt eine Einheitsgewerkschaft 
gegen die alliierten Beschränkungen aufzu-
bauen. Deshalb waren die ersten Jahre von 
einem Primat der Organisationsfrage be-
stimmt. Und was bei deren Lösung an inte-
grierender Tradition aus gemeinsamem Wi-
derstand gegen den Faschismus fehlen mochte, 
wurde durch den gemeinsamen Widerstand 
gegen die Beschränkung gewerkschaftlicher 
Entwicklungsmöglichkeiten sowie gegen die 
Demontage ersetzt.

Diese Lage änderte sich erst, als die Besat-
zungsmächte planten, z. B. die Kohleproduk-
tion über das erzwingbare Maß hinaus zu 
steigern und sich mit Zwangsmaßnahmen ge-
nerell zurückzuhalten. Prompt stellte sich 
1947 vorübergehend die bekannte Konstella-
tion ein: Produktionssteigerungskampagne, 
Hungerstreiks, Fortschritte bei Mitbestim-
mung und Sozialisierung60 ). Obwohl die 
deutschen Gewerkschaften von den Besat-
zungsmächten an der Wahrnehmung der ge-
samtgesellschaftlichen Funktionen der west-
europäischen Einheitsgewerkschaft zumindest 
bis 1947, z. T. bis 1949 gehindert wurden, grif-
fen sie deren Funktionsbestimmung auf. Sie 
fügten sich als subsidäre Hilfsorgane in den 
von den Alliierten gesteuerten Rekonstrukti-
onsprozeß, denn viele Gewerkschafter glaub-
ten wie Hans Böckler, daß mit dem Wirt-
schaftspotential auch die kapitalistische Wirt-
schaftsordnung hierzulande im Kern getroffen 
sei61 ). Insofern könne man zuerst aus ge-
samtgesellschaftlicher Verantwortung heraus 
am Wiederaufbau helfen und dann immer noch 
sozialisieren und andere Strukturreformen 
durchsetzen. Gerade die Sozialdemokraten, 
die 1945 häufig den Sozialismus als Tagesauf-
gabe betrachteten, stellten diese mit dem 
Wort Kurt Schumachers „Primum vivere, 

60) Zu diesem Zusammenhang im Ruhrgebiet 1947 
vgl. Potthoff, S. 34 ff.; E. Schmidt, S. 74 ff., 134 ff.; 
Schmidt/Fichter, S. 23 ff.; Deppe u: a., Kritik, S. 
58 ff.; Mommsen u. a., Kap. 36 ff.; P. Hüttenberger, 
Nordrhein-Westfalen und die Entstehung seiner 
parlamentarischen Demokratie, Siegburg 1973, S. 
410 ff.; J. Gimbel, Amerikanische Besatzungspolitik 
in Deutschland 1945—1949, Frankfurt 1971, S. 159 ff., 
225 ff.; Mannschatz/Seider, S. 195 ff.; R. Badstübner, 
Restauration in Westdeutschland 1945—1949, Ber-
lin (DDR) 1965, S. 233 ff.
61) „Der Kapitalismus liegt in seinen letzten Zü-
gen" sagte z. B. Hans Böckler 1946 (E. Schmidt, 
S. 68).

deinde philosophari" wieder dahin 62 ) und 
trafen sich damit in der Praxis mit der kom-
munistischen Taktik, durch Bewährung in 
pragmatischer Aufbauarbeit Stärke für eine 
künftige sozialistische Transformation zu ge-
winnen.

Die Wiederanknüpfung an die wirtschaftsde-
mokratische Programmatik 63)  in der Lage 
1945 schien zunächst deren größten Nachteil, 
nämlich den Mangel, eine Strategie zur Er-
zwingung von Sozialisierung, Planung und 
Mitbestimmung zu entwickeln, aufzuwiegen. 
Denn viele glaubten, um dieses Konzept müs-
se man jetzt nicht mehr kämpfen, sondern es 
nur noch durch bloße politische Stimment-
scheidung in eine zur Disposition stehende 
Wirtschaftsordnung einführen. Dabei wäre 
den Gewerkschaften die gesellschaftliche 
Schlüsselstellung eines gemeinwirtschaftli-
chen Ordnungsfaktors zugefallen. Die Ge-
werkschaften selbst wären zum Medium des 
gesellschaftlichen Interessenausgleichs ge-
worden, indem sie die in England bewußt fest-
gehaltene Rolle hintenangestellt hätten unter-
schiedliche Partikularinteressen von Arbeiter-
gruppen in Arbeitskämpfen durchzufechten. 
Durch den erweiterten Sozialisierungskatalog 
und die Forderung nach paritätischer gewerk-
schaftlicher Mitbestimmung ging das deut-
sche Konzept auch erheblich über das franzö-
sische hinaus, obwohl die C.G.T. strategisch 
in einer unvergleichlich günstigeren Position 
gegenüber der Reformkoalition war als die 
zersplitterten deutschen Verbände gegenüber 
den Besatzungsmächten. Für die Mehrheit der 
Gewerkschaftsführer wird man deshalb einen 
unaufgelösten Widerspruch zwischen einer 
überhöhten gemeinwirtschaftlichen Utopie 
und einer praktizierten Wiederaufbaupartner-
schaft mit den Militärregierungen, verbliebe-
nen Unternehmern und staatlichen Organen 
feststellen müssen, deren Konsolidierung die 
Verwirklichung des Programms zunehmend 
unwahrscheinlicher machte. Dieser Wider-
spruch gründete in einer Fehleinschätzung 
der internationalen Interessenlage sowie in 
einem abstrakten gewerkschaftlichen Aufbau-

62) Auf dem Nürnberger Parteitag der SPD 1947 
(Beier, Primat der Außenpolitik, S. 43) — diese 
Äußerung war zwar erst auf die Zustimmung zum 
Marshall-Plan gemünzt, beschreibt jedoch auch die 
Parteipraxis zuvor.
63) Zur Weiterentwicklung der wirtschaftsdemokra-
tischen Tradition in Gewerkschaften und Sozialde-
mokratie vgl. E. Schmidt, S. 61 ff.; H. P. Ehni, Sozia-
listische Neubauforderung und Proklamation des 
„Dritten Weges", in: Archiv für Sozialgeschichte 
13 (1973) S. 131 ff.; R. Blum, Soziale Marktwirtschaft, 
Tübingen 1969, S. 13 ff.; W. Weddigen (Hrsg.), 
Untersuchungen zur sozialen Gestaltung der Wirt-
schaftsordnung, Berlin (West) 1950.



Schema, bei dem Organisation und Funktion 
von Gewerkschaften nicht aufeinander und 
auf die tatsächliche Lage, sondern auf die Er-
wartung künftiger Gemeinwirtschaft bezogen 
waren.

Es verbleibt noch, die Sonderrolle der Kom-
munisten in den Gewerkschaften der Nach-
kriegsjahre zu kennzeichnen. So wie die 
Kommunisten in der SBZ durch zwischenorga-
nisatorische Spitzenverhan

64
dlungen im 

FDGB )  eine Musterform der eingangs be-
schriebenen Form der Einheitsgewerkschaft 
zu gründen versuchten, so kooperierten sie 
auch in den Verbänden der Westzonen und 
sind in ihrem praktischen Verhalten nur in 
Nuancen zu unterscheiden. Gleichwohl dürfte 
es zu weit gehen, wenn vielfach für 1945/46 
gesagt wird, daß parteipolitische Unterschie-
de beim Gewerkschaftsaufbau keine Rolle ge-
spielt hätten; es lassen sich jedenfalls genü-
gend Beispiele aufführen, in denen ehemalige 
freie und christliche Gewerkschafter die Zu-
nahme der Kommunisten im Gewerkschafts-
apparat und insbesondere in den Betriebsrä-
ten als Bedrohung empfanden und nach Kräf-
ten zurückschnitten65). Die Kommunisten 
wollten jedoch die Gewerkschaften durch 
praktizi

66

erte Gemeinsamkeit und Disziplin zum 
Medium der Einheit und ihrer Etablierung 
machen. Tilman Fichter )  hat daran die The-
se geknüpft, daß dieser Weg der Veranke-
rung und Mobilisierung an der Basis realisti-
scher gewesen sei als die Losung vom Sozia-

64) Vgl. Anm. 50. Ähnlich wie CGIL und die ver-
einigte CGT wurde auch der FDGB von einer zen-
tralen Spitze für die SBZ aufgebaut. Die westdeut-
schen Gewerkschaftsführer wurden nur durch die 
Besatzungsmächte von diesem Modell auf die re-
gionale Ebene abgedrängt.
65) E. Schmidt, S. 120 ff.; H. Mommsen u. a., Kap. 35 
und 38.
66) T. Fichter / E. Eberle, Kampf um Bosch, Berlin 
(West) 1974, S. 26 ff.; ähnliche Kritik aus der Tra-
dition der KPO auch schon bei Schmidt / Fichter, 
S. 43 ff.; E.-U. Huster u. a., Determinanten der west-
deutschen Restauration 1945—1049, Frankfurt 1972, 
S. 175 ff.

67) Hierzu liegen bisher nur zwei polemisch zuge-
spitzte Dokumentationen vor: A. Behrendt, Die In-
terzonenkonferenzen der deutschen Gewerkschaf-
ten, Berlin (DDR) 19602; DGB-Bundesvorstand 
(Hrsg.), Versprochen — gebrochen. Die Interzonen-
konferenzen der deutschen Gewerkschaften von 
1946—1948, Düsseldorf o. J. (1961). Die Kompromiß-
bereitschaft der Kommunisten sprach sich insbeson-
dere in ihrem Vorschlag aus, die Marshall-Plan- 
Frage im WGB auszuklammern.

VII. Die Spaltung
Die einheitsgewerkschaftliche Bewegung in 
den westeuropäischen Ländern ist im Jahre 
1948 abgebrochen. In Frankreich spalteten 
sich Sozialisten, in Italien Katholiken, Libera-
le und ein Teil der Sozialisten von den Ein-
heitsgewerkschaften ab, die damit vollends zu 
KP-Massenorganisationen wurden. In England 
wurde eine Kampagne gegen kommunistische 
Gewerkschaftsfunktionäre entfaltet und die 
Mitgliedschaft des T.U.C. im WGB widerru- 

lismus als Tagesaufgabe, daß die Kommuni-
sten aber 1947 die Konsequenz ihrer Politik 
verfehlt hätten. Als damals im Ruhrgebiet — 
wie in Frankreich — spontane Streiks gegen 
die von den Gewerkschaften mitgetragene 
Produktionssteigerungskampagne bei anhal-
tender Unterversorgung ausgebrochen seien, 
hätten sie diese nunmehr sozusagen aktionsfä-
hig gewordene sozialistische Basis nicht ent-
wickelt, sondern den Klassenkampf domesti-
ziert, wohingegen sie später mit politisch mo-
tivierten Kämpfen gegen den Marshall-Plan 
kein entsprechendes Potential mehr hätten mo-
bilisieren können. Da eine genauere Analyse 
der Motive und des Verlaufs dieser Streiks 
noch aussteht, mag die Einschätzung des Poten-
tials hier dahinstehen. Die Kritik verfehlt aber 
völlig den Bedingungsrahmen der damaligen 
kommunistischen Politik. Berücksichtigt man 
einerseits die französischen Ereignisse vom 
Frühjahr 1947 und andererseits das fortge-
setzte Bemühen des FDGB auf den Interzonen-
konferenzen, eine gesamtdeutsche Gewerk-
schaftseinheit, und zwar nach Möglichkeit im 
Sinne des FDGB, herzustellen67 ), so ist un-
zweifelhaft, daß die Kommunisten am ein-
heitsgewerkschaftlichen Modell aus überge-
ordneten Gesichtspunkten festhielten, nämlich 
um die nationalen Entwicklungen in der .anti-
faschistisch-demokratischen' Ubergangsphase 
parallel und koordinierbar zu halten und sich 
nicht durch einen punktuell aktualisierten 
Klassenkampf gesamteuropäisch zu isolieren.

fen. Antikommunismus und Anschluß an die 
aus der WGB-Spaltung entstehende westliche 
Internationale IBFG bestimmten auch die Ent-
wicklung in den deutschen Westzonen, nach-
dem Bemühungen um nationale Gewerk-
schaftseinheit (die für Deutschland erst die 
politische Einheitsgewerkschaft hätte herstel-
len können) gescheitert waren. Diese letzten 
Abschnitte sollen aufzeigen, welche Faktoren 
zur politischen Spaltung der Gewerkschaften 
führten und welche Folgen sich daraus für 
den Funktionswandel der Rumpfgewerkschaf-
ten, insbesondere des erst in dieser Phase 
konstituierten DGB, ergaben.



Einige Gründe für das Ende der WGB-Phase 
sind bereits angeklungen und in der neueren 
Forschung gegenüber der zeitgenössischen 
Selbstdarstellung — die Gewerkschaftsspal-
tung sei Ausdruck des demokratischen Selbst-
behauptungskampfes gegen kommunist

68
ische 

Unterwanderung gewesen ) — besonders 
herausgearbeitet worden: die umfassende po-
litisch-ökonomische Initiative der US-Europa-
politik seit 1947 und die Unterstützung der 
AFL für die europäischen Gegner der ein-
heitsgewerkschaftlichen Praxis69). Diese exo-
genen Faktoren sollen sogleich näher be-
leuchtet werden. Indessen hätten diese äuße-
ren Einflüsse nicht wirksam werden können, 
wenn nicht in den politischen Einheitsge-
werkschaften und im Verhältnis ihrer Politik 
zur Entwicklung der gesellschaftlichen Bedin-
gungen bereits der Sprengsatz enthalten ge-
wesen wäre, den die amerikanische Politik 
zündete. Auch hier gilt es wieder, durch die 
Analyse der endogenen Problematik der poli-
tischen Einheitsgewerkschaft einer oberfläch-
lichen Manipulationsthese entgegenzutreten, 
die so tut, als wären vitale Grundströmungen 
der europäischen Arbeiterbewegung mit di-
plomatischen Tricks

70
 und etwas Schmiergeld 

aufzuhalten ).

68) T. U. C. (Hrsg.), Die unabhängigen Gewerkschaf-
ten verlassen den Weltgewerkschaftsbund, London 
1949.
69) J. und G. Kolko, Kap. 12 ff.; für die Gewerk-
schaften vgl. Anm. 54.
70) Dies die Tendenz in der vom FDGB hrsg. Teil- 
aufl. von G. S. Wheeler, Amerikanische Politik, 
1. und 2. Teil, unter dem Titel: ders., Politik mit 
dem Dollar, Berlin (DDR) 1958. 71) Radosh, S. 316 ff.

Gründe in der Organisation

Es wurde hier herauszuarbeiten versucht, daß 
der Realtyp der politischen Einheitsgewerk-
schaft im Kern einem Bündnis zwischen So-
zialdemokraten und Kommunisten — wozu im 
Falle der postfaschistischen Länder, in denen 
durch die Zerschlagung aller Gewerkschaften 
und die korporativistischen Zwangsvereini-
gungen einer größeren Lösung der Weg berei-
tet war, auch katholische Gewerkschafter 
hinzukamen, — zu danken war. Für die Kom-
munisten waren die Einheitsgewerkschaften 
ein Medium für ihre parteipolitische Etablie-
rung und für die Vermittlung ihrer abgestuf-
ten .antifaschistisch-demokratischen' Über-
gangsstrategie; für die Sozialdemokraten ein 
Mittel, die Arbeiterbewegung zu integrieren, 
um mit ihrem Gewicht ordnungspolitische 
Strukturreformen im Sinne der Wirtschaftsde-
mokratie durchzusetzen und die Gewerkschaf-
ten zum Medium rationaler Planung und ge-
samtgesellschaftlichen Interessenausgleichs 
zu machen. Für beide Ansätze rangierte die 

nationale politische Ökonomie angesichts von 
Lähmungskrise, Mangelwirtschaft und Wachs-
tumszwang vor der traditionellen Funktion, 
partikulare Arbeiterinteressen zu vertreten. An-
dererseits waren gerade die nicht-kommunisti-
schen Gewerkschaftskader noch in den auf 
Tarifpolitik fixierten Verbänden ausgebildet 
worden und sahen in den wirtschaftsdemokra-
tischen Zielperspektiven, wie sie in den 20er 
Jahren von sozialdemokratischen Intellektuel-
len in Parteien und Gewerkschaften ausgear-
beitet worden waren, keineswegs durchgehend 
ihre primäre Aufgabe.
Der damit angelegte Konflikt zwischen So-
zial- und Tarifpolitik im Interesse spezifischer 
Mitglieder und der gesamtwirtschaftlich moti-
vierten Mitwirkung der politischen Einheits-
gewerkschaften an Lohnstabilisierung, 
Wachstum und Strukturreformen hatte 1945/ 
46 in den Spannungen der betrieblichen und 
Lokalorganisationen mit den gewerkschaftli-
chen Verbandsspitzen geschwelt. Nur in den 
Westzonen kannte dieser Konflikt wegen der 
Verzögerung des gewerkschaftlichen Aufbaus 
keine eindeutigen Fronten. Aber auch in den 
anderen Ländern hatte er nicht die Organisa-
tion gesprengt, weil zunächst in der Um-
bruchskrise Selbsthilfe die Bedeutung von 
Lohn-/Preisfragen überlagert hatte, die Zu-
kunft offen schien und der Arbeiterbewegung 
ein Vertrauensvorschuß entgegengebracht 
wurde. Je mehr sich das wirtschaftliche Sy-
stem konsolidierte, um so wichtiger wurde je-
doch die Lohnfrage und um so schwieriger 
die gewerkschaftliche Mitwirkung an der Pro-
duktionssteigerung. Nach dem schweren Win-
ter 1946/47, in dem in weiten Bereichen Euro-
pas die Energie- und Lebensmittelversorgung 
einen Tiefstand erreichte, spitzte sich dieser 
latente Konflikt in größeren Streikbewegun-
gen zu. Sowohl vom linken wie vom rechten 
Flügel der Arbeiterbewegung wurden die zen- 
tristischen Spitzenfunktionäre bedrängt, die 
politische Einheitsgewerkschaft im Sinne ver-
mehrten Einsatzes für die unmittelbaren öko-
nomischen Interessen der Produktionsarbeiter 
umzufunktionieren. Hier fand die europäische 
AFL-Delegation z. B. in Frankreich bei den 
Opponenten ein williges Ohr mit ihrem Argu-
ment, daß Arbeiterinteressen vor politischer 
Einheit rangierten und am besten durch von 
der Einheitsgewerkschaft notfalls abzuspal-
tende Branchenorganisationen zu vertreten 
seien 71 ).
Auf einer anderen Ebene ist dieser Konflikt 
schon früher in Deutschland auf getreten: der 
Primat der Industrieverbände vor politischen 
Einheitsorganen ist den Gewerkschaftsführern 



nicht nur von Militärregierung und T.U.C. ab-
gerungen worden, sondern hatte von Anfang 
an — 72am deutlichsten in Hamburg 2) — 
Rückhalt beim alten branchengewerkschaftli-
chen Apparat der Weimarer Zeit gefunden, 
wo von einer zentralistischen Einheitsgewerk-
schaft die Ersetzung der alten Gewerkschafts-
funktionäre durch kommunistische Politiker 
und die Vernachlässigung der Tarifvertrags-
arbeit zugunsten politischer Aufgaben mit un-
geklärten Zielen befürchtet wurde. Hätte den 
angloamerikanischen Einflüssen nicht ein be-
reitwilliges Reservoir organisationserfahrener 
branchengewerkschaftlicher Kader gegenüber-
standen, dann hätten die gegen die zentrale 
Einheitsgewerkschaft gerichteten Auflagen als 
Formsache behandelt und umgangen werden 
können. Tatsächlich waren sie jedoch eine 
Entscheidung zwischen Gruppierungen, von 
denen die eine zwar den Einheitswillen an 
der Basis 73)  artikulierte, die andere aber mit 
stummer Effizienz weitgehend selbständige 
Industrieverbände aufzubauen vermochte. In 
Frankreich und Italien hingegen klagten die 
Sezessionisten über Kadermangel, weil hier 
die syndikalistische Tradition und die extreme 
Ausweitung der Nachkriegsgewerkschaften 
einer ähnlichen Entwicklung entgegenwirkten. 
Dieser Konflikt wurde von parteipolitischen 
Auseinandersetzungen teils verstärkt, teils 
überlagert. In der einheitsgewerkschaftlichen 
Organisation konkurrierte unmittelbar das 
taktische und propagandistische Geschick 
und die Dynamik der kommunistischen und 
sozialdemokratischen bzw. katholischen 
Funktionäre. In dieser Konkurrenz machten 
überall, wo nicht von den Besatzungsmächten 
Gegendruck ausgeübt wurde, die Kommuni-
sten bis 1947 schnelle Fortschritte, ohne daß 
ihnen ein offener Loyalitätsbruch nachgewie-
sen werden konnte. Dies gilt nicht nur für die 
C.G.T., die C.G.I.L. und den T.U.C. und führte 
bei den ersten beiden zu einer deutlichen KP- 
Dominanz, sondern läßt sich auch in Deutsch-
land z. B. am FDBG Großberlin oder an Bran-
chengewerkschaften wie dem Industriever-
band Bergbau in der britischen Zone able-
sen74). Zugleich war der KP-Vormarsch auch 
in den Führungsgremien des WGB festzustel-
len 75 ).

72) Klein, S. 192 ff.; Christier, S. 103 ff.
73) Dieser Einheitswillen wird vielfach als Inno-
vation eines neuen Klassenbewußtseins überinter-
pretiert, ohne daß seine autoritären und traditio- 
nalen Elemente gewürdigt werden. Vgl. dazu F. 
Moraw, Die Parole der „Einheit" und die Sozial-
demokratie, Bonn 1973, S. 60 ff.
74) Vgl. Anm. 25, 65; Lorwin, S. 107 ff.
75) Wie Anm. 68; Gottfurcht, S. 185 ff.

76) Radosh, S. 310 ff., bes. 331 ff.; J. Fijalkowski 
u. a., Berlin — Hauptstadtanspruch und Westinte-
gration, Köln/Opladen 1967, S. 41 ff.
77) Diese Position ist am italienischen Beispiel ana-
lysiert bei M. De Cecco, S. 100 ff.; für die deutschen 
Westzonen Blum, S. 38 ff., S. 207 ff., wo die Wäh-
rungsreform als Höhepunkt amerikanischer Libe-
ralisierungsintervention interpretiert wird. Im eu-
ropäischen Zusammenhang J. und G. Kolko, Limits, 
S. 428 ff.

Nach der Erfahrung der stalinistischen 
Schwenkungen in der Einheitsfrage standen 

die Kommunisten bei ihren Konkurrenten je-
doch im Verdacht, daß ihre taktische Wand-
lungsfähigkeit ihre Glaubwürdigkeit weit 
übertreffe. In Deutschland wurden sie in die-
ser Überzeugung vor allem durch die forcier-
te Vereinigung von KPD und SPD in der SBZ 
bestärkt; man reagierte im Westen mit der 
Isolierung der Kommunisten. Nur die publi-
kumswirksame Entlarvung des kommunisti-
schen Vormarschs als Unterwanderung mit 
unlauteren Mitteln, wie Wahlverfälschung, 
organisatorischen Tricks, politischer Illoyali-
tät (z. B. Anzettelung „spontaner" Streiks) 
oder als parteipolitische Zweckentfremdung 
der Interessenorganisation der Arbeiter konn-
te den Ausmanövrierten die Rückeroberung 
ihrer Basis und Mehrheiten versprechen. An 
in diesem Sinne interpretationsfähigen Vor-
gängen mangelte es nicht und sie wurden 
zwischen 1946 und 1948 insbesondere in den 
KP-beherrschten Organisationen mit zuneh-
mender — z. T. durch Hilfestellung der AFL 
ermöglichter — propagandistischer Wirksam-
keit von der traditionalistischen Opposition 
herausgestellt. In Deutschland war die Bil-
dung der Berliner Unabhängigen Gewerk-
schaftsopposition gegen den FDGB, UGO, der 
spektakulärste Ausdruck dieser weitverbrei-
teten 76Tendenz ).

Gründe in der internationalen Politik

Letztlich entscheidend für die Entladung die-
ses einheitsgewerkschaftlichen Konfliktpoten-
tials war jedoch die gesellschaftliche Krise 
1947 in den meisten europäischen Ländern, in 
denen die Arbeiterbewegung im Bündnis mit 
bürgerlichen Kräften die Regierung stellte. 
Auf den wirtschaftlichen Einbruch im Winter 
und Frühjahr 1947 und die folgenden Streik-
bewegungen reagierten die bürgerlichen und 
ein Teil der sozialistischen Vertreter in die-
sen Regierungen überwiegend mit dem 
Wunsch nach ausländischer Kapitalhilfe.

Das Kalkül der liberalen Ökonomen, die in 
den meisten Ländern die Wirtschafts- und Fi-
nanzpolitik steuerten (auch in der Bizone seit 
Mitte 1947), zielte dabei auf eine Restabilisie- 
rung der kapitalistischen Produktionsverhält-
nisse, indem der politische Wachstumspakt 
durch Marktmechanismen abgelöst wurde77 ). 



Wirtschaftliche Stabilisierung wurde hier von 
der Abschöpfung des Geldüberhangs des 
Krieges und vom Abbau der zwangswirt-
schaftlichen Maßnahmen erwartet, die das Ei-
gentum an Produktionsanlagen und Grundbe-
sitz aufwerten, Rationalisierung erzwingen, 
den Preis der Arbeitskraft senken und ver-
schleierte Arbeitslosigkeit freisetzen, Investi-
tionen anreizen und die produzierten Güter 
auf den Markt bringen sollten. Auswärtige 
Kapitalhilfe konnte dabei helfen, den Zusam-
menbruch der Staatsfinanzen und des Zah-
lungsausgleichs zu verhindern und durch Zu-
satzinvestitionen einen Wachstumsstoß aus-
zulösen, der wenigstens teilweise den zu er-
wartenden Lohnverfall und die wachsende 
Arbeitslosigkeit eindämmen könnte. Da sich 
am Marshall-Plan, dessen Kapitalzusage diese 
Reformen ermöglichte, auch in den Gewerk-
schaften die Geister schieden, darf nicht ver-
schwiegen werden, daß nur im Rahmen dieses 
Liberalisierungsprogramms die amerikanische 
Kapitalhilfe eine unerläßliche wirtschaftliche 
Voraussetzung war. Im übrigen war der Ein-
bruch Anfang 1947 vor allem auf eine Wachs-
tumskrise im infrastrukturellen und distribu-
tiven Bereich in und zwischen den europä-
ischen Ländern, in der Bizone z. B. im wesent-
lichen auf den Zusammenbruch des Verkehrs 
Ende 1946 zurückzuführen78 ). Insofern hätte 
der Einbruch auch durch intensivere Nutzung 
und Koordinierung der staatlichen Lenkungs-
instrumente — insbesondere auch eine weni-
ger einschränkende Kontrolle der Besatzungs-
mächte über die deutsche Produktion und Au-
ßenwirtschaft — im Sinne der Weiterentwick-
lung der eingeleiteten Steuerreform überwun-
den werden können.

78) Ebenda, S. 346 ff.; für das Gebiet der Bizone 
vgl. Abeishauser, S. 212 ff.

79) Insgesamt zur Haltung der deutschen Gewerk-
schaften vgl. G. Beier, Primat der Außenpolitik, 
S. 42 ff.; E. Schmidt, S. 114 ff., Pirker, S. 84 ff., 
Schmidt / Fichter, S. 37 ff.; Daß die politisch-ökono-
mischen Probleme der Westzonen der unmittelbare 
Anlaß für den Marshall-Plan waren und hier die 
Amerikaner die institutioneilen Modelle (JEIA, 
GARIOA) für seine Durchführung entwickelten, ist 
in der Lit. unstrittig. J. und G. Kolko, Limits, 
S. 349 ff.; Gimbel, S. 196 ff., 216 ff.; H. Arkes, 
Bureaucracy, the Marshall-Plan, and the National 
Interest, Princeton 1972, S. 19 ff.; J. H. Backer, 
Priming the German Economy, Durham N. C. 1971, 
S. 157 ff.; A. Piettre, L'economie allemande contem- 
poraine, Paris o. J. (1952), S. 469 ff.
80) ökonomische Stabilisierung in Westeuropa und 
in den USA als Motiv zeigen neben Kolko, Gimbel, 
J. M. Jones, The Fifteen Weeks, New York 1953, 
S. 205; H. B. Price, The Marshall Plan and its 
Meaning, Ithaka 1955, S. 29 ff.; E.-O. Czempiel, Das 
amerikanische Sicherheitssystem 1945—1949, Ber-
lin 1966, Abschnitt 3; Arkes, S. 43 ff., 153 ff. Dem-
gegenüber war die antikommunistische Eindäm-
mungsideologie, die die Entstehung des Hilfspro-
gramms in und außerhalb der USA zunehmend be-
gleitete, eher eine Kampagne, um die Bereitschaft 
für diese Investitionen freizusetzen. Hierzu R. M. 
Freeland, The Truman Doctrine and the Origins of 
McCarthyism, New York 1972.
81) Vgl. Anm. 86.

Die Zustimmung der westdeutschen Gewerk-
schaften zu den US-Krediten war eine Schlüs-
selentscheidung, weil die bizonalen Ernäh-
rungsprobleme der Anlaß des amerikanischen 
Projekts waren und die Kommunisten in vie-
len anderen Einheitsgewerkschaften gegen 
die US-Hilfe agitierten. Soweit ersichtlich, 
fühlten sich die deutschen Gewerkschaftsfüh-
rer durch die unter dem diskriminierenden 
Außenhandelssystem der Besatzungsmacht 
notwendige Kreditierung der Nahrungsmittel-
importe erpreßt, obwohl sie die Gefahren ei-
ner Beschleunigung der deutschen Spaltung 
und noch größeren amerikanischen Einflusses 
gegen Strukturreformen, vor allem gegen die 
Sozialisierung an der Ruhr sahen. Da sie ei-
nen direkten Kampf gegen die Besatzungs-
macht aber für aussichtslos hielten, blieb ih-
nen nur der Versuch, die Kredite zu befür- 

werten und wenigstens die Option auf Struk-
turreformen offenzuhalten. Hans Böckler 
prägte die publikumswirksame Alternative, 
man solle notfalls lieber die Sozialisierung 
vertagen als verhungern 79).

Die Amerikaner, ohnehin an einer produkti-
ven Umwandlung ihrer europäischen Hilfslie-
ferungen interessiert, griffen zu, da ihnen die-
ser Kapitalexport auf einen Schlag eine stra-
tegische Position in den betroffenen europä-
ischen Volkswirtschaften verschaffen und 
diese zugleich ordnungspolitisch integrieren 
konnte80 ). Bereits in der Vorphase des Mar-
shall-Planes machten sie jedoch nicht nur 
durch die Eingriffe ihrer Militärregierung in 
Deutschland, sondern auch bei Anleihever-
handlungen mit Frankreich und Italien klar, 
daß sie als flankierende Maßnahme die Absi-
cherung gegen eine revolutionäre Reaktion 
der Arbeiterbewegung bzw. die Eindämmung 
ihres Einflusses sowie der antikapitalistischen 
Strukturreformen erwarteten. Grundlegende 
Bedeutung hatte dafür die Auflösung der Bin-
dungen mit den Kommunisten in den Regie-
rungen und Gewerkschaften. Mit der Entlas-
sung der Kommunisten aus der französischen 
Regierung und der Abspaltung einer christli-
chen Gewerkschaft in Italien wurden die Vor-
aussetzungen der Kapitalhilfe geschaffen81).

In Westdeutschland konnten die Amerikaner 
— nachdem die Briten im Gefolge amerikani-
scher Kredite die Führungsrolle der USA in 
Deutschland anerkannt hatten — selbst tätig 
werden: die Dekartellisierung verzögern, die 



Sozialisierung in Hessen und NRW suspen-
dieren, die sozialdemokratische Mehrheit in 
der Bizone durch die Konstruktion einer zwei-
ten Stufe brechen, die UGO fördern, Lohn-
stopp und Streikverbot beibehalten, die Wäh-
rungsreform weitgehend selbst vorneh-
men82 ). Die Militärregierung sah mit Wohl-
gefallen das Ausscheiden der Kommunisten 
aus Landesregierungen, die zunehmenden 
Schwierigkeiten der gewerkschaftlichen Inter-
zonenkonferenzen und ihr schließliches Ende, 
und Clay empfahl den Gewerkschaftsführern, 
von Strukturreformen abzulassen und sich 
mehr um die unmittelbaren Interessen der 
Mitglieder ihrer einzelnen Verbände zu küm-
mern, hatte aber auch davon offenbar sehr 
enge, sozusagen wirtschaftsfriedliche Vorstel-
lun 83gen ).

82) Den besten Überblick gibt Gimbel, passim; für 
den ökonomischen Bereich Blum, S. 182 ff.; H.-H. 
Hartwich, Sozialstaatspostulat und gesellschaftli-
cher Status quo, Köln/Opladen 1970, S. 61 ff.
83) Beier, Primat der Außenpolitik, S. 33 ff., 46 ff.; 
ders., Gründung, S. 47 f. für besonders deutliche 
Beispiele. Dokumentarisches Material auch bei 
Wheeler, Dollar, passim.
84) Für Überblicke J. und G. Kolko, Limits. S. 361 ff.; 
H. Feis, From Trust to Terror, New York 1970, 
S. 260 ff.; Foster, S. 606 ff.; Gotfurcht, S. 189 ff.

85) Braunthal, Bd. 3, S. 179 ff.; J. und G. Kolko, 
Limits, S. 384 ff.; Claudin, Bd. 2, S. 525 ff. für Über-
blicke. Die Ablösung der Koalition in der SR in 
unmittelbarem Zusammenhang mit dem Scheitern 
des „dritten Weges" angesichts des Marshall-Plans 
in Frankreich interpretiert R. Künstlinger, Partei-
diktatur oder demokratischer Sozialismus, Starn-
berg 1972, S. 78 ff.; s. auch J. K. Hoensch, Ge-
schichte der Tschechoslowakischen Republik, Stutt-
gart 1966, S. 136 ff.; als rein endogene Revolution 
in der populären Selbstinterpretation der SSR- 
Gewerkschaften: Prace (Hrsg.), Menschen, Arbeit, 
Gewerkschaften in der Tschechoslowakei, Prag 1959, 
S. 55 ff.

Die Sowjet-Union sah im Marshall-Plan nicht 
zu Unrecht den Versuch, der kommunisti-
schen Strategie eines .antifaschistisch-demo-
kratischen' Übergangs zum Sozialismus, der 
über die Beteiligung der Kommunisten an den 
Regierungen und Massenverbänden, nament-
lich den Gewerkschaften, gesteuert werden 
sollte, zugleich die ökonomische Basis und 
den Steuerungshebel der Bündnis- und Ein-
heitsorganisationen zu entwinden. Die KPs 
Westeuropas setzten deshalb seit der zweiten 
Hälfte 1947 ihr ganzes Potential zur Demon-
stration gegen die Initiative der USA ein. Ge-
rade diese Zuspitzung der ökonomischen zu 
einer politischen Krise mußte jedoch den 
amerikanischen Absichten im Ergebnis nut-
zen. Denn linksbürgerliche und sozialdemo-
kratische Zweifler, die im Marshall-Plan we-
sentlich eine willkommene Kapitalspritze er-
blickten, konnten nun erkennen, wie die 
Kommunisten die Gewerkschaften zum Trans-
missionsriemen ihrer parteipolitischen Defensi-
ve zu machen versuchten und im Konflikt mit 
den bisherigen Regierungspartnern ihre Zu-
rückhaltung fallen ließen. Die sowjetische 
Gewerkschaftszeitung forderte, die reformisti-
schen Befürworter des Marshall-Plans aus der 
Führung des WGB zu verdrängen. Der T.U.C. 
führte den Gegenstoß an, der mit der Spal-
tung des 84WGB endete ).
Zweitens sah die Sowjet-Union im Mar- 
shall-Plan auch einen Angriff auf die Integrität 

ihres osteuropäischen Einflußbereiches. Der 
Wunsch der tschechischen Regierung, Mar- 
shall-Plan-Gelder zu erhalten, galt als Indiz, 
daß die Eindämmungspolitik der USA bereits 
„Roll back"-Erfolge hatte. Als unbesetztes 
Land aber war die SR das Musterbeispiel 
des „antifaschistisch-demokratischen" Über-
gangs zum Sozialismus im Gewand der bür-
gerlichen Republik; votierte sie für die 
US-Kredite, so stand als nächstes die Alterna-
tive auf der Tagesordnung, ähnliche Wünsche 
in anderen volksdemokratischen Ländern mit 
militärischer Gewalt zu unterdrücken oder 
auch hier eine rückläufige Entwicklung durch 
die ordnungspolitischen Folgen des amerika-
nischen Kapitalexports hinzunehmen. Deshalb 
mußte in der CSR mit einer kommunistischen 
Gegenoffensive die Flucht nach vorn angetre-
ten werden: zunächst wurde die tschechische 
Regierung mit ultimativem Druck zur Rück-
nahme ihrer Zusage zur Marshall-Plan-Kon-
ferenz bewogen und damit vergleichbare Nei-
gungen z. B. in Polen von vornherein abge-
blockt. In der Folge wurde die innere Ent-
wicklung in der SR insbesondere über die 
kommunistisch dominierten Betriebsgruppen 
und Gewerkschaften forciert, die Koalition 
durch den auf breiter Grundlage herbeigeführ-
ten Prager Umsturz abgelöst, schließlich jedoch 
eine stalinistische Diktatur errichtet85 ).
Der Prager Umsturz, zumindest vorbereitet 
durch eine hysterische Abwehrreaktion der 
Sowjet-Union, war hinsichtlich Westeuropas 
eine politische Dummheit erster Ordnung. 
Vergleichbar der SED-Gründung zwei Jahre 
früher und mehr noch als die spätere Blocka-
de Berlins wurde er zum psychologischen 
Schlüsselereignis, das zur weitgehenden Iso-
lierung der Kommunisten in Westeuropa 
führte und ihre Nachkriegsarbeit zunichte 
machte. Besser als es alle Propaganda und al-
ler Druck der USA vermocht hätten, demen-
tierte der Prager Umsturz die kommunistische 
Glaubwürdigkeit in den Augen ihrer Bündnis-
partner in den Gewerkschaften. Die kommu-
nistische Reaktion auf die Ankündigung des 
Marshall-Plans erleichterte der nichtkommu-
nistischen Arbeiterbewegung die Anpassung 



an den ordnungspolitischen Rahmen der 
US-Sanierungspolitik. Diese Reorientierung 
begann damit, daß die unterschwelligen Kon-
flikte der Einheitsgewerkschaft zum Austrag 
kamen und endete in der Spaltung des WGB. 
Je nach den nationalen Mehrheitsverhältnis-
sen kam es zur Sezession nicht-kommunisti-
scher Gewerkschaften (Frankreich, Italien, Ber-
lin) oder zur antikommunistischen Abgrenzung 
vorwiegend sozialdemokratischer Gewerk-
schaften (En 86gland, deutsche Westzonen) ).

Die AFL, die aus kompromißloser Gegner-
schaft zum Kommunismus der internationalen 
Gewerkschaftsbewegung auch 1945 femge- 
blieben war, förderte diesen Sezessionsprozeß 
durch mehrere nach Europa entsandte Missio-
nen mit materieller und moralischer Unter-
stützung. Ihre den Marshall-Plan ergänzende 
Initiative zur Isolierung der Kommunisten in 
den Gewerkschaften fand nach Anfangserfol-
gen die Rückendeckung des amerikanischen 
Geheimdienstes CIA87). In Frankreich schuf 
sie überhaupt erst die Voraussetzungen für 
die Abspaltung der sozialdemokratischen F.O. 
von der C.G.T., konnte damit jedoch deren 
Massenbasis in der Arbeiterschaft kaum zum 
Übertritt bewegen. Gleichwohl wurde die in-
nere Dynamik der C.G.T. gebrochen, zumal 
sie von den Unternehmern auf tarifpoliti-
schem Gebiet sabotiert wurde. Auch dieser 
Vorschlag, eine Sozialpartnerschaft mit den 
nicht-kommunistischen Gewerkschaften zu 
bilden und damit die Kommunisten ökono-
misch funktionslos zu machen, entsprach ei-
ner amerikanischen Anregung. Die Rest-C.G.T. 
war aber zu stark, als daß sie hätte um-
gangen werden können. Im Ergebnis führten 
diese Taktiken nach dem Bruch der Einheits-
gewerkschaft nur zu einer Schwächung der ge-
samten französischen Gewerkschaftsbewegung 
auf mehr als ein Jahrzehnt hinaus88 ).

86) Für die Spaltung in Italien vgl. Salvati, S. 201 ff.; 
Horowitz, S. 215 ff.; in Frankreich Lorwin, S. 125 ff.; 
Lefranc, S. 65 ff.; für Berlin vgl. Anm. 76; für das 
Scheitern des geplanten Interzonenkongresses in 
Deutschland E. Schmidt, S. 118; Behrend, Interzo-
nenkonferenzen, S. 172 ff.; vgl. Anm. 65. Zur anti-
kommunistischen Kampagne im TUC 1948, den die 
KP-Agitation wegen seines gleichzeitig abgeschlos-
senen Lohnstillhalteabkommens besonders störte: 
Pelling, Communist Party, S. 153 ff.
87) Barjonet, S. 51; Radosh, S. 323.
88) Goldschmidt, S. 22 ff.; Lefranc, S. 77 ff.

In Westdeutschland wollte die AFL nicht nur 
durch CARE-Pakete für bewährte Gewerk-
schaftsfunktionäre, Papier und Geld für anti-
kommunistische Propaganda z. B. der UGO und 
durch Einflußnahme zugunsten weitgehend 
selbständiger, auf ökonomische Aufgaben 
konzentrierter Industrieverbände das in ihrem 
Sinn eingestellte gewerkschaftliche Potential 

stärken. Insbesondere vermochte sie auf die 
amerikanische Regierung Druck auszuüben, 
den. gewerkschaftlichen Organisationsaufbau 
auf bi- und trizonaler Ebene nicht länger zu 
behindern, weil dies die Stellung der alten 
Gewerkschaftskader in den Spitzen der Indu-
strieverbände gegenüber der integrierten Or-
ganisationsfo 89rm des FDGB schwächte ).

Dadurch gerieten die führenden Gewerkschaf-
ter vor die — angesichts des nach 1945 beton-
ten nationalen Engagements der Arbeiterbe-
wegung bis in die CDU hinein — besonders 
schmerzliche Entscheidung, entweder den ge-
werkschaftlichen Organisationsaufbau nicht 
bis zur politisch entscheidenden Ebene fort-
führen zu können oder sich in der Koopera-
tion mit den Besatzungsmächten auf deren 
Weststaatsinitiative mit ihren ordnungspoli-
tischen Konsequenzen einlassen zu müssen. Die 
Bevorzugung eines Kartells trizonaler Indu-
strieverbände gegenüber dem Fernziel der po-
litischen, nationalen und organisatorischen 
Einheit hieß nicht nur, den Spatz in der Hand 
festzuhalten, nachdem die gewerkschaftlichen 
Interzonenkonferenzen über der UGO-Frage 
Mitte 1948 geplatzt waren. Der Provisoriums-
charakter des Grundgesetzes erleichterte viel-
mehr die Zustimmung zum Weststaat und 
den Verzicht auf die verfassungsrechtliche 
Sanktionierung der strukturreformerischen 
gewerkschaftlichen Grundforderungen. Daß 
dieselben wirtschaftsdemokratischen Pro-
grammpunkte jedoch das Grun

90
dsatzprogramm 

des DGB 1949 bestimmten ),  zeigte außer-
dem, daß die führenden Gewerkschafter nach 
allen Beschränkungen und Niederlagen der 
Besatzungszeit die Einlösung der typischen 
einheitsgewerkschaftlichen Programmatik 
noch vor sich glaubten. Denn nun konnte den 
Ansprüchen der Arbeiter nicht mehr mit mili-
tärischen Befehlen begegnet werden.

89) Neben Beier, Primat der Außenpolitik, S. 33 ff. 
die Dokumentation Free Trade Union Committee 
of the A. F. of L. (Hrsg.), Die A. F. of L. und die 
deutsche Arbeiterbewegung, New York 1950 und 
die zeitgenössische Kritik bei V. Agartz' Gewerk-
schaft und Arbeiterklasse, München 1 9732, S. 97 ff. 
(„Der gewerkschaftliche Marshallplan'').
90) Gewerkschaftsführern wie Böckler war der Zu-
sammenhang zwischen Marshall-Plan und nationa-
ler Spaltung klar. Es fehlt aber noch eine vergleich-
bare umfassende Darstellung des gewerkschaft-
lichen Verhaltens 1947/48, wie H.-P. Schwarz, Vom 
Reich zur Bundesrepublik, Neuwied / Berlin 1966, 
S. 299 ff., 483 ff., für Jakob Kaiser und Kurt Schu-
macher als Repräsentanten der nationalen Arbeiter-
bewegung den Entscheidungszwang unter Voraus-
setzung des Marshall-Plans einerseits und der Ab-
grenzung gegenüber den Kommunisten anderer-
seits analysiert hat. Zur gewerkschaftlichen Politik 
bei der Verfassunggebung vgl. Beier, Gründung, 
S. 53 ff.,- W. Sörgel, Konsensus und Interessen, 
Stuttgart 1969.



VIII. Die Sonderrolle des DGB
Nach der internationalen Gewerkschaftsspal-
tung geriet die Arbeiterbewegung in den mei-
sten westeuropäischen Ländern für gut ein 
Jahrzehnt in die Defensive. In der Reaktions-
zeit des Kalten Krieges ermöglichte der Zer-
fall der politischen Einheitsgewerkschaft 
nicht nur den Unternehmern, die neuen Rich-
tungsgewerkschaften gegeneinander auszu-
spielen, sondern führte auch zu einer schwe-
lenden Funktions- und Identitätskrise der 
konkurrierenden Verbände, namentlich in 
Frankreich und Italien. Die Strukturreformen 
der Nachkriegsjahre wurden teilweise rück-
gängig gemacht — so Teile der britischen Na-
tionalisierungen — oder veränderten unter 
den Bedingungen kapitalistischer Restaura-
tion völlig ihre gesellschaftliche Funktion — 
so etwa Planung und Investitionslenkung in 
Frankreich. Das gegebene Mittel zur Über-
windung dieser Identitätskrise war für die 
meisten Gewerkschaften die Rückkehr zu ei-
ner aggressiven Lohnpolitik, sei es nun in 
klassenkämpferischer oder sozialpartner-
schaftlicher Absicht, was insgesamt zu einem 
relativ hohen Lohnniveau bei beschränkten 
gesamtwirtschaftlichen Wachstumsraten führ-
te. Zugleich wurden damit die Leistungs- und 
Konsumzwänge der kapitalistischen Gesell-
schaft in weiten Kreisen der Arbeiter und ins-
besondere der Angestellten verinnerlicht. Wo 
die bürgerliche Währungssanierung struktu-
relle Arbeitslosigkeit wieder aufgedeckt hat-
te, wie in Italien, blieben jedoch auch die 
lohnpolitischen Möglichkeiten eng begrenzt.

Vor diesem internationalen Hintergrund be-
gann der neugegründete DGB eine Sonderrol-
le auszubilden, die langfristig seine Gestalt 
und sein Verhalten bestimmen sollte. Orien-
tiert in den Anfängen seiner Gründungsphase 
am Typ der politischen Einheitsgewerkschaft, 
hatte er seine organisatorische Endform erst 
zu einer Zeit erreicht, in der dieser Typ im 
europäischen Maßstab gescheitert war. Zu-
dem in einer verkürzten Form: das Einheits-
postulat war national auf einen Teilstaat und 
politisch auf einen Kompromiß zwischen So-
zialdemokraten und katholischer Arbeiterbe-
wegung begrenzt, insbesondere seitdem die 
Kommunisten ihre Isolierung durch eine zwi-
schenzeitliche Anknüpfung an die sektiereri-
sche RGO-Politik 1951 v

91
ollendet hatten und 

damit gescheitert waren ).

°91)  Zum reduzierten Begriff der Einheitsgewerk-
schaft gehörte insbesondere auch das partielle 
Scheitern in der Angestelltenfrage. Zur Gründung 
der DAG und des DBB vgl. Enderle, S. 697 ff., Zur 
RGO-Phase der KPD 1951 vgl. Fichter / Eberle, 
S. 115 ff.

Und doch war nach der territorialen Form der 
Gewerkschaftsspaltung in Westdeutschland 
erstmals eine einheitliche, d. h. konkurrenzlo-
se Interessenvertretung der Arbeiter entstan-
den, wenn diese Feststellung auch durch den 
Hinweis auf das geringe Gewicht der Bundes-
organe im DGB auf allen Ebenen und die 
weitgehende Selbständigkeit und Interessen-
divergenz der einzelnen Industrieverbände 
eingeschränkt werden muß. Dadurch war es 
auch immer weniger möglich, als Anwalt der 
gesamten Arbeiter und Angestellten an der 
staatlichen Steuerung der Wirtschaft zentral 
teilzunehmen. Auf der anderen Seite war die 
einheitsgewerkschaftliche Aufgabenstellung, 
den Güterausstoß zu erhöhen und günstige 
Wachstumsbedingungen für die Schaffung 
von Arbeitsplätzen zu sichern, nach der Wäh-
rungsreform und der unmittelbar auf sie fol-
genden Arbeitslosigkeit wieder aktuell ge-
worden 92 ). Aber nun waren für einen 
Wachstumspakt keine Strukturreformen mehr 
einzuhandeln, sondern er wurde mittels 
Marktmechanismen dem DGB durch die im 
Anfang der Bundesrepublik unerschöpflich er-
scheinende industrielle Reservearmee der Ver-
triebenen, Flüchtlinge und heimkehrenden 
Kriegsgefangenen mittels eines verengten 
lohnpolitischen Spielraums aufgezwungen. 
Vom Markt bestimmt, hielten das relativ nied-
rige Lohnniveau und die außergewöhnliche 
Leistungsbereitschaft der Arbeiter die Ge-
werkschaften über Jahre hinweg tendenziell 
in einer Rolle, welche in den anderen Län-
dern mit der Spaltung beendet wurde. Selbst 
wenn die DGB-Gewerkschaften eine aggressi-
ve Lohnpolitik für ihre Hauptaufgabe gehal-
ten hätten — durch ihre Konkurrenzlosigkeit 
standen sie jedoch nicht unter diesem 
Zwang —, hätte sie der Arbeitsmarkt in die 
maßvollen Lohnforderungen der Wiederauf-
baupartnerschaft gezwungen, die ein wesent-
licher Faktor des erhöhten Wachstums in 
Westdeutschland waren93).

92) Für einen Überblick über die selbständige Ent-
stehung der 16 Industrieverbände vgl. Enderle, 
S. 401 ff.
93) Einige Indikatoren der Währungsreform-Folge-
krise bei Niethammer (Hrsg.), Dorn, S. 127; die Be-
deutung des Arbeitskräfteüberflusses für das Wirt-
schaftswachstum in der BRD zeigt Kindleberger, 
S. 28 ff.; eine Analyse der sich daraus für die ge-
werkschaftliche Lohnpolitik ergebenden Probleme 
ist zu erwarten, von J. Bergmann / O. Jacobi / W. 
Müller-Jentsch: Gewerkschaften in der BRD, (hekt. 
Vorbericht Frankfurt 1974).

Noch deutlicher wird die deutsche Phasenver-
zögerung durch den Umstand, daß die einzige 
größere Strukturreform im Sinne der einheits-



gewerkschaftlichen Programmatik, die Mon-
tanmitbestimmung, erst zu einer Zeit, und 
zwar mit erheblichem gewerkschaftlichen 
Druck, institutionalisiert wurde, als im übri-
gen Westeuropa von solchen Reformen längst 
nicht mehr, allenfalls von ihrem Abbau, die 
Rede war. Dies ist nicht einem abstrakten 
Nachholbedarf an Reformen zuzuschreiben, 
sondern der verspäteten Erreichung einer 
strategischen Schlüsselstellung der Gewerk-
schaften in der Gesellschaft. Wie oben ge-
schildert, war die soziopolitische Integration 
der Arbeiterklasse zuvor zum größten Teil 
durch die Besatzungsmächte und die schwach 
entwickelte Kampfbereitschaft und Organisa-
tion der Arbeiter ersetzt worden. Mit der 
Staatsgründung wandelte sich diese Lage 
trotz der fortdauernden Aufsicht der Alliier-
ten grundsätzlich: Wegen ihrer hauchdünnen 
bürgerlichen Mehrheit im Bundestag und der 
unkonsolidierten Machtmittel des Staates war 
die Regierung auf die Kooperation der Ge-
werkschaften angewiesen, wollte sie sich nicht 
mit einer unüberbrückbaren Polarisierung das 
eigene Grab schaufeln. Dies galt weniger für 
ökonomische Fragen, in denen das marktwirt-
schaftliche System selbst die Disziplinierung 
der Arbeit übernahm, als vielmehr für politi-
sche Optionen. In den beiden ersten Jahren 
der Ära Adenauer waren dies Westingetration 
(Schuman-Plan) und Wiederaufrüstung.

Seit 1949 hatten die Gewerkschaften ihre öko-
nomisch schwache, aber politisch starke Stel-
lung in eine Kampagne für die Mitbestim-
mung umgesetzt und den Protest der ent-
täuschten Arbeiter auf diese unter den inter-
nationalen und gesellschaftlichen Machtver-
hältnissen noch am ehesten einzulösende 
Strukturreform gelenkt. Das dabei zutage tre-
tende Potential für politische Massenaktionen 
machte die Regierung angesichts der umstrit-
tenen Aufrüstung trotz vehementer unterneh-
merischer Opposition kompromißbereit. Daß 
die Montanmitbestimmung — 1947 von der 
Besatzungsmacht gewährt, um die gewerk-
schaftliche Mitwirkung an der Produktions-
steigerung zu gewinnen, und auch von Unter-
nehmern im Kampf gegen Demontagen und 
Dekartellisierung befürwortet — im Zuge der 
Reprivatisierung nicht abgebaut, sondern ge-
setzlich fixiert wurde, war zwar im Sinne des 
wirtschaftsdemokratischen Programms nur 
ein Detailerfolg. Aber dieser zwischen Ade-
nauer und Böckler ausgehandelte Kompromiß 
war gleichwohl ein Fortschritt in einer Prinzi-

pienfrage, Modell einer größeren, das Wirt-
schaftssystem qualitativ verwandelnden Mög-
lichkeit 94 ).

94) Potthoff, Kap. 3; E. Schmidt, S. 182 ff.; dabei 
werden häufig die politischen Kosten mißachtet. 
Vgl. zum Zusammenhang von Mitbestimmung und 
Wiederaufrüstung A. Baring, Außenpolitik in Ade-
nauers Kanzlerdemokratie, Bd. 2, München 1971, 
S. 66 ff.
95) Vgl. die Übersicht bei Deppe u. a., S. 110 ff.
96) E. Schmidt, S. 193 ff.
97) Limmer, S. 93 ff.

Gegenüber diesem grundsätzlichen Wert ist 
die praktische Bedeutung der Montanmitbe-
stimmung in der damaligen Lage eher skep-
tisch zu beurteilen. Inmitten einer Restaura-
tion der privaten Verfügung über die Produk-
tionsmittel war sie eine Insel, die den um sie 
brandenden Elementen nicht ihre Gesetze auf-
zwingen konnte95 ). Denn das Grundproblem 
des wirtschaftsdemokratischen Modells war 
unverändert, daß das gesamtwirtschaftliche 
Ensemble von Gemeinwirtschaft, Rahmenpla-
nung und Mitbestimmung einen qualitativen 
Sprung gegenüber der kapitalistischen Ord-
nung dargestellt hätte, das Programm aber 
keine politisch-ökonomische Strategie ent-
hielt, wie dieser Sprung durch gradualistische 
Einzelfortschritte erzielt werden sollte. Kon-
kret nahm der Teilerfolg der Montanmitbe-
stimmung sogar der Reformkampagne den 
Wind aus den Segeln, verhärtete den bürger-
lichen Widerstand und bereitete damit der 
gewerkschaftlichen Niederlage in der größe-
ren Frage des Betriebsverfassu

96
ngsgesetzes 

den V, eg ). Der DGB formulierte im Aktions-
programm von 1955 die pragmatische Funk-
tionsbestimmung eines Interessenverbandes, 
der unter Offenhaltung seiner Option auf eine 
andere Ordnung deren Realisierung nicht auf 
die Tagesordnung setzte 97 ). Solange Arbeits-
kräftezufluß, Aufrüstung und internationale 
Stabilität den Wiederaufbauboom nährten, 
wirkten die Gewerkschaften durch eine maß-
volle Tarifpolitik aus gesamtwirtschaftlicher 
Verantwortung an ihm mit, ohne die struktu-
relle Herausforderung des kapitalistischen Sy-
stems aufzunehmen. AIs systemintegrierte Ge-
genmacht waren sie sogar teilweise bereit, ge-
samtpolitische Ordnungsfunktionen zu über-
nehmen, denn auch darin bot die einheitsge-
werkschaftliche Vergangenheit eine program-
matische Tradition: die Ausklammerung der 
ordnungspolitischen Machtfrage zugunsten ei-
ner integrativen Verbindung von Wachstums-
pakt und partieller Mitbestimmung.

Hinweis der Redaktion :
In der Arbeit von Jost F. Nöller, „Apartheid in Südafrika", B 12/75, muß es auf Seite 7, 
1. Sp., Zeile 20 und auf Seite 14, 2. Sp., Zeile 28 statt „nationalsozialistische Regierung" 
heißen: „nationalistische Regierung".



Fritz Vilmar: Wirtschaftsdemokratie. Theoretische und praktische Ansätze, ent-
wickelt auf der Basis des DGB-Grundsatzprogramms

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 16/75, S. 3—33

In dem Aufsatz wird der Versuch unternommen, die wirtschaftspolitischen Grundsätze des 
DGB in einer systematischen Form als Prinzipien einer Wirtschaftsdemokratie zu inter-
pretieren und ihre wichtigsten Gestaltungselemente zu erläutern: Volkswirtschaftliche 
Rahmenplanung und Konjunktursteuerung, indirekte und direkte Kontrolle wirtschaft-
licher Macht sowie Mitbestimmung der Arbeitnehmer auf allen Ebenen. Dabei wird von 
gravierenden Strukturfehlern des fälschlich als „soziale Marktwirtschaft" idealisierten 
Konzernwirtschaftlichen („plankapitalistischen") Systems ausgegangen. Angesichts dieser 
Strukturfehler erscheinen die wirtschaftsdemokratischen Forderungen des DGB nicht als 
Ausfluß einer abstrakten Ideologie der „Systemüberwindung", sondern als minimale 
Funktionserfordernisse zur Herstellung eines stabilen, demokratischen und humanen 
Wirtschaftssystems. Anschließend werden die zentralen wirtschaftsdemokratischen Ge-
staltungskonzepte des DGB-Programms erläutert: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung, 
Nationalbudget, Investitionslenkung, indirekte Kontrollinstrumente der Unternehmens-
politik, Vergesellschaftung marktbeherrschender Industrien sowie Ebenen und Organe 
der wirtschaftlichen Mitbestimmung. Dabei wird der gesamtwirtschaftliche Charakter des 
Gesamtkonzepts deutlich gemacht, das damit markt- und planwirtschaftliche Elemente 
sinnvoll integriert.
Allerdings erschöpft sich die Darstellung nicht in purer Deskription des DGB-Konzepts. 
Bislang im DGB nicht (aus-)diskutierte, in der wissenschaftlichen und politischen Be-
schäftigung mit der Wirtschaftsdemokratie aber im Laufe der letzten Jahre heraus-
gearbeitete Ziel- und Gestaltungsprobleme werden zur Sprache gebracht: die Notwendig-
keit einer (durch Sozialindikatoren und „social costs"-Berechnungen) stärker zur relativie-
renden, z. T. qualitativ auszubauenden volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung; die unbe-
wältigte Aufgabe veränderter Wachstumspolitik; die Hypothese unerläßlicher direkter 
Investitionslenkung; die unabdingbare Begrenzung gewerkschaftlicher Tarifautonomie im 
Falle gewerkschaftlich mitbestimmter Wohlfahrtsplanung; die Klärung der Frage, in wel-
chen Formen sich die Vergesellschaftung marktbeherrschender Unternehmen (DGB-Pro- 
gramm: „Überführung in Gemeineigentum") vollziehen sollte; die Notwendigkeit, inner-
halb der Gesamtkonzeption der Mitbestimmung in der Wirtschaft die direkte Mitwirkung 
am Arbeitsplatz („Arbeitsgruppenbesprechungen") miteinzubeziehen sowie die Frage 
nach der besseren Angemessenheit einer Drittelparität Kapital-Arbeit-Öffentliche Inter-
essen in der Unternehmensmitbestimmung anstelle der dualen Parität von Kapital und 
Arbeit.

Lutz Niethammer: Das Scheitern der einheitsgewerkschaftlichen Bewegung nach 
1945 in Westeuropa

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 16/75, S. 34—63

Die Gewerkschaften sind in den letzten Jahren durch politische und wirtschaftliche 
Faktoren wie auch durch die Notwendigkeit einer Zusammenarbeit im Rahmen der 
europäischen Integration immer deutlicher mit der Frage konfrontiert worden, ob ihre 
Organisationsform und ihre strategische Festlegung den Interessen ihrer Mitglieder wie 
auch dem heutigen gesellschaftlichen Umfeld noch gerecht werden. Solche Überprüfung 
fällt schwer, wo die bestehende Organisation nach Form und Inhalt bereits als Einlösung 
langfristiger gewerkschaftlicher Zielbestimmungen genommen wird. Im Zentrum des 
gewerkschaftlichen Selbstverständnisses stehen hierbei die Begriffe der Einheitsgewerk-
schaft, der Tariffreiheit und der Mitbestimmung. Im europäischen Zusammenhang steht 
der DGB als mitbestimmungsorientierte Einheitsgewerkschaft einzig dar. Der Beitrag 
untersucht, wie diese Sonderentwicklung zu verstehen ist und warum es an Parallelen 
in anderen westeuropäischen Ländern mangelt.
überprüft man die Entstehungsphase der Einheitsgewerkschaft in Westdeutschland 
1945—49 und vergleicht man sie mit den Parallelentwicklungen in anderen westeuropäischen 
Ländern (hier: Italien, Frankreich und England), erweist sich der DGB als späte Sonder-
form einer gesamteuropäischen einheitsgewerkschaftlichen Bewegung. Diese entsprang 
vornehmlich aus einem Bündnis sozialdemokratischer und kommunistischer Richtungen 
im Zuge der Befreiung vom Faschismus, wozu in den postfaschistischen Ländern auch die 
katholische Arbeiterbewegung hinzutreten konnte. Diese Einheitsgewerkschaften haben 
sich nicht primär als ökonomische Interessenorganisationen ihrer Mitglieder verstanden, 
sondern als politischer Anwalt der arbeitenden Massen und in ihrem Namen am ökono-
mischen Aufbau in den einzelnen Ländern auf politischer Ebene mitgewirkt. Um die 
Lähmungskrise der frühen Nachkriegsgesellschaften zu überwinden, kam ihnen dabei 
zunächst vor allem eine stabilisierende und disziplinierende Funktion zu, wofür sie auf 
der anderen Seite erhebliche politische Zugeständnisse zur Einführung von Strukturre-
formen (wie Nationalisierung, Mitbestimmung, sozialpolitische Fortschritte) erwirken 
konnten.
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